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Verordnung 741.41 
über Bau und Ausrüstung der Strassenfahrzeuge 
(BAV)1l 

vom 27. ~ugust 1969 

Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf die Artikel 8, 18, 25 und 106 des Strassenverkehrsgesetzes (SVG)2), 

beschliesst: 

Erster Teil: Allgemeine Bestimmungen 

Erster Abschnitt: Geltungsbereich 

Art. 1 

I Diese Verordnung enthält die technischen Anforderungen an die dem SVG. unter­
stehenden Fahrzeuge. 

2 Fahrzeuge, die auch auf Schienen, zu Wasser oder in der Luft verwendet werden, 
unterstehen der Verordnung, solange sie unabhängig von Gleisen auf öffentlichen 
Strassen verkehren. 

3 Luftkissenfahrzeuge, Fahrzeuge mit Propeller- oder Rückstossantrieb sowie andere 
Motorfahrzeuge ohne Räder oder Raupen sind zum Verkehr auf öffentlichen Stras­
sen nicht zugelassen; das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement kann Aus­
nahmen bewilligen .. 

4 Ausländische Fahrzeuge unterstehen dieser Verordnung, soweit sie nicht strengere 
Anforderungen aufstellt als die internationalen Vereinbarungen oder das Recht des 
Immatrikulationslandes. 

Art. la3) Anerkennung ausländischer und internationaler Genehmigungen 

I Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement kann ausländische und inter­
nationale Genehmigungen für die Typen- und Einzelprüfung anerkennen, die den 
schweizerischen Mindestanforderungen bezüglich Verkehrssicherheit und Umwelt­
schutz genügen. 

2 Es regelt die Einzelheiten der Anerkennung und das Verfahren. 

AS 1969 821 
1) Fassung des Tit. gemäss Ziff. 112 der V vom 10. März 1975, in Kraft seit 1. Jan. 1976 (AS 

1975541). 
2) SR 741.01 
3) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Fehr. 1994 (AS 1994 214). 
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741.41 Strassenverkehr 

Zweiter Abschnitt: Einteilung der Fahrzeuge 

Art. 2 Motorfahrzeuge) 

) Motorwagen sind, mit Ausnahme der Motorhandwagen (Abs. 4), alle Motorfahr­
zeuge (Art. 7 SVG) mit wenigstens vier Rädern sowie die mit drei Rädern versehe­
nen Motorfahrzeuge mit mehr als 400 kg Leergewicht und die dreirädrigen Arbeits­
motorfahrzeuge.2) 

2 Motorräder sind, mit Ausnahme der Motorfahrräder (Art. 5 Abs. 2), die einspuri­
gen zweirädrigen Motorfahrzeuge mit oder ohne Seitenwagen sowie die dreirädrigen 
Motorfahrzeuge, die nicht als Motorwagen gelten) Kleinmotorräder sind ein­
plätzige Motorräder ohne Seitenwagen mit einem Hubraum bis zu 50 cm3 oder bei 
elektrischem Antrieb mit einer Dauerleistung bis zu 2 kW. (Betreffend Kindersitz 
vgl. Art. 63 Abs. 3 der Verkehrsregelnverordnung vom 13. Nov. 19623), im folgen­
den VRV genannt).4) 

2bis Mit Raupen versehene Motorfahrzeuge gelten als Motorräder, wenn sie nicht 
durch Abbremsen einer Raupe gelenkt werden, nicht breiter als I m, nicht länger als 
3 m sind, das Leergewicht 400 kg nicht übersteigt und sie nicht die Merkmale von 
Motoreinachsern (Abs. 3) oder Motorhandwagen (Abs. 4) aufweisen. Raupenfahr­
zeuge, die nicht als Motorräder, Motoreinachser oder Motorhandwagen gelten, sind 
Motorwagen. 5) 

3 Motoreinachser sind Motorfahrzeuge mit zwei nebeneinanderliegenden Rädern 
oder mit einem einzigen Rad, die von einer zu Fuss gehenden Person geführt oder 
mit einem Anhänger schwenkbar verbunden werden. Stützrollen hindern die Ein­
reihung als Motoreinachser nicht. 

4 Motorhandwagen sind mehrachsige Motorfahrzeuge mit drei oder mehr Rädern, die 
ausschliesslich für die Führung durch eine zu Fuss gehende Person eingerichtet sind. 

5 Für die Einteilung eines Motorfahrzeugs gelten zwei nebeneinanderliegende Räder 
als ein Rad (Doppelrad), Wenn der Abstand zwischen den Reifen des Doppelrades 
eine Reifenbreite nicht übersteigt. 

Art. 3 Motorwagen 

1 Motorwagen bis zu 3500 kg Gesamtgewicht sind «leichte Motorwagen»; die übri­
gen sind «schwere Motorwagen». 

2 Als Transportmotorwagen gelten Motorwagen zum Personentransport oder zum 
Sachentransport sowie Motorwagen zum Ziehen von Anhängern. Motorwagen, de­
ren Aufbau als Nutzraum (Werkstatt, Verkaufsladen, Ausstellungslokal, Büro, La­
boratorium usw.) dient, sind den Motorwagen zum Sachentransport, Wohnmotor­
wagen den Personentransportfahrzeugen gleichgestellt. 

1) Gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977, wurden die Randtit. in 
Sachüberschriften umgewandelt (AS 19762611). 

2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
3) SR 741.11 
4) Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 

1994 (AS 1994214). 
5) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
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Bau und Ausrüstüng der Strassen fahrzeuge 741.41 

I 3 Es werden die nachstehenden Arten von Transportmotorwagen unterschieden und 
dabei Fahrzeuge, die sowohl für den Personen- wie für den Sachentransport be­
stimmt sind, nach den überwiegenden Merkmalen eingeteilt: 
a. «Personenwagen» sind leichte Motorwagen zum Personentransport mit höch­

stens neun Sitzplätzen einschliesslich Führer. 
b. «Kleinbusse» sind leichte Motorwagen zum Personentransport mit mehr als 

neun Sitzplätzen einschliesslich Führer. 
c. «Gesell.schaftswagen» sind schwere Motorwagen zum Personentransport. 
d. «Lieferwagen» sind leichte Motorwagen zum Sachentransport. 
e. «Lastwagen» sind schwere Motorwagen zum Sacheritransport. 
f.1) «Motorkarren» sind die für den Sachentransport oder zum Ziehen von Anhän­

gern gebauten Motorwagen mit einer Höchstgeschwindigkeit bis 30 kmlh 
(Messtoleranz bei Einzelprüfungen nach Art. 105 Abs. 1 der V vom 27. Okt. 
19762) über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen im Strassenverkehr -
VZV: 10%). 

g. «Traktoren» sind zum Ziehen von Anhängern gebaute Motorwagen mit kurzem 
Radstand und höchstens einem geringen eigenen Tragraum. 

h. «Sattelschlepper» sind die zum Ziehen von Sattelanhängern gebauten Motor~ 
wagen; sie können einen eigenen Tragraum haben. «Sattelmotorfahrzeug» ist 
die Kombination eines Sattelschleppers mit einem Sattelanhänger. Für die Ein­
teilung als schwere oder leichte Fahrzeuge ist nur das Gesamtgewicht des Sat-
telschleppers massgebend. . 

j) «Gelenkbusse» sind Motorwagen, die mit einem gelenkig verbundenen Nach­
laufteil einen durchgehenden Fahrgastraum aufweisen. 

k. «Trolleybusse» sind Motorwagen, welche die zur Fortbewegung benötigte 
elektrische Energie aus einer Fahrleitung entnehmen, ohne an Schienen gebun­
den zu sein. 

4 Arbeitsmot.orwagen sind Motorwagen, die zur Verrichtung von Arbeiten (wie Sä­
gen, Fräsen, Spalten,Dreschen, Heben und Verschieben von Lasten, Erdbewegun­
gen, Schneeräumung usw.) gebaut sind, höchstens einen geringen Tragraum für 
Werkzeuge und Betriebsstoffe aufweisen und keine Sachentransporte ausführen. Ihr 
Motor kann neben dem Antrieb der Arbeitsgeräte auch für die Fortbewegung des 
Fahrzeugs dienen. Den Arbeitsmotorwagen sind gleichgestellt: 
a. Motorwagen mit Lademulden, die zur Erdbewegung auf Bau- und Arbeits­

plätzen dienen und auf öffentlichen Strassen nur leer überführt werden; 
b. Motorwagen mit Arbeitsgeräten, die über kurze Distanzen ein Ladegut beför­

dern, das sie beim Unterhalt der Strasse auf der Fahrt aufnehmen oder abgeben; 
c. Feuerwehrmotorwagen mit Arbeitsgeräten, auch wenn sie Wasser oder andere 

Brandbekämpfungsmittel mitführen oder Mannschaftsangehörige befördern 
können. 

5 Es werden folgende Arten von Arbeitsmotorwagen unterschieden: 
a. «Arbeitsmaschineil», wenn die Höchstgeschwindigkeit mehr als 30 kmlh 

(Messtoleranz bei Einzelprüfungen nach Art. 105 Abs. 1 VZV: 10%) beträgt; 

I) Fa~sung gemäss Ziff. I der V vom 7. Nov. 1984, in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 19841338). 
2) SR 741.51 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 214). 

3 



741.41 Strassenverkehr 

b. «Arbeitskarren», wenn die Höchstgeschwindigkeit 30 kmJh (Messtoleranz 
bei Einzelprüfungen nach Art. 105 Abs. 1 VZV: 10%) nicht überschreiten 
kann'!) 

6 Arbeitsmotorwagen können als Transportwagen immatrikuliert werden, wenn sie 
allen darauf anwendbaren Vorschriften entsprechen und die Arbeitsgeräte die Sicht 
des Fahrers nicht erheblich einschränken und den Verkehr nicht behindern. 

7 Im Fahrzeugausweis werden Wohnmotorwagen und Fahrzeuge mit aufgebau­
tem Nutzraum (Abs. 2) lediglich als leichte oder schwere Motorwagen bezeichnet 
und nach ihrer Zweckbestimmung umschrieben. Dient ein Fahrzeug dem Personen­
und dem Sachentransport, so sind Platzzahl und Nutzlast einzutragen. Fahrzeuge, 
die durch Austausch wesentlicher Teile ihre Art wechseln, benötigen für jede Art je 
einen Fahrzeugausweis (für landwirtschaftliche Motorfahrzeuge vgl. Art. 48 
Abs. 1).2) 

Art. 4 Anhänger 

1 Anhänger sind Fahrzeuge ohne eigenen Antrieb, die gebaut sind, um von Motor­
fahrzeugen gewgen zu werden. Wird ein Motorwagen nicht mit einem Seil, einer 

I 

Stange und dergleichen (v gl. Art. 72 VRV3» geschleppt, sondern mit Hilfe einer 
Deichsel wie ein Anhänger gezogen, so gelten sinngemäss die Vorschriften für An­
hänger. Abschlepprollis gelten nicht als Anhänger; zur Kennzeichnung genügt ein 
nach hinten gerichteter, roter, nicht dreieckiger Rückstrahler mit einer Mindest­
leuchtfläche von 40 cm2; die höchstzulässige Geschwindigkeit richtet sich nach Ar­
tikelS VRV.4) 

2 Nach der Bauweise werden unterschieden: 
a. Normalanhänger sind Anhänger, deren Deichsel am Zugwagen schwenkbar ge­

kuppelt ist; 
b. Langmaterialanhänger sind Anhänger, deren Ladung, mit oder ohne Hilfs­

brücke, auch auf dem Zugwagen oder einem weiteren Anhänge~ schwenkbar 
aufliegt; 

c.5) Sattelanhänger sind Anhänger, deren Vorderteil mit Hilfe einer Sattelkupplung 
schwenkbar auf dem Zugwagen (Sattelschlepper) aufliegt; 

d. Starre Anhänger sind Anhänger, die mit dem Zugwagen so verbunden sind, 
dass sie nur um die Querachse schwenken können.6) 

3 Als Transportanhänger gelten Anhänger zum Personen- oder zum Sachentransport. 
Anhänger, deren Aufbau als Nutzraum (Werkstatt usw.) dient, sind unter Vorbehalt 
von Absatz 5 den Transportanhängern gleichgestellt. 

4 Es werden folgende Arten von Transportanhängern unterschieden: 
a. «Sachentransportanhänger» sind Anhänger mit Ladebrücken, Tanks oder ande­

ren Laderäumen zur Beförderung von Sachen. 

I) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 7. Nov. 1984, in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 19841338). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
3) SR 741.11 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
5) AS 1972 1748 
6) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 10. Juli 1972 (AS 1972 1577). 
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Bau und Ausrüstüng der Strassen fahrzeuge 741.41 , 

b. «Personentransportanhängef» sind Anhänger, die zur Personenbeförderung be­
sonders eingerichtet sind. 

c. «Wohnanhänger» sind Anhänger mit einem nur zum Wohnen dienenden Auf­
bau. 

d. «Sportgeräteanhänger» sind Anhänger mit besonderen Einrichtungen zum 
Transport von Segelflugzeugen. Booten, Rennwagen usw.; ihnen sind gleichge­
stellt die Anhänger zur Beförderung von Reitpferden. 

5 Arbeitsanhänger sind Anhänger, die als Arbeitsgerät dienen und höchstens einen 
geringen Tragraum für Werkzeuge und Betriebsstoffe aufweisen. Ihnen gleichge­
stellt sind: 
a. Anhänger zum Transport von Bestandteilen, Werkzeugen und Betriebsstoffen 

des Arbeitsmotorwagens, an dem sie mitgeführt werden; 
b. Anhänger, die auf Baustellen als Werkstatt-, Büro-, Umkleide-, Wasch- oder 

Unterkunftsraum oder Werkzeuglager usw. dienen; . 
c. Anhänger mit Arbeitsgeräten, die über kurze Distanzen ein Ladegut befördern, 

das sie beim Unterhalt der Strasse auf der Fahrt aufnehmen oder abgeben; 
d. Anhänger, die so gebaut sind, dass sie nur ein bestimmtes Arbeitsgerät auf-

nehmen können und keine anderweitige Lactemöglichkeit aufweisen; 
e.!) Anhänger der Feuerwehr und des Zivilschutzes. 

6 Arbeitsanhänger können als Transportanhänger immatrikuliert werden, wenn sie 
allen darauf anwendbaren Vorschriften entsprechen und wenn die Arbeitsgeräte den 
Verkehr nicht behindern. 

7 Im Fahrzeugausweis werden die den Arbeitsanhängern gleichgestellten Anhänger 
als Arbeitsanhänger, Anhänger mit aufgebautem Nutzraum (Abs. 3) lediglich als 
Anhänger bezeichnet und durch die Angabe ihres Gebrauchszweckes näher be­
stimmt. 

Art. 5 Fahrräder, Motorfahrräder, Handwagen und Tierfuhrwerke 

1 Fahrräder sind Fahrzeuge mit wenigstens zwei Rädern, die durch mechanische 
Vorrichtungen mit der Kraft der darauf sitzenden Personen fortbewegt werden; aus­
genommen sind Kinderräder. 2) 

2 Motorfahrräder sind einplätzige Fahrzeuge mit einem Hilfsmotor bis zu 50 cm3 

Hubraum oder mit elektrischem Antrieb und einer bauartbedingten Höchstgeschwin­
digkeit von nicht mehr als 30 kmlh in eingefahrenem Zustand auf ebener Strasse, 
wenn sie hinsichtlich Bau, Gebrauchsfähigkeit und Aussehen die Merkmale eines 
Fahrrades oder eines Invalidenfahrstuhles aufweisen (betreffend Kindersitze vgl. 
Art. 63 Abs. 3 VRV3).4) 

3 Handwagen und Stosskarren, inbegriffen Handschlitten, sind Fahrzeuge ohne 
eigenen Antrieb, die von einer zu Fuss gehenden Person gezogen oder gestossen 
werden. 

1) Fassung gemäss Ziff. II der V vom 7. April 1982 (AS 1982531). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
3) SR 741.11 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (~S 1979 1922). 
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741.41 Strassen verkehr 

4 Tierfuhrwerke sind Fahrzeuge ohne eigenen Antrieb, inbegriffen Schlitten, die für 
den Tierzug eingerichtet sind. 

Art. 6 Ausnahmefahrzeuge 

1 Ausnahmefahrzeuge sind Fahrzeuge, die wegen ihres besonderen Verwendungs­
zwecks den an und für sich anwendbaren Vorschriften über Gewichte, Masse, Über­
hang und Nachlaufverhältnisse nicht entsprechen können, sowie die Raupenfahr­
zeuge) 

2 Mit Kontrollschildern für Ausuahmefahrzeuge werden auch die für die Beförde­
rung unteilbarer schwerer Lasten gebauten und vorwiegend für diesen Zweck ein­
gesetzten Fahrzeuge versehen, die leer den Vorschriften entsprechen, vor allem die­
jenigen, deren Leergewicht zwei Drittel des gesetzlich zulässigen Gesamtgewichts 
übersteigt.2) 

3 Ein Fahrzeug, das die gesetzlich zulässige Breite wegen eines vorübergehend er­
forderlichen Zusatzgerätes überschreitet, gilt nicht als Ausnahmefahrzeug; es ist je­
doch eine behördliche Bewilligung (Art. 78 VRV3») erforderlich. Keine Bewilligung 
und keine Nachprüfung ist nötig für vorübergehend erforderliche Zusatzgeräte, Dop­
pelbereifungen, Gitterräder bis zu einer Breite von 3 m an landwirtschaftlichen Mo­
torfahrzeugen (Art. 48) auf Fahrten zwischen Hof und Feld sowie für Schneeräum­
geräte (betreffend Schutzvorrichtungen und Kennzeichnung vgl. Art. 35 hiernach 
und Art. 58 VRV).4) 

3bis Landwirtschaftliche Motorfahrzeuge, welche die Breite von 2,50 m nur wegen 
der montierten Breitreifen überschreiten, gelten bis zu einer Breite von 3 m nicht als 
Ausnahmefahrzeuge, benötigen aber eine behördliche Bewilligung. Als Breitreifen 
gelten Reifen, deren Breite mindestens ein Drittel des Reifenaussendurchmessers be­
trägt.5) 

4 Ausnahmen von den für die entsprechende Fahrzeugkategorie oder Fahrzeugart 
geltenden Bau- und Ausrüstungsvorschriften und Ausnahmebewilligungen für Rau­
penfahrzeuge sind nur zulässig, soweit sie wegen der Zweckbestimmung eines Aus­
n:ahmefahrzeugs oder aus andern zwingenden Gründen notwendig sind und die Ver­
kehrssicherheit nicht beeinträchtigt wird.!) 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 10. Juli 1972 (AS 1972 1577). 
3) SR 741.11 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
~~ . 

5) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). 
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Dritter Abschnitt: Fahrzeugdaten 

Art. 7 Abmessungen 

I Länge und Breite sind zu messen über die äussersten fest mit dem Fahrzeug ver­
bundenen Teile, jedoch ohne Richtungsanzeiger, Markier- und Parklichter, Rück­
spiegel, Profilanzeiger, Schneeketten, Schutz- und Befestigungsvorrichtungen für 
Zoll siegel und Vorrichtungen für die Kontrolle des Reifendrucks. Für vorstehende 
Reifenwülste und andere Gummiteile können bis 1,5 cm je Seite abgezogen werden. 
Die Länge der Anhänger schliesst die Deichsel in waagrechter Stellung bis Mitte 
(Drehpunkt) der Anhängevorrichtung ein. Bei Fahrzeugen zum Transport von Mo­
torwagen sind verschiebbare Stützvorrichtungen bei der Längenmessung nicht zu 
berücksichtigen. I) 2) 

Ibis Als «dickwandiges Isothermfahrzeug» (Art. 64 Abs. I VRV3» gilt jedes Fahr­
zeug, dessen feste oder abnehmbare Aufbauten besonders für die Beförderung von 
Gütern in temperaturgeführtem Zustand entsprechend den Klassen B, C, E und F des 
Übereinkommens vom I. September 1970 über internationale Beförderungen leicht 
verderblicher Lebensmittel und über die besonderen Beförderungsmittel, die für 
diese Beförderungen zu verwenden sind (ATP), ausgerüstet sind und dessen Seiten-

I 
wände.einschliesslich der Wärmedämmung mindestens 45 mm dick sind.4) 

2 Als hinterer Überhang zählen die hinter der Mitte der Hinterachse oder dem Dreh­
punkt der Hinterachsen liegenden Fahrzeugteile.5) 

3 Achsabstand ist die Distanz zwischen den Radmitten der Vorder- und Hinterachse; 
bei Doppelachsen (Art. 67 Abs. 3 VRV) ist es der Mittelwert der beiden Distanzen. 

4 Spurweite ist der Abstand zwischen den Laufbandmitten der Räder derselben 
Achse, gemessen am Berührungspunkt der Reifen mit dem Boden; bei Doppelbe­
reifung ist die Mitte des Reifenzwischenraumes massgebend. 
5 ... 6) 

6 Alle Messungen erfolgen am unbeladenen Fahrzeug. 

Art. 8 Gewichte 

I Leergewicht ist das Gewicht des betriebsbereiten, unbesetzten Fahrzeugs mit allen 
festen Aufbauten, vollen Treibstoffbehältern und den vorgeschriebenen oder übli­
chen Ausrüstungsteilen (Reserverad, Wagenheber, Bordwerkzeug usw.) sowie dem 
allenfalls benötigten Blachengestell. 

2 Betriebsgewicht ist das jeweilige tatsächliche Gewicht des Fahrzeugs mit Fahrer, 
Mitfahrer und Ladung. 

1) Letzter Satz eingefügt durch Ziff. 1I 2 der V vom 25. lan. 1989, in Kraft seit I. Mai 1989 
(AS 1989410). 

2) Fassung gemäss Ziff. 1 der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit I. lan. 1977 (AS 19762611). 
3) SR 741.11 
4) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994214). 
5) Fassung gemäss Ziff. II 2 der V vom 25. lan. 1989, in Kraft seit I. Mai 1989 (AS 1989 

410). 
6) Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994214). 
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3 Gesamtgewicht ist das von Rechts wegen höchstzulässige Gewicht des Fahrzeugs, 
mit Einschluss von Insassen und Ladung. 

4 Garantiegewicht ist das vom Hersteller höchstens zugelassene Gewicht. 

S Nutzlast ist die Differenz zwischen Gesamtgewicht und Leergewicht unter Ein­
schluss einer allfälligen Sattellast. 

6 Sattellast ist der Gewichtsanteil, welcher vom Sattelanhänger über die Sattelkupp­
lung auf den Sattelschlepper übertragen wird. 

7 Deichsellast ist der Gewichtsanteil, welcher über die Anhängerdeichsel auf die 
Anhängerkupplung des Zugwagens übertragen wird. 

8 Die Anhängelast besteht aus dem von Rechts wegen zulässigen Betriebsgewicht 
der mitgeführten Anhänger. 

9 Das Gesamtzugsgewicht (Gewicht des Zuges) besteht aus dem von Rechts wegen 
zulässigen Gewicht eines Zugfahrzeugs und seiner Anhänger mit Einschluss von In­
sassen und Ladung: 

10 Achslast ist das von den Rädern einer Achse oder Doppelachse (Art. 67 Abs. 3 
VRVl) auf die Fahrbahn übertragene Gewicht. 

Art. 9 Kenngrösse des Motors 

1 Die Kenngrösse wird bei Verbrennungsmotoren durch den Hubraum in Kubik­
zentimetern (cm3) , bei Elektromotoren durch die Dauerleistung (Höchstleistung 
während einer Stunde ohne Überhitzung des Motors) in Kilowatt (kW) an der Moto­
reriwelle ausgedrückt. 
2 Die Kenngrösse der Rotationskolbenmotoren, der Turbinenmotoren usw., wird 
vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement nach Anhören der Kantone 
festgelegt. 

Zweiter Teil: Die Motorwagen 

Erster Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen 

1. Masse und Gewichte, Kennzeichnung 

Art. 10 Gewichte, Garantien2) 

... 3) 

2 Der Fahrzeughersteller hat eine Garantie für das Gesamtgewicht und bei mehr­
achsigen Fahrzeugen, die er ohne Aufbau liefert, auch fü[ die Tragkraft jeder ein­
zelnen Achse abzugeben. Das Garantiegewicht muss für alle Fahrzeuge eines Typs 
gleich gross sein.4) 

1) SR 741.11 
2) Fassung gemäss Ziff. III der V vom 3. Dez. 1990 über die Änderung und Aufhebung von 

Erlassen des Strassenverkehrs infolge der Revision vom 6. Okt. 1989 des BO über den 
Strassenverkehr (V vom 3. Dez. 1990), in Kraft seit 1. Febr. 1991 (AS 199178). 

3) Aufgehoben durch Ziff. III der V vom 3. Dez. 1990 (AS 1991 78). 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
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2bis Als «Hersteller» oder «ursprünglicher Hersteller» gilt die Person oder Stelle, die 
gegenüber der Typenprüf- bzw. der Zulassungsstelle für alle Belange des Typenprü­
fungs- bzw. des Zulassungsverfahrens sowie für die Sicherstellung der Überein­
stimmung der Produktion verantwortlich ist. Es ist nicht von Bedeutung, ob sie di­
rekt an allen Herstellungsphasen des Fahrzeugs, Systems oder Fahrzeugteils beteiligt 
ist, das Gegenstand des Typenprüfungs- bzw. des Zulassungs verfahrens ist.!) 

3 Die Heraufsetzung des Gesamtgewichts oder der Tragkraft der Achsen im Einzel­
fall setzt voraus, dass die tragenden Teile des Fahrzeugs oder der Achse mit voraus­
gehender Zustimmung der Immatrikulationsbehörde entsprechend verstärkt werden. 
Gewichtserhöhungen erfordern ein neues Garantiegewicht des ursprünglichen 
Fahrzeugherstellers. Änderungen am Fahrzeug, die eine Herabsetzung des Gesamt­
gewichts bewirken, sind unzulässig.2) 

4 Das Gesamtgewicht darf die Garantie nicht übersteigen. Erweckt eine G1\rantie 
Zweifel, so kann eine Untersuchung durch eine vom Eidgenössischen Justiz- und 
Polizei departement anerkannte Prüfstelle verlangt werden; das Bundesamt für Poli­
zeiwesen legt den erforderlichen Prüfumfang fest. 3) Garantien, welche offensichtlich 
zu tief angesetzt sind, werden abgelehnt. Die Garantie wird zurückgewiesen, wenn 
der Hersteller sie für die Schweiz erheblich tiefer ansetzt als im Ausland. 

S Für Fahrten im Ausland können höhere Gewichte, als sie in der Schweiz gestat­
tet sind, zugelas~en werden. wenn alle vom Eidgenössischen Justiz- und Poli­
zeidepartement bestimmten schweizerischen Bedingungen betreffend Bau und' 
Ausrüstung eingehalten sind, die auch für den internationalen Verkehr als geboten 
erscheinen. . 

6 Liegt für ein umgebautes Fahrzeug keine Garantie für das Gesamtgewicht vom ur­
sprünglichen Fahrzeughersteller vor, so kann auch der Umbauer diese abgeben, 
wenn ein Bericht einer vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement aner­
kannten Prüfstelle die Betriebs- und Verkehrssicherheit bestätigt. Das Bundesamt 
für Polizeiwesen legt den erforderlichen Prüfumfang fest. I ) 

Art. 11 Kennzeichnung, Kontrollschilder und Zeichen 

1 Am Fahrgestell muss an leicht zugänglicher Stelle eine individuelle Nummer gut 
sichtbar eingeschlagen sein. Sie ist bei allen Fahrzeugen des nämlichen Typs an der 
gleichen Stelle anzubringen. 

2 Ein wesentlicher Teil des Motors, z. B. das Kurbelgehäuse, der Motorblock oder 
der Zylinderkopf, muss an leicht zugänglicher Stelle ein unverwischbares Kennzei­
chen tragen.4) 

3 Ferner muss an leicht zuganglicher Stelle ein Schild aus dauerhaftem Material an­
gebracht sein, das unverwischbar den Namen des Herstellers oder die Fabrikmarke 
und die 'fahrgestellnummer enthält. 

1) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Fehr. 1994 (AS 1994214). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
3) Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Fehr. 

1994 (AS 1994 214). 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Fehr. 1994 (AS 1994214). 
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4 Motorwagen müssen vorn und hinten das für diese Stellen bestimmte Kontroll­
schild tragen; Motorfahrzeuge, die ins Ausland fahren, sowie alle Personenwagen 
müssen zusätzlich hinten ein Landeszeichen (Anhang 10) haben. Kontrollschilder 
und Landeszeichen sind gut lesbar und möglichst senkrecht (Neigung nach oben 
max. 30 cm nach unten max. 15 cm anzubringen. Sie müssen sich in einer Höhe 
zwischen 30 cm (unterer Rand) - für das vordere Kontrollschild genügen 20 cm -
und 1,20 m (oberer Rand) befinden, wenn nicht technische oder betriebliche Grün­

de dagegenstehen.l) 

5 Zusätzliche, vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement zugelassene 
amtliche Zeichen können, soweit erforderlich, von der Zulassungsbehörde mit Ein­
trag im Fahrzeugausweis bewilligt werden. Nichtamtliche Schilder oder Zeichen, die 
zu Verwechslungen mit amtlichen Anlass geben oder deren Lesbarkeit beeinträch­
tigen könnten, sind untersagt. 

6 Kontrollschilder und Landeszeichen dürfen nicht verändert, verbogen, zerschnitten 
oder unleserlich gemacht werden. Es darf nur das Landeszeichen des Immatrikula­
tionslandes angebracht sein. 

7 Bei Motorwagen mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 
30 kmlh und weniger als 60 kmlh ist die Höchstgeschwindigkeit im Fahrzeugaus­
weis einzutragen; sie müssen hinten gut sichtbar das Höchstgeschwindigkeitszeichen 
mit der entsprechenden Zahl (Anhang 10) tragen.2) 

8 Schulbusse dürfen vorn und hinten mit dem entsprechenden Kennzeichen nach 
Anhang 10 versehen sein. Dieses muss verdeckt oder entfernt werden, wenn das 
Fahrzeug nicht als Schulbus verwendet wird) 

2. Fahrgestell 

Art. 12 Lenkung, Krdsfahrt4) 

1 Die Lenkung darf nur wenig Spiel haben und muss leicht bedienbar sein. 
Übersteigt die Belastung der Lenkachse 5000 kg oder erfordert die Betätigung 
der Lenkung beim Befahren einer engen Kurve im 1. Gang eine Kraft von mehr 
als 300 N5), so ist eine Lenkhilfe erforderlich; fällt diese aus, so muss das Fahr­
zeug wenigstens kurze Zeit noch durch die Kraft des Führers gelenkt werden 
können. 

2 Hydraulische oder elektrische Lenkungen müssen so gebaut sein, dass ein Versa­
gen unwahrscheinlich ist; nötigenfalls ist eine Warnvorrichtung anzubringen oder 
die Geschwindigkeit zu beschränken. 

1) Fassung des letzten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 
1994 (AS 1994214). 

2) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 1. März 1982 (AS 1982 495). Fassung gemäss Ziff. I der 
V vom 7. Nov. 1984, in Kraft seit 1. Jau. 1985 (AS 1984 1338). 

3) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). 

4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
5) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jau. 1980 (AS 1979 

1922). 
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3 Lenkmechanismus und Lenkgeometrie müssen so ausgelegt und eingestellt sein, 
dass Lenkungsschwingungen unterbleiben und das Fahrzeug bei Normallage der 
Lenkung geradeaus fährt. 

4 Motorfahrzeuge und Anhängerzüge müssen sich in einer Kreisringfläche mit einem 
äusseren Durchmesser von 25 m und einem inneren Durchmesser von 10,60 m be­
wegen können, ohne dass die Projektion eines Fahrzeugteils auf der Fahrbahn aus­
serhalb der Kreisringfläche zu liegen kommt. Bei schweren Motorwagen zum Per­
sonentransport im Linienbetrieb kann die kantonale Behörde Ausnahmen bewilli­
gen.!) 

Art. 12a2) Federung 

Als Luftfederung oder als gleichwertig anerkannte Federung gilt eine Federung ge­
mäss den Anforderungen des Anhangs 1II der Richtlinie Nr. 9217 des Rates vom 
10. Februar 19923)4) zur Änderung der Richtlinie Nr. 85/3 des Rates vom 
19. Dezember 19845)4) über die Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere 
technische Merkmale bestimmter Strassenfahrzeuge. 

Art. 13 Räder und Reifen 

I Die Räder müssen mit ausreichend tragfähigen Luftreifen oder andern, etwa gleich 
elastischen Reifen versehen sein, die sich für die Felgen und für die mögliche 
Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs eignen. Bei Fahrzeugen mit einer Höchstge­
schwindigkeit von über 40 krnlh sind Reifen unterschiedlicher Bauart (Radialrei­
feniDiagonalreifen) an demselben Fahrzeug unzulässig. Das Eidgenössische Justiz­
und Polizeidepartement kann Normen über die Reifentragkraft genehmigen; im übri­
gen gilt die Herstellergarantie. 6) 

2 Vollgummireifen, Eisenreifen und Raupenbänder sind nur zulässig, wo Luftreifen 
unzweckmässig wären. MetalJische Reifen oder Bänder dürfen keine Rippen oder 
Stollen aufweisen. 

3 Schneeketten sowie ähnliche Gleitschutzvorrichtungen müssen auf Schnee und Eis 
das Anfahren, das Bremsen und die Seitenführung gewährleisten; sie dürfen die 
Strasse nicht übermässig beschädigen. Das Eidgenössische Justiz- und Polizeide­
partement erlässt Weisungen über die Anforderungen an Schneeketten und Gleit-
schutzvorrichtungen.6) - -

4 Bei Luftkammer- und Weichreifen darf der Gewichtsanteil je Zentimeter Breite 
der Auflagefläche 200 kg, bei Vollgummi- und Eisenreifen 100 kg nicht überstei­
gen. Bei Raupenbändern darf der Gewichtsanteil je cm2 der gesamten Auflagefläche 
der Raupenbänder höchstens I kg betragen.6) 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994214). 
2) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994214). 
3) EG-Abl. Nr. L 57 vom 2. März 1992, S. 29 
4) Die Texte dieser Vorschriften können beim Bundesamt für Polizeiwesen, 3084 Wabern, 

eingesehen werden. Eine Textausgabe der obengenannten Vorschriften der EGcRichtlinien 
und der ECE-Reglemente kann bei der Eidgenössischen Drucksachen- und 
Materialzentrale, 3000 Bern, gegen Bezahlung bezogen werden. 

5) EG-Abl. Nr. L 2 vom 3. Januar 1985, S_ 14 
6) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
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5 Bei Luftreifen darf das Gewebe nicht verletzt oder blossgelegt sein. Die Rei­
fen müssen auf der ganzen Lauffläche mindestens 1,6 mm tiefe Profilrillen auf­
weisen. I ) 

6 Das Nachrillen abgefahrener Reifen für Personenwagen ist unzulässig. Aufgum­
mierte Reifen müssen den Namen oder ein Merkmal des Aufgummierungswerkes 
tragen; die Angaben über Reifengrösse, Zahl der Einlagen und Bauart müssen er­
kennbar sein. 

7 Mindestens bei einer vom Fahrzeughersteller vorgesehenen Reifendimension müs­
sen auf den angetriebenen Rädern einer Achse Schneeketten montiert werden kön­
nen. Doppelreifen dürfen sich nicht berühren, sofern es der Hersteller nicht aus­
drücklich gestattet.2) 

3. Bremsen 

Art.14 Betriebsbremse 

1 Die Motorwagen müssen mit einer Zweikreis-Betriebsbremse versehen sein, die 
auf alle Räder wirkt und gestattet, das Fahrzeug bei allen vorkommenden Geschwin­
digkeiten und Belastungen rasch und fein abstufbar zum Stehen zu bringen. Die 
Wirkung richtet sich nach Anhang i. 
2 Zweikreisbremsen .weisen eine Bedienungsvorrichtung und zwei getrennte Über­
tragungsvorrichtungen auf, von denen jede mindestens zwei auf verschiedenen Fahr­
zeugseiten liegende Räder bremst und, wenn die andere versagt, das Fahrzeug noch 
mit mindestens einem Drittel der vorgeschriebenen Bremsverzögerung aufhalten 
kann. Das Ausfallen eines Bremskreises muss für den Fahrzeugführer deutlich er­
kennbar sein. 

3 Die Betriebsbremse muss mit den Rädern des Fahrzeugs über nicht auskuppelbare 
Teile verbunden sein und gleichmässig auf alle Räder derselben Achse wirken. Von 
der Bremsbetätigung bis zum Erreichen der vorgeschriebenen Bremswirkung dürfen 
höchstens 0,6 Sekunden verstreichen. 

4 Wird die vorgeschriebene Bremswirkung nur mit Hilfe von Druckluft erreicht, so 
gelten folgende Anforderungen: 
a. Das Druckluftsystem der Bremse muss gegen alle andern druckluftverbrau­

chenden Anlagen gesichert und gegen Frost geschützt sein. 
b. Der Betriebsdruck für die Anhängerbremsleitung muss am Kupplungskopf 5,5 

bis 6,0 bar oder 550 bis 600 kPa3) betragen. 
c. Wird das Bremspedal des Motorwagens ohne Anhänger bei stillstehendem 

Motor sechsmal vollständig betätigt, so darf der Betriebsdruck höchstens um 
einen Drittel abfallen. Der Druckabfall muss bei vollaufenGlem Motor in höch­
stens 60 Sekunden ersetzt sein. 

I) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
3) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). 
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d. Bei stillstehendem Motor darf der Behälterdruck ohne Bremsung in zwei Stun­
den höchstens um 0,5 bar oder 50 kPal) und wenn die Bremse dauernd betätigt 
ist, in fünf Minuten höchstens um 0,3 bar oder 30 kPal) abfallen. 

e. Ein Manometer muss dem Führer den Vorratsdruck der Behälter in bar oder 
kPal) ... 2) anzeigen. eine Vorrichtung muss ihn warnen, wenn der Betriebsdruck 
um mehr als ein Drittel unter den Sollwert abfällt. 

5 Die Bremskraft an der Hinterachse muss sich im Verhältnis zur Last selbsttätig re­
geln, wenn das Gesamtgewicht eines Sattelschleppers mehr als 8000 kg und eines 
anderen Motorwagens mehr als 12 000 kg und zugleich mehr als das Doppelte des 
Leergewichts beträgt. Knapp vor den Druckluft-Bremszylindern sind Prüfanschlüsse 
mit 8 mm Durchmesser anzubringen. 

6 Die Betriebsbremse des Motorwagens muss wirksam bleiben, wenn ein Anhänger 
sich unbeabsichtigt löst. 

7 Zugfahrzeuge für druckluftgebremste Anhänger mit mehr als 5000 kg Gesamt­
gewicht müssen die Anhängerbremse mit einer Zweileitereinrichtungdurch Druck­
abfall in der Steuerleitung betätigen .. Die Schlauchkupplungen dürfen sich nicht 
falsch anschliessen lassen; die Speiseleitung darf keinen Absperrhahn aufweisen. 
Die Kupplung der Steuerleitung in gelber Farbe ist rechts der roten Kupplung für die 
Speiseleitung anzuordnen. 

Art. 15 Hilfs- und StellbreJ;llse 

I Die Motorwagen müssen eine Hilfsbremse und eine Stellbtemse aufweisen. Sie können 
in einer Vonichtung vereinigt sein, wenn die Anforderungen für beide erfüllt bleiben. 

2 Hilfs- und Stellbremse müssen wenigstens auf alle Räder einer Achse wirken. Sie 
müssen von der Betriebsbremse unabhängig sein; die unmittelbar vor den Reibungs­
flächen befindlichen mechanischen Teile bei Federspeicherbremsen auch die Feder­
speicherzylinder können jedoch gemeinsam benützt werden, wenn sie genügend 
stark sind. Die Verbindung zwischen den Betätigungsteilen und den Bremsflächen 
darf höchstens während eines Schaltvorganges kurz unterbrechbar sein. 

3 Die Hilfsbremse muss auch beim Ausfallen der Betriebsbremse gestatten, das Fahr­
zeug fein abstufbar zum Stehen zu bringen. Die Wirkung richtet sich nach Anhang 1. 

4 Von der Bremsbetätigung bis zum Erreichen der vorgeschriebenen Bremswirkung 
dürfen höchstens 0,8 Sekunden verstreichen. Mit Ratschenbremsen muss nach ein­
maligem Anziehen mindestens ein Drittel und nach höchstens dreimaligem Anzie­
hen die volle vorgeschriebene Bremsverzögerung erreicht werden. 

S Wird die vorgeschriebene Bremswirkung nur mit Hilfe von Druckluft erreicht, so 
gelten folgende Anforderungen: 
a. Ohne Druckluft muss mindestens ein Drittel der vorgeschriebenen Bremsver­

zögerung erreicht werden. 
b. Die Druckluft muss in einem gegenüber der Betriebsbremse und den übrigen 

druckluftverbrauchenden Anlagen gesicherten Behälter gespeichert sein. 

1) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). 

2) Ausdruck gestrichen durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979 (AS 1979 1922). 
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c. Wird die Bremsvorrichtung des Motorwagens ohne Anhänger bei stillstehen­
dem Motor viermal vollständig betätigt, so darf der Betriebsdruck höchstens 
um einen Drittel abfallen. 

d.1) Ein Manometer muss dem Führer den Vorratsdruck im Behälter in bar oder 
kPa2) anzeigen. 

e. Bei stillstehendem Motor darf der volle Betriebsdruck in zwei Stunden höch­
stens um 0,5 bar oder 50 kPa2) und wenn die Bremse dauernd betätigt ist, in 
fünf Minuten höchstens um 0,3 bar oder 30 kPa2) abfallen. 

6 Die Stellbremse muss das Wegrollen des vollbeladenen Motorwagens inklusive ei­
nes allfällig mitgeführten, vollbeladenen Anhängers in Steigungen und Gefällen bis 
16 Prozent verhindern und mechanisch so gesichert werden können, dass sie sich 
nicht von selbst löst. Eine gleichzeitig qlit der Stellbremse des Zugfahrzeugs be­
dienbare Anhängerbremse kann mitbenützt werden)) 

Art. 16 Dauerbremsen 

1 Dauerbremsen sind Bremsen ohne mechanische Abnützung, z. B. Staudruck-Mo­
torbremsen, hydraulische Wirbelbremsen, elektrische Wirbelstrombremsen. 

2 Mit einer Dauerbremse müssen versehen sein: 
a. Traktoren und Sattelschlepper mit einem Gesamtgewicht von mehr als 3500 kg: 
b. übrige Motorwagen mit einem Gesamtgewicht von mehr als 8000 kg. 

3 Die Dauerbremse muss von den übrigen Bremsen unabhängig sein, kann jedoch 
eine zusätzliche gemeinsame Betätigung aufweisen. Die Wirkung richtet sich nach 
Anhang 1; sie muss abstufbar sein, wenn eine Verzögerung von mehr als 1,0 rnJs2 

erreicht wird. 

Art. 17 Federspeicherbremsen 

1 Federspeicherbremsen sind als Betriebs-, Hilfs- und Stellbremsen zulässig, wenn 
sie die entsprechenden Bedingungen erfüllen. 

2 Federspeicherbremsen müssen bei Ausfall der üblichen Druckluftquelle mit einer 
Hilfslöse-Einrichtung (z. B. mechanisch, hydraulisch oder mit Druckluft aus einem 
vom Federspeicher-Bremssystem unabhängigen Vorratsbehälter) gelöst werden 
können.4) 

3 Federspeicher-Hilfsbremsen benötigen fur die Druckluft keinen besonderen Behäl­
ter. Dienen sie nur als Stellbremse, so muss die Wirkung nicht abstufbar sein. 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 2I. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
Siehe auch Abs. 1 der SchIß dieser And. am Ende der vorliegenden V. 

2) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). . 

3) Fassnng gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 214). 
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4. Motor, Kraftübertragung, Abgase und Geräusche 

Art. 18 Anlasser, Motorleistung Geschwindigkeitsregler 

1 Der Fahrmotor muss vom Führersitz aus in Gang gesetzt werden können. 1) 

Ibis Verbrennungsmotoren mit Gemischschmierung müssen für den Betrieb mit 
höchstens 2 Prozent Ölbeimischung zum Treibstoff gebaut sein. Bei Motoren mit 
Frischölschmierung darf der Ölverbrauch im Verhältnis zum Treibstoffverbrauch im 
Durchschnitt nicht höher sein.2) 

2 Die Nutzleistung (Anhang 2) des Fahrmotors muss je Tonne des Gesamtgewichtes 
mindestens betragen: 
a. 7,35 kW bei Motorwagen, bei Anhängerzügen und bei Sattelmotorfahrzeugen; 
b. 4,4 kW bei Arbeitsmaschinen und bei Kehrichtabfuhrwagen; 
c. 2,95 kW bei Traktorzügen.3) 

3 Wird bei einem Fahrzeug die für die Kategorieneinteilung massgebende Höchstge­
schwindigkeit durch einen Drehzahlregler begrenzt, so muss dieser so beschaffen 
sein, dass er nicht ausser .Betrieb gesetzt werden kann. Verstelleinrichtungen sind 
mit einer amtlich anerkannten Plombe zu versehen. Werden .Änderungen am Ge­
triebe vorgenommen, so müssen diese dauerhaft sein. Das Sperren von Gängen oder 
Schaltstufen ist unzulässig.4) 

4 Die Plomben sind im Fahrzeugausweis zu vermerken. Sie können mit Ermäch­
tigung des Eidgenössischen J ustiz- und Polizeidepartements von Herstellern 
und Importeuren selbst angebracht werden. Das Fahrzeug darf weiterverwendet 
werden, wenn es zur Ersetzung einer weggefallenen Plombe schriftlich 
angemeldet ist. 

Art. 19 Behälter und Leitungen 

1 Behälter und Leitungen für Treibstoffe, Brems- und andere Flüssigkeiten 
müssen dicht und gegenüber ihrem Inhalt widerstandsfähig sein. Sie dürfen 
nicht aus leicht entflamm barem Material bestehen und sind vom Motor und an­
dern Teilen, die sich stark erhitzen, zu trennen oder abzuschirmen. Abtropfen­
der oder verdunstender Treibstoff darf sich nicht ansammeln oder an heissen 
Teilen entzünden können. 

2 Behälter und Leitungen müssen möglichst gegen Beschädigungen durch Zusam­
menstösse,bewegte Fahrzeugteile usw. geschützt sein. 

3 Verschlüsse und Entlüftungen müssen so gestaltet sein, dass auch bei Kurvenfahrt 
kein Treibstoff und keine Öle ausfliessen können. 

4 Der Treibstoffzufluss zum Vergaser muss vom Führersitz aus abgestellt werden 
können, wenn er bei stillstehendem Motor nicht von selbst unterbleibt. 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
2) Eingefügt durch Ziff. 1 der V v0fl!. 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. lan. 1977 (AS 1976 2611). 

Siehe auch Abs. 2 der SchiB And. vom 29. Nov. 1976 am Schluss der vorlIegenden 
Verordnung. . . 

3) Fassung gemäss Ziff. 1 der V vom 21. Nov: 1979, in Kraft seit I. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
4) Fassung gemäss Ziff.1 der V vom 7. Nov. 1984, in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 19841338). 
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5 Generatoren, Behälter und Leitungen für Treibgas müssen dicht und gegen Flam­
menrückschlag gesichert sein. Ihre Absperr- und Reguliervorrichtungen müssen 
deutlich erkennen lassen, ob sie offen oder geschlossen sind. 

6 Behälter und Leitungen, in denen Gase oder Flüssigkeiten unter Druck stehen 
oder unter Druck treten können, müssen genügend stark gebaut und mit den 
nötigen Sicherhei tsventilen versehen sein. Treibgasbehälter unterstehen den 
Normen für entsprechende Transportbehälter (vgl. V vom 24. Mai 19721) über 
die Beförderung gefährlicher Güter auf der Strasse [SDR]). Das Eidgenössische 
Justiz- und. Polizeidepartement legt für Fahrzeuge mit Flüssiggasantrieb 
spezielle Anforderungen fest)) 

7 Bei Dampfmaschinen und Ersatztreibstoffanlagen dürfen keine festen und flüssi­
gen Rückstände auf die Fahrbahn fallen. 

8 Sanitäre Anlagen auf Fahrzeugen müssen so gebaut sein, dass keine Flüssigkeiten 
oder andere Abfälle auf die Fahrbahn gelangen können)) 

. 9 Bei Fahrzeugen mit Fremdzündungsmotoren muss das Treibstoffsystem hinsicht­
lich Verdampfungsemissionen den Vorschriften nach Anhang 3 entsprechen.4) 

Art. 20 Kupplung, Anfahrvermögen, Getriebe, Differential 

I Der Motor, das Getriebe oder eine Kupplung müssen gewährleisten, dass der Fahr­
motor auch bei haltendem Fahrzeug weiterdrehen kann und ein ruckloses Anfahren 
sowie sehr langsames Fahren möglich ist. 

2 Die Motorfahrzeuge und Anhängerzüge müssen mit voller Ladung in Steigungen 
bis 15 Prozent einwandfrei anfahren können. 

3 Motorwagen mit mehr als 200 kg Gesamtgewicht müssen einen Rückwärtsgang 
haben. Die Antriebsachse braucht ein Differential, wenn der Abstand zwischen den 
Mitten der am meisten voneinander entfernten Räder mehr als 70 Cm beträgt und die 
Räder nicht einzeln angetrieben sind. 

4 ... 5) 

Art. 21 Auspuff, Abgase, Schalldämpfung 

I Die Abgase müssen durch dichte Rohre aus widerstandsfähigem Material 
möglichst unschädlich abgeführt werden. Die Auspuffanlage muss nötigenfalls 
gegen brennbare Teile und austretende brennbare Flüssigkeiten abgeschirmt 
und kurze Auspuffrohre müssen mit einem Flammen- oder Funkenschutz 
versehen sein. 

2 Die Auspuffrohre dürfen höchstens 10 cm vor dem seitlichen, hinteren oder oberen 
Fahrzeugrand enden, jedoch seitlich nicht vorstehen; ein Abgasstrahl darf nur nach 

I) [AS 1972 1893, 1973 1279,1974799,1975 1553 Ziff. I, II Abs. 2, 1976 2163, 1979 1429, 
1980425 1132,1981 150476,198220612241640,1983478 1363; SR 741.21 Art. 116 
Ziff. 3. SR 741.621 Art. 36 Abs. 2]. Heute: vgl. V vom 17. April 1985 (SR 741.621). 

2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
3) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
4) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Okt. 1986 (AS 1986 1833). 
5) Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994214). 
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oben, unten, hinten oder bis zu 45° links der Fahrzeuglängsachse ausströmen. Aus­
genommen sind Arbeitsfahrzeuge, aufgebaute Arbeitsmotoren und landwirtschaftli­
che Fahrzeuge. 

3 Fahrmotoren und ihre Auspuffanlagen müssen so gebaut und unterhalten sein, dass 
die Vorschriften über Rauch, Abgase und Kurbelgehäusc-Entlüftung nach Anhang 3 
eingehalten werden.') . 

4 Die durch das Fahrzeug erzeugten Geräusche dürfen das technisch vermeidbare 
Mass, insbesondere die Grenzwerte des Anhangs 4, nicht überschreiten. I) Auspuff­
und Ansaugvorrichtungen sind mit wirksamen und dauerhaften Schalldämpfern aus­
zurüsten. Wenn andere Teile vermeidbaren Lärm verursachen, so sind schalldämp­
fende Massnahmen zu treffen. 

S Abgenutzte oder schadhafte Schalldämpfer sind zu ersetzen; Ersatzschalldämpfer 
müssen ebenso wirksam sein wie die ursprünglich zugelassenen. Unnötige lärmstei­
gernde Eingriffe am Fahrzeug sind untersagt, selbst wenn die zulässige Geräusch­
grenze eingehalten bleibt. 

6 Türen, Kofferdeckel, Schiebedächer usw. müssen leise schliessbar sein. Bremsen, 
Seitenladen, Anhängerkupplungen, angebaute Geräte usw. dürfen keinen vermeid­
baren Lärm verursachen. 

5. Aufbau und Führerkabine 

Art. 22 Aufbau' 

I Die Verbindung von festen und wegnehmbaren Aufbauten, Silos, Tanks usw. mit 
dem Fahrgestell muss den im Betrieb auftretenden Kräften gewachsen sein. Kipp­
bare Führerkabinen und Ladebrücken müssen gegen ein Zurückkippen zuverlässig 
gesichert werden können. 

2 Beim leeren und beim gleichmässig mit voller Nutzlast beladenen Fahrzeug 
muss auf ebener Strasse die zulässige Achsbelastung eingehalten sein und die 
gelenkte Achse mindestens 20 Prozent des Betriebsgewichts tragen; dies ist 
auch bei der Anordnung von Sattelkupplungen und Langgutträgern zu beach­
ten. Der hintere Übt<rhang darf höchstens 5 m betragen.2) Nach vorn dürfen Fahr­
zeugteile oder Arbeitsgeräte höchstens 3m, Zusatzgeräte an landwirtschaftli­
chen Motorfahrzeugen auf Fahrten zwischen Hof und Feld höchstens 4 m vor 
die Mitte der Lenkvorrichtung reichen.3) 

3 ..• 4) 

4 Fahrzeuge, die wegen ihrer Bauart oder ihrer Verwendung für andere Strassenbe­
nützer eine nicht leicht erkennbare Gefahr bilden, sind vorn und hinten auffällig mit 

1) Fassung gernäss Ziff. I der V vorn 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982495). 
2) Fassung des zweiten Satzes gernäss Ziff. I der V vorn 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 

1994 (AS 1994214). 
3) Fassung des zweiten und dritten Satzes gernäss Ziff. I der V vorn 19. Febr. 1992, in Kraft 

seit 1. April 1992 (AS 1992 536). 
4) Aufgehoben durch Ziff. I der V vorn 22. Dez. 1993 (AS 1994214). 
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rund 10 cm breiten schwarz-gelben oder rot-weis sen Streifen zu versehen; die Strei­
fen können retroreflektierend sein. l ) 

5 Führer und Mitfahrer müssen gegen eine Berührung mit den Rädern geschützt sein. 
Der Aufbau oder besondere Kotflügel müssen bei Geradeausfahrt die ganze Breite 
der Reifenlauffläche oben und nach hinten bis 10 cm - bei Personenwagen bis 
15 cm - über die Höhe der Achsmitte "decken.2) 

6 Gepäckträger u. dgl. dürfen das Kontrollschild nicht verdecken und die Ausstrah­
lungswinkel der Be!euchtungsvorrichtungen nicht einschränken. Das Gewicht von 
Dachgepäckträgern, Dachrosten u. dgl. darf zusammen mit ihrer Zuladung höch­
stens 50 kg betragen. Gestützt auf eine Garantie des Fahrzeugherstellers kann die 
kantonale Behörde auf Ersuchen des Halters durch Eintrag.im Fahrzeugausweis ein 
höheres Gewicht bewilligen.3) 

7 Lastwagen (Art. 3 Abs. 3 Bst. e) müssen mit einer seitlichen Schutzvorrichtung 
gemäss den Anforderungen der Ziffern 6-8 des EeE-Reglements Nr. 734)5) oder des 
Anhangs der Richtlinie Nr. 89/297 des Rates vom 13. April 19896)5) zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über seitliche 
Schutzvorrichtungen (Seitenschutz) bestimmter Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger ausgerüstet sein. Das Eidgenössische Justiz- und 
Polizeidepartement regelt die Einzelheiten und bestimmt die Ausnahmen.7)8) 

Art. 23 Innenraum, Türen, Fenster 

1 Führer und Mitfahrer von Motorwagen müssen gegen das Herausfallen und gegen 
die Berührung mit äussern Hindernissen geschützt sein; Trittstufen und Einstiege 
müssen einen Gleitschutz aufweisen. Spitzen, scharfe Kanten und hervorstehende 
Teile im Fahrzeuginnern sind zu vermeiden, abzuschirmen oder zu polstern. 

2 Motorwagen müssen eine Windschutzscheibe, Lastwagen eine vom Laderaum ge­
trennte Führerkabine haben. Transportfahrzeuge - ausgenommen Motorkarren - oh­
ne abgetrennte Führerkabine sind mit einer Vorrichtung zu versehen, die den Führer 
und die Mitfahrerbeim Bremsen vor dem Transportgut schützt; in den auch zum Sa­
chentransport verwendeten Personenwagen genügen blockierbare Rücklehnen, wenn 
nur niedrige Lasten befördert werden.9) 

3Die Führerkabine der Lastwagen und der Personenraum bei Motorwagen zum ge­
werbsmässigen Personentransport müssen Schutz gegen die Witterung bieten, ge-

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 214). 
2) Fassung des zweiten Satzes gemä~s Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febt. 

1994 (AS 1994214). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
4) ElECE/324II ElECEffRANS/505 } Rev. lfAdd. 72 vom 29. Februar 1988 
5) Die Texte dieser Vorschriften können beim Bundesamt für Polizeiwesen, 3084 Wabern, 

eingesehen werden. Eine Textausgabe der obengenannten Vorschriften der EG-Richtlinien 
und der ECE-Reglemente kann bei der Eidgenössischen Drucksachen- und 
Materialzentrale, 3000 Bern, gegen Bezahlung bezogen werden. 

6) EG-ABl. Nr. L 124 vom 5. Mai 1989, S. 1 
7) Eingefügt durch Ziff. ~.der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
8) Siehe auch die SchlB And. 22. Dez. 1993 am Ende dieser V. 
9) Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 

1992 (AS 1992536). 
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lüftet und geheizt werden können. Führerkabinen mit nur einer Tür müssen einen 
Notausstieg haben .... 1) 

3 bis Personenwagen, Lieferwagen, Kleinbusse und leichte Sattelschlepper mit einer 
Höchstgeschwindigkeit von über 30 kmJh2) müssen für die vorderen Sitzplätze mit 
Dreipunkt-Sicherheitsgurten ausgerüstet sein; Personenwagen müssen zudem für 
andere nach vorn gerichtete Sitze mit Hüft-, Diagonal- oder Dreipunkt-Sicherheits­
gurten versehen sein. Das Eidgenössische Justiz- und Polizei departement kann 
gleichwertige Rückhaltevorrichtungen anerkennen. Sind drei vordere Sitzplätze zu­
gelassen, so genügen für den mittleren Sitz Hüftgurten. Die Sicherheitsgurten dürfen 
nur an den vom Fahrzeughersteller vorgesehenen Verankerungen befestigt werden; 
sie müssen einfach bedienbar sein, dem Fahrzeugführer das Erreichen der wichtigen 
Bedienungselemente gestatten und dürfen den Benützer nicht gefährden. Die Veran­
kerungen für Sicherheitsgurten müssen den Anforderungen des ECE-Reglements 
Nr. 14, die Sicherheitsgurten den Anforderungen des ECE-Reglements NI. 16 oder 
andern vom Eidgenössischen Justiz- und Polizei departement anerkannten gleich­
wertigen Bestimmungen entsprechen}) 

4 Türen müssen gegen ungewolltes Öffnen gesichert sein. Seitliche Türen, bei Dop­
peltüren der sich zuerst öffnende Teil, müssen die Scharniere vorn haben. Türen in· 
der Rüc.kwand müssen so gesichert sein, dass sie seitlich nicht über die Fahrzeugka­
rosserie hinausragen können, wenn sie während der Fahrt offen bleiben. Die Türen 
von Aufbauten zur Personenbeförderung müssen sich von innen öffnen lassen, aus­
genommen bei Fahrzeugen für polizeiliche Transporte. 

5 Alle Fensterscheiben in Räumen für Führer und Mitfahrer müssen aus Sicherheits­
glas oder einem ähnlichen Material bestehen, das bei Bruch keine erheblichen Ver­
letzungen verursachen kann. Scheiben, die für die Sicht des Führers nötig sind, müs­
sen eine klare verzerrungsfreie Durchsicht gestatten, witterungsfest sein und auch 
nach längerem Gebrauch mindestens 70 Prozent Licht durchlassen. Windschutz­
scheiben müssen bei Bruch dem Führer noch eine ausreichende Durchsicht ermögli­
chen. 

6 Die Windschutzscheibe bei leichten Motorwagen mit einer Höchstgeschwindigkeit 
über 40 km/h muss aus geprüftem Verbund-Sicherheitsglas (Mehrschichten-Sicher­
heitsglas) bestehen.4) 

Art. 24 Sitz- und Stehplätze 

I Alle Sitze müssen gut befestigt sein, eine Rückenlehne sowie eine Unterlage für 
die Füsse aufweisen. Quer zur Fahrtrichtung angebrachte Einzelsitze müssen Seiten­
lehnen oder Abschlüsse, Längsbänke beidseitig einen Abschluss und nach höchstens 

1) Letzter Satz aufgehoben durch Ziff 11 2 der V vom 10. März 1975 (AS 1975 541). 
2) Ausdruck gemäss Ziff. 1 der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit I. April 1992 (AS 1992 

536). 
3) Eingefügt durch Ziff. 112 der V vom 10. März 1975 (AS 1975 541). Fassung gemäss Ziff. I 

der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). Siehe auch Abs. I der 
SchlB Änd. vom 21. Nov. 1979 am Schluss der vorliegenden Verordnung. 

4) Eingefügt durch Ziff. 1 der V. vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit I. Jan. 1977 (AS 1976 
2611). Siehe auch Abs. 3 der SchlB Änd. vom 29. Nov. 1976 am Schluss der vorliegenden 
Verordnung. 

19 



741.41 Strassen verkehr 

vier Plätzen eine Zwischenlehne aufweisen. Der Sitz für den Lenker muss in der 
Längsrichtung verstellbar sein und ein möglichst ermüdungsfreies Fahren erlauben. I) 

2 Stehplätze sind nur zulässig bei Gesellschaftswagen und Kleinbussen im Linien­
verkehr sowie bei Motorwagen, auf denen Lade- oder Überwachungspersonal steh­
end mitgeführt werden muss. Im Nahverkehr kann die kantonale Behörde nötigen­
falls auch in anderen Fällen Stehplätze bewilligen.2) Bei Stehplätzen sind genügend 
Haltevorrichtungen anzubringen. Äussere Stehplatten müssen gleitsicher sein)) 

3 Zur Berechnung der Platzzahl ist das durchschnittliche Gewicht einer Person mit 
70 kg, in Schulbussen mit 40 kg je Kind anzunehmen; bei Fahrzeugen zum Perso­
nentransport bleibt ein allfälliges Gepäck unberücksichtigt. (Für die Bestimmung der 
Platzzahl vgl. Anhang 5). 

Art. 25 Sicht, Rückspiegel, Bedienungsteile, Kontrollgeräte 

1 Der Führer muss bei einer Augenhöhe von 75 cm über die Sitzfläche ausserhalb 
eines Halbkreises von 12 m Radius die Fahrbahn frei überblicken können. Ist diese 
Bedingung bei Arbeitsmotorwagen nicht erfüllt, so verfügt die Zulassungsbehörde 
die erforderlichen Auflagen (zusätzliche Spiegel, Mitfahrer, Begleitfahrzeug). 

2 Die Motorwagen müssen links und rechts aussen je einen Rückspiegel tragen, 
womit der Führer die Fahrbahn seitlich neben dem Aufbau und nach hinten min­
destens 100 m weit leicht überblicken kann. Bei Traktoren und Motorkarren mit ei­
ner Spurweite von mehr als 1250 mm müssen die Rückspiegel so angebracht sein, 
dass sie sich je bis zu einer Distanz von 1,}0 m von der Fahrzeuglängsachse bis zum 
Zentrum der Spiegelfläche verstellen lassen. Bei Personenwagen mit ausreichendem 
Heckfenster, die keine sichthemmenden Ladungen oder Anhänger mitführen, ersetzt 
ein Innenspiegel den rechten AussenspiegeL4) 

3 Rückspiegel müssen möglichst erschütterungsfrei angebracht sein und ein verzer­
rungsfreies Bild ergeben. Die. Spiegelfläche muss bei leichten Motorwagen minde­
stens 70 cm2, bei schweren Motorwagen, wenn sie konvex ist, mindestens 150 cm2 

und, wenn sie plan ist, mindestens 300 cm2 betragen. Der Krümmungsradius konve­
xer Spiegel darf nicht weniger als 80 cm messen. 

4 Die Bedienungsvorrichtungen müssen zweckmässig und die Kontrollgeräte leicht 
ablesbar sein. . 

5 Das Kupplungspedal muss links vom Bremspedal und das Bremspedal links vom 
Gaspedal angeordnet sein, ausgenommen bei Traktoren, Arbeitsmotorwagen und 
Raupenfahrzeugen.5) Sie müssen genügend Zwischenraum voneinander haben und 
mit Ausnahme des Gaspedals mit Gleitschutz versehen sein .... 6) 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
2) Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 

1992 (AS 1992536). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. F~br. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). Siehe auch Abs. 1 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). 
6) Letzter Satz aufgehoben durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994214). 
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Art. 26 Gefährliche Fahrzeugteile, Reklamen 

I Unnötige gefährliche Teile aussen am Fahrzeug sind untersagt, namentlich Kühler­
figuren, schmale Vorsprünge oder Teile mit scharfen Kanten, Spitzen oder Schnei­
den. Fahrzeuge, deren Karosserie gefährlich gestaltet ist, dürfen nicht zum Verkehr 
zugelassen werden. 

2 Notwendige Teile, namentlich Rückspiegel, Beleuchtungsvorrichtungen, Schar­
niere, Türgriffe usw., müssen so gestaltet, angebracht oder geschützt sein, dass die 
Verletzungs gefahr für Strassenbenützer bei Unfällen möglichst gering ist. (V gl. An­
hang 6.) 

3Anschlüsse für den Antrieb von Anhängerachsen, Zapfwellen u. dgl. müssen mit 
wirksamen Schutzvorrichtungen versehen sein. 

4 Aufschriften, Bemalungen und Reklamen an Motorfahrzeugen dürfen die Auf­
merksamkeit anderer Strassenbenützer nicht ablenken. Schaukasten, gegen­
ständliche Reklamen und eigentliche Reklameautbauten sind untersagt. 
Reklametafeln auf Personenwagen dürfen nicht höher als 20 cm sein und das 
Fahrzeug nach oben um höchstens 30 cm überragen. Die nach kantonalem 
Recht zuständige Behörde kann bei Veranstaltungen Ausnahmen gestatten (v gl. 
auch Art. 27 Abs. 5).1) 

6. Beleuchtung und Richtungsblinker 

Art. 27 Art und Anzahl der Lichter 

I An Motorwagen müssen folgende Lichter und Rückstrahler fest angebracht sein: 
a. vorn zwei Fernlichter, zwei Abblendlichter und zwei Standlichter; 
b. hinten zwei Schlusslichter, zwei Rückstrahler, zwei Bremslichter und eine Kon­

trollschildbeleuchtung; 
c. bei Fahrzeugen mit über 8 m Länge: beidseitig mindestens je ein nach der Seite 

wirkender Rückstrahler in zweckmässiger Anordnung. 
2 Motorwagen ohne Batterie müssen vorne zwei Rückstrahler tragen.2) 

3 An Fahrzeugen mit über 2,10 m Breite - ausgenommen an landwirtschaftlichen 
Fahrzeugen - müssen zwei Markierlichter vorn angebracht werden, wenn die Stande 
lichter, und zwei Markierlichter hinten, wenn die Schlusslichter mehr als 10 cm vom 
Fahrzeugrand entfernt sind. I) 

4 Erlaubt sind zusätzlich folgende Einrichtungen:3) 

a. bei allen Motorwagen: 
1.1) vorn: zwei Fernlichter (entweder fest angebracht oder in Abhängigkeit der 

Lenkung schwenkbar), zwei Nebellichter, zwei Markierlichter; sind vier 
einklappbare Fernlichter vorhanden: zwei zusätzliche Fern- oder Ab-' 
blendlichter ausschliesslich für Lichthupensignale; 

1) Fassunggemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982 495). 
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2.1) 

3. 
4. 
5. 

6. 
7.2) 

hinten: zwei Markierlichter, ein oder zwei Rückfahrlichter, eine Beleuch­
tung des Landeszeichens, ein oder zwei Nebelschlusslichter; 
nach der Seite wirkende Rückstrahler und Markierlichter; 
eine optische Warn vorrichtung (Lichthupe); 
eine Innenbeleuchtung für den Passagier- und Laderaum, die nicht störend 
nach aussen wirkt; 
Warnlichter. die an geöffneten Türen nach hinten leuchten; 
Warnblinklichter zur Kennzeichnung des Fahrzeugs. 

b. bei einzelnen Arten von Motorwagen: 
1.3) an Motorwagen, deren Länge 6 m und deren Breite 2 m nicht übersteigt: 

auf beiden Seiten Parklichter; 
2. an leichten Motorwagen zur gewerbsmässigen Personenbeförderung: eine 

nicht blendende Kennlampe sowie kleine Lichter zur Kontrolle der Taxuhr 
von aussen; 

3. an Gesellschaftswagen im Linienverkehr: beleuchtete Strecken- und Fahr­
zieltafeln; 

4. an Motorwagen mit Allradantrieb, Lastwagen, Traktoren, Sattelschleppern, 
Arbeitsmotorwagen und Motorkarren: die erforderlichen Arbeitslichter; 

5.4) an Fahrzeugen von Notfallärzten (Art. 26 Abs. 4 VZV5): ein mit gelbem 
Blinklicht versehenes Kennzeichen «Arzt/Notfall»; 

6.6) an landwirtschaftlichen Motorfahrzeugen, die vorne für das Mitführen von 
Zusatzgeräten eingerichtet sind: zwei zusätzliche Abblendlichter in einer 
Anbauhöhe von höchstens 280 cm, sofern 
- jeweils gleichzeitig nur ein Abblendlicht-Paar leuchten kann und 
- die zusätzlichen Abblendlichter mit zusätzlichen Standlichtern inein-

ander- oder zusammengebaut sind. 

c. mit Bewilligung der Zulassungsbehörde, durch Eintrag im Fahrzeugausweis:7) 

1.2) an Fahrzeugen der Feuerwehr, Polizei und Sanität: Blaulichter und 
Suchlampen sowie auf dem Dach montierte, nach vom und hinten 
sichtbare gelbe Warnblinkleuchten; an Schneepistenfahrzeugen Such­
lampen, die den te.chnischen Anforderungen für Fernlichter entsprech­
en müssen; 

2. an Fahrzeugen, die für die übrigen Verkehrsteilnehmer eine nicht leicht 
erkennbare Gefahr bilden, u.lld an ihren Begleitfahrzeugen: gelbe Gefah­
renlichter; 

3.8) an Fahrzeugen der Polizei: vom und hinten eine beleuchtete Aufschrift in 
Normal- oder Spiegelschrift, z. B. «Stau», «Unfall», «Stop Polizei». 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 19791922). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
4) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 1976 2611). 
5) SR 741.51 
6) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
7) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982495). 
8) Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976 (AS 19762611). Fassung gemäss Ziff. I 

der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 536). 
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5 Alle weiteren, aus sen am Fahrzeug angebrachten oder nach aus sen gerichteten 
Beleuchtungsvorrichtungen, insbesondere Suchlampen und Weitstrahler, sind unter­
sagt, ebenso selbstleuchtende, beleuchtete, lumineszierende oder retroreflektieren­
deI) Aufschriften und Bemalungen. Fahrzeuge der Polizei, Feuerwehr und Sanität, 
die mit Blaulichtern und wechseltönigem Zweiklanghorn (Art. 27 Abs. 4 Bst. c und 
34 Abs. 2) versehen sind, dürfen mit lumineszierender oder fluoreszierender roter 
Farbe gekennzeichnet sein.2) 

Art. 28 Allgemeine Anforderungen an Lichter und Rückstrahler 

1 Die Lichter müssen solid befestigt und gegen das Eindringen von Wasser und 
Staub geschützt sein durch Glas oder durch Kunststoff, der sich nicht verformt, 
schwer brennbar ist und stets klar bleibt. Bei farbigem Licht muss die Färbung dau­
erhaft sein. 

2 Paarweise zusammengehörende Lichter und Rückstrahler gleicher Art müssen 
gleiche Form, Stärke und Farbe aufweisen, symmetrisch zur Längsachse des 
Fahrzeugs und in gleicher Höhe über dem Boden angebracht sein. Sie müssen 
mit Ausnahme der Parklichter gleichzeitig aufleuchten oder erlöschen. Rich­
tungsblinker müssen je Seite vorn, seitlich und hinten gleichzeitig aufleuchten 
oder erlöschen.2) . 

3 Zwei oder mehrere Lichter oder Rückstrahler gleicher Funktion gelten als ein 
einziges Licht oder ein einziger Rückstrahler, wenn die Summe ihrer 
Projektionsfläche in der Hauptstrahlrichtung mindestens 60 Prozent des Inhalts 
eines sie so eng wie möglich umfassenden Rechtecks ausmacht und wenn sie 
zusammen die Anforderungen an ein einziges Licht oder einen einzigen 
Rückstrahler erfüllen. Diese Regelung gilt nicht für Fernlichter, Abblend­
lichter, Nebellichter, Nebelschlusslichter, Blaulichter und gelbe Gefahren­
lichter.3) 2) 

4 Lichter verschiedener Art und Rückstrahler können in einem Beleuchtungskörper 
vereinigt werden, wenn die Vorschriften für jedes Element eingehalten bleiben und 
sie einander nicht beeinträchtigen .. 

5 Für Farbe, Grösse, Einstellung und weitere Anforderungen gelten Artikel 29 und 
Anhang 7. 

Art. 29 Einzelne Lichter 

1 Fernlichtermüssen die Fahrbahn auf eine Entfernung von wenigstens 100 m aus­
reichend beleuchten. Ihr Leuchten muss dem Fahrzeugführer durch ein leicht sicht­
bares Kontrollicht angezeigt werden. Beim Umschalten auf die Abblendlichter und 
umgekehrt darf kein Lichtunterbruch wahrnehmbar sein. Halogen-Fernlichter sind 

I) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994 
214). 

2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I. Jan. 1980 (AS 19791922). 
3) Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 

1994 (AS 1994214). 
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nur an Fahrzeugen mit Halogen-Abblendlichtern zulässig oder wenn sie separat und 
nur zusätzlich zum gewöhnlichen Fernlicht geschaltet werden können. 

2 Abblendlichter müssen einen nach oben deutlich begrenzten Lichtfleck aufweisen 
oder eine deutliche Hell-Dunkel-Grenze, die links der Scheinwerferachse waagrecht 
verläuft und rechts davon um höchstens 15 ansteigt. Sie werden unter Berücksichti­
gung der Fahrzeugbelastung so eingestellt, dass der waagrechte Teil der Hell-Dun­
kel-Grenze in 50 m oder die obere Begrenzung des Lichtflecks rechts der Schein­
werferachse in 75 m auf der Fahrbahn auftrifft. 

3 Stand-, Schluss-, Markier- und Parklichter dürfen nicht blenden und müssen nachts 
bei klarem Wetter auf eine Entfernung von 300 m sichtbar sein. 

4 Bremslichter müssen bei Tag auf wenigstens 100 m und in der Nacht auf wenig­
stens 300 m deutlich erkennbar sein, ohne zu blenden. Sie müssen bei Betätigung 
der Betriebsbremse aufleuchten. Wenn sie mit den Schlusslichtern vereinigt sind, 
müssen sie sich durch die Farbe oder die Leuchtstärke deutlich von ihnen unter­
scheiden. 

5 Die Kontrollschildbeleuchtung muss das Kontrollschild möglichst gleichmässig 
beleuchten, so dass es nachts bei klarem Wetter aus einer Entfernung von wenig­
stens 20 m leicht abgelesen werden kann. Es darf kein direktes Licht von hinten 
sichtbar sein. 

6 Standlichter, Schlusslichter, Kontrollschildbeleuchtung und Markierlichter müssen 
stets leuchten, wenn die Fern-, Abblend- oder Nebellichter eingeschaltet sind. Die 
Stand-, Schluss- und Markierlichter können auch als Parklichter dienen, wenn sie 
nicht mehr als 40 cm vom Fahrzeugrand und in der für Parklichter vorgeschriebenen 
Höhe angebracht sind.!) 

7 Nebellichter müssen ein breitstrahlendes, nach oben gut abgegrenztes Licht erzeu­
gen; sie dürfen zusammen mit den Standlichtern, den Abblendlichtern, den Fernlich­
tern oder einer Kombination dieser Lichter leuchten. Der obere Rand ihrer Leucht­
fläche darf nicht über jenem der Abblendlichter liegen. I) 

8 Als Lichthupe kann das Fernlicht oder das Abblendlicht verwendet werden.!) Beim 
Loslassen der Betätigungsvorrichtung müssen die Lichtzeichen aufuören. Beim 
Betätigen der Lichthupe müssen die übrigen Lichter nicht mitleuchten. 

9 Rückfahrlichter dürfen nicht blenden und nur die nähere Umgebung hinter dem 
Fahrzeug beleuchten. Haben sie gerichtetes Licht, so muss die Mitte des Strahlen­
bündels in höchstens 15 m Entfernung auf die Fahrbahn auftreffen. Sie müssen bei 
Vorwärtsfahrt und beim Ausschalten der Zündung erlöschen oder, wenn das Fahr­
zeug keine elektrische Zündung hat, beim Ausschalten des Hauptkontaktes oder der 
Fern- und Abblendlichter. 

10 Arbeitslichter dürfen nicht blenden und nur das Fahrzeug und seine unmittelbare 
Umgebung beleuchten. Ihr Leuchten muss dem Führer durch eine Kontrollampe an­
gezeigt werden, wenn es für den Führer nicht leicht sichtbar ist. 

II Als Warnblinklichter zur Kennzeichnung des Fahrzeugs (Art. 27 Abs. 4 Bst. a 
Ziff. 7) können die Richtungsblinker oder die Bremslichter so geschaltet werden, 

I) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
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dass sie zusammen aufleuchten und erlöschen. I) Zum Einschalten ist ein separater 
Schalter erforderlich. Die Blinkfrequenz muss 90 + 30 pro Minute betragen. Eine 
Kontrollampe muss dem Fahrzeugführer anzeigen, wenn die Warnblinkanlage ein­
geschaltet ist. 

12 Die Anforderungen an Blaulichter und gelbe Gefahrenlichter richten sich nach 
dem ECE-Reglement Nr. 652)3)4)5) Blaulichter müssen rundum, gelbe Gefahrenlich­
ter rundum oder vorwärts und rückwärts blinken. Ihr Leuchten muss dem Führer 
durch ein Kontrollicht angezeigt werden. 

13 Das Notfallkennzeichen für Ärztefahrzeuge besteht aus einem keilförmigen Ge­
häuse aus durchscheinendem Kunststoff (Grundfläche rd. 26 cm x 18 cm, Höhe rd. 
13 cm). Es trägt als Symbol auf allen vier Seiten ein schwarzes Kreuz auf weissem 
Feld und auf der Vorder- und Rückseite die Aufschrift «Arzt/Notfall». Die Vorrich­
tung wird durch Blinklicht von innen beleuchtet und darf nicht blenden; es können 
zwei Glühlampen mit einer Höchstleistung von je 25 Watt verwendet werden. Die 

. Blinkfrequenz beträgt 90 ± 30 pro Minute. Das Kennzeichen ist auf dem Wagendach 
." so zu befestigen, dass es bei Geschwindigkeiten bis 120 km Std. nicht herunterfallen 

kann. 

14 Rückstrahler müssen dauerhaft sein und flächenhaft wirken, auch wenn sie aus 
mehreren Teilen bestehen. Ihre Vorderseite muss möglichst glatt, ihre Rückseite 
verspiegelt oder wasser- und staubdicht abgeschlossen sein. Sie müssen im Scheine 
eines Motorfahrzeug-Fernlichtes auf eine Entfernung von mindestens ISO m auffal­
len. Sind Sie sind so anzubringen, dass sie das Licht am stärksten waagrecht und in 
der Fahrzeuglängsachse, bei seitlichen Rückstrahlern senkrecht zu dieser Achse zu­
rückwerfen. Dreieckige Rückstrahler sind an den Motorfahrzeugen nicht zulässig. 
Im übrigen richten sich die Anforderungen an die Rückstrahler nach dem ECE-Re­
glement Nr. 36)3) oder der Richtlinie Nr. 76/757 des Rates vom 27. Juli 19767)3) zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Rückstrahler für Kraft­
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger. 8)5) 

15 I. Nebelschlusslichter müssen wenigstens 100 mm von den Bremslichtern 
entfernt angebracht sein. Werden zwei Nebelschlusslichter montiert, muss eines in 
der linken Hälfte, das andere in der rechten Hälfte der Fahrzeugrückseite 
symmetrisch zur Längsachse in gleicher Höhe angebracht sein. Ist nur ein 
Nebelschlusslicht montiert, muss es in der linken Hälfte der Fahrzeugrückseite 
angebracht sein. 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). 

2) ElECE/324 11 ElECErrRANS/505 } Rev. ]/ Add. 64 vom 4. September 1986 
3) Die Texte dieser Vorschriften können beim Bundesamt für Polizeiwesen, 3084 Wabern, 

eingesehen werden. Eine Textausgabe der obengenannten Vorschriften der EG-Richtlinien 
und der ECE-Reg1emente kann bei der Eidgenössischen Drucksachen- und 
Materialzentrale, 3000 Bem, gegen Bezahlung bezogen werden. 

4) Fassung gemäss Ziff. ~.der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 214). 
5) Siehe auch die SchlB And. 22. Dez. 1993 am Ende dieser V. 
6) ElECE/324// ElECErrRANSI505 } Add. 2/Rev. 1 Amend. 2 vom 5. Mai 1991 
7) BG-Abl. Nr. L 262 vom 27. September 1976 S. 32, geändert durch die Richtlinie 87/354 

(BG-Abl. Nr. L 192 vom 11. Juli 1987, S. 43) 
8) Letzter Satz eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 

(AS 1994 214). 
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2. Nebelschlusslichter dürfen zusammen mit den Nebel-, Abblend- und Fernlichtern 
oder mit einer Kombination dieser Lichter leuchten; sie dürfen jedoch beim 
Betätigen der Lichthupe nicht aufleuchten oder erlöschen; beim Schalten zwischen 
Fern- und Abblendlicht dürfen eingeschaltete Nebelschlusslichter nicht erlöschen.!) 
Sind sie eingeschaltet, so muss dies dem Fahrzeugführer durch ein gut sichtbares 
Kontrollicht angezeigt werden. Die Nebelschlusslichter müssen unabhängig von den 
andern Lichtern ausgeschaltet werden können. Nebelschlusslichter dürfen mit jedem 
andern, nach hinten gerichteten Licht zusammengebaut, jedoch nicht mit andern 
Lichtern kombiniert sein. Sie dürfen mit den Schluss- und Parklichtern ineinander­
gebaut sein. Die Anforderungen richten sich nachdem ECE-Reglement Nr. 38 oder 
der EG-Richtlinie 77/538.2) 

Art. 30 Richtungsblinker 

! Motorwagen müssen mit Richtungsblinkern versehen sein, die bei klarer Sicht 
nachts wenigstens auf 300 m und tagsüber wenigstens auf 100 m sichtbar sind, ohne 
zu blenden. 

2 Die Richtungsblinker müssen spätestens eine Sekunde nach dem Einschalten auf­
leuchten und 60-bis 120mal in der Minute blinken. Die Anforderungen für Lichter 
(Art. 28) gelten sinngemäss, Farbe, Grösse, Wirkung und Anordnung richten sich 
nach Anhang 7. 

3 Wenn der Führer das Leuchten der Richtungsblinker nicht von seinem Sitz aus se­
hen kann, so muss es ihm durch ein optisches oder akustisches Signal, das den 
Blinkrhythmus wiedergibt, angezeigt werden.!) 

7. Übrige Einrichtung und Ausrüstung 

Art. 31 Elektrische Anlage. Funkentstörung 

! Elektrische Leitungen müssen den auftretenden Stromstärken genügen, isoliert, 
gegen Reibung und Entflammung möglichst geschützt und nötigenfalls mit Siche­
rungen versehen sein. 

2 Die Batterie ist so anzubringen oder zu schüt,zen, dass kt(ine Flüssigkeit auslaufen 
kann und kein Kurzschluss oder Brand zu befürchten ist. 

3 Die elektrische Anlage, auch zusätzlicher Motoren, darf den Radio- und Fernseh­
empfang nicht stören. (Vgl. Anha!lg 8.) 

Art. 32 Scheibenwischer, Scheibenwaschanlage, Defroster 

! Windschutzscheiben, über die der Führer nicht leicht hinwegsehen kann, müssen 
mit kräftigen Scheibenwischern versehen sein, die ein ausreichendes Sichtfeld be­
streichen. 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Fehr. 1994 (AS 1994214). 
2) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
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2 Die Scheibenwischer müssen selbsttätig wirken und mindestens 40 einfache Be­
wegungen in der Minute ausführen können. 

3 Leichte Motorwagen mit Scheibenwischern müssen eine Scheibenwaschanlage ha­
ben. 

4 Auf geschlossenen Motorwagen muss eine, Vorrichtung (Defroster, Ventilation) 
das Beschlagen oder Vereisen der Windschutzscheibe während der Fahrt mindestens 
im Wirkungsbereich der Scheibenwischer verhindern. 

Art. 33 Geschwindigkeitsmesser, Fahrtschreiber 

I Motorfahrzeuge müssen im Blickfeld des Führers einen auch nachts ablesbaren 
Geschwindigkeitsmesser haben; die Anzeige muss bis zur möglichen Höchstge­
schwindigkeit des Fahrzeugs reichen und in kmJh erfolgen ... .1).1) 

2 Die am Geschwindigkeitsmesser angezeigte Fahrgeschwindigkeit darf nie unter 
der tatsächlichen Geschwindigkeit liegen. Im Bereich zwischen 40 kmJh und 
120 kmJh3) muss zwischen der vom Geschwindigkeitsmesser angezeigten Ge­
schwindigkeit VI und der tatsächlichen Geschwindigkeit V2 folgende Beziehung 
bestehen: 

. V o $; VI - V2 $; _2 + 4 '" (kmJh) 
10 

Diese Anforderungen gelten nicht für Geschwindigkeitsmesser, die in Fahrtschrei­
bern oder Restwegschreibern eingebaut sind.4) 

3 Mit einem Fahrtschreiber zur Kontrolle der Arbeits- und Ruhezeit und zur Abklä­
rung von Unf::illen müssen ausgerüstet sein: 
a. schwere Motorwagen, ausgenommen Arbeitsmotorwagen; 
b. gewerbliche zweiachsige Traktoren und Sattelschlepper mit eInem Gesamt-

zugsgewicht von mehr als 5000 kg; 
c. leichte Motorwagen zum gewerbsmässigen Personen transport. 

4 Der Fahrtschreiber muss auf einheitlichen Einlageblättern die Fahrgeschwindig­
keit, die Länge der Fahrstrecke und die Lenkzeit aufzeichnen. Ferner muss er den 
Nachweis des Führerwechsels unp der Arbeitszeit des Mitfahrers sowie, bei stillste­
hendem Fahrzeug, den Nachweis der Arbeitszeit und der Pausen zweier Personen 
ermöglichen. Er muss so gebaut sein, dass seine wesentlichen Funktionen nicht be­
einträchtigt werden können.5) 

4bis Fahrtschreiber müssen durch eine vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeide­
partement anerkannte MontagesteIle eingebaut, geprüft und repariert werden. Aner­
kannt werden Werkstätten, die für sorgfältige Ausführung dieser Arbeiten Gewähr 

1) Letzter Satz aufgehoben durch Ziff. 1 der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994 214). 
2) Fa~sung gemäss Ziff. 1 der V vom21. Nov. 1979, in Kraft seit I. Jan. 1980 (AS 19791922). 

Siehe auch Abs. 1 der SchlB And. vom 21. Nov. 1979 am Schluss der vorliegenden 
Verordnung. 

3) Ausdruck gemäss Ziff. 1 der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Fehr. 1994 (AS 1994 
214). 

4) Fassung gemäss Ziff.1 der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
5) Fassung gemä~s Ziff. 11 2 der V ypm 25. Jan. 1989, in Kraft seit l. Mai 1989 (AS 1989 

410). Siehe auch die SchlB dieser Anderung am Schluss der vorliegenden Verordnung. 
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bieten und über geschultes Personal, die erforderlichen Einrichtungen und die fach­
männische Betreuung durch einen Hersteller oder Generalimporteur von Fahrt­
schreibern verfügen. Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement erlässt 
Weisungen über die Ariforderungen an die Montagestellen.l) 

5 Fahrtschreiber und Anschlussteile müssen ständig mit den erforderlichen Plomben 
0/ 

einer anerkannten Montagestelle versehen sein. Nach Arbeiten am Fahrzeug mUSS 

der Halter sich vergewissern, dass die Plomben unverletzt sind. Wenn die Arbeiten 
die Genauigkeit der Aufzeichnungen beeinträchtigen, so ist der Fahrtschreiber neu 
prüfen zu lassen. 

6 Anstelle des nach Absatz 3 vorgeschriebenen Fahrtschreibers kann ein Restweg­
schreiber, der die Geschwindigkeit auf der zuletzt gefahrenen, wenigstens 250 m 
langen Strecke aufzeichnet, treten:2) 

a.3) in Fahrzeugen, die ausschliesslich für Personentransporte im Linienverkehr 
verwendet werden; 

b. in Fahrzeugen der Feuerwehr, Sanität und Polizei, die mit den besonderen 
Warnvorrichtungen ausgerüstet sind. 

Fahrzeuge der Armee und der Militärverwaltung benötigen Fahrtschreiber oder 
Restwegschreiber nach der Verordnung vom 1. Juni 19834) über den militärischen 
Strassenverkehr (MSV).5) 

Art.34 Akustische Warn- und Alarmvorrichtungen 

1 Motorfahrzeuge müssen mit mindestens einer akustischen Warnvorrichtung ausge­
rüstet sein. Zulässig sind nur Vorrichtungen, die einen ununterbrochenen, g1eichblei­
benden Ton oder Akkord erzeugen. 

, 2 Motorfahrzeuge mit Blaulicht (Art. 27 Abs. 4 Buchst. c) sind mit einem wechsel­
tönigen Zweiklanghorn zu versehen; Fahrzeuge im Linienverkehr auf Bergpost­
strassen dürfen ein wechseltöniges Dreiklanghorn aufweisen (Anhang 9).6) 

2bis Motorfahrzeuge der Polizei, des Zivilschutzes sowie die für Übungszwecke und 
im Ernstfall von den zivilen Katastrophenorganisationen speziell bezeichneten Mo­
torfahrzeuge dürfen mit einer Alarmanlage nach Artikel 10 der Zivilschutzverord­
nung vom 27. November 19787) (ZSV) ausgerüstet sein; diese Alarmanlage unter­
steht nicht der Typenprüfung nach Anhang 11.1) 

3 Leichte Motorwagen für den gewerbsmässigen Personentransport und Fahrzeuge 
für den Transport von Geld und Wertsachen dürfen gemäss Bewilligung der Zulas­
sungsbehörde durch Eintrag 'im Fahrzeugausweis mit einer Alarmanlage versehen 
sein, die aus zwei Starktonhupen besteht, von denen eine einen tiefen Dauerton, die 
andere'einen höheren unterbrochenen Ton abgibt. (Vgl. Anhang 9.) 

1) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982495). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29., Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
3) Fassung gemäss Ziff. II 2 der V vom 25. Jan. 1989, in Kraft seit 1. Mai 1989 (AS 1989 

410). 
4) SR 510.710 
5) Fassung des letzten Satzes gemäss Art. 88 Ziff. I der V vom 1. Juni 1983 über den 

militärischen Strassenverkehr (SR 510.710). 
6) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982495). 
7) SR 520.11 
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4 Nicht vorgesehene Tonerzeuger, besonders Sirenen und andere gellende Warnvor­
richtungen, Phantasiesignale wie Glocken, Klingeln und Tierstimmen sowie Aus­
puffhörner sind verboten. Aussenlautsprecher sind nur mit Bewilligung der zustän­
digen Behörde für besondere Veranstaltungen sowie auf Fahrzeugen im Linienver­
kehr, der Polizei, der Feuerwehr und des Zivilschutzes zulässig sowie auf den für 
Übungszwecke und im Ernstfall von den zivilen Katastrophenorganisationen spe­
ziell bezeichneten Motorfahrzeugen. \ ) 

5 Motorwagen dürfen mit einer akustischen Diebstahl-Warnanlage versehen sein, die 
über eine spezielle Vorrichtung im oder aussen am Fahrzeug ein- und ausschaltbar 
sein muss. Warnanlagen, die im Fahrzeuginnenraum ein- und ausgeschaltet werden, 
dürfen frühestens 7 Sekunden nach dem öffnen der Türen, der Motorhaube oder des 
Kofferraumes ansprechen. Warnanlagen, die auf Erschütterung des Fahrzeugs an­
sprechen, sind nicht zulässig. Das akustische Warnsignal muss einen ununterbro­
chenen Ton abgeben und nach spätestens 30 Sekunden selbsttätig abschalten. Für 
die akustische Warnvorrichtung gelten die Anforderungen nach Anhang 9 Ziffer 2. 
Mit dem akustischen Warnsignal dürfen gleichzeitig die Abblendlichter aufleuchten 
oder blinken.2) 

Art. 35 Begrenzungsanzeiger, Kennzeichnung vorstehender Teile 

I Motorwagen. die bei der Vorderachse gemessen mehr als 10 crh schmäler sind als 
hinten, und solche. die einen um mehr als 10 cm breiteren Anhänger mitführen, . 
müssen im Blickfeld des Führers Begrenzungsanzeiger tragen, welche die Gesamt­
breite des Fahrzeugs oder Zuges anzeigen. 

2 Als Begrenzungsanzeiger können Scheiben, Kugeln oder die Rückspiegel verwen­
det werden, welche sich auf einem elastischen, gefederten oder leicht zurückklapp­
baren Träger befinden. Vorrichtungen zur Anzeige der Anhängerbreite müssen 
leicht zurückgestellt oder entfernt werden können. ( 

3 Fahrzeugteile oder Geräte. die nicht leicht erkennbar mehr als 15 cm seitlich oder 
mehr als 1 m nach vorne oder nach hinten vorstehen, müssen mit rund 10 cm breiten 
schwarz-gelben oder rot-weissen Streifen versehen, nötigenfalls durch eine Haube 
oder einen Aufsatz mit der gleichen Kennzeichnung auffällig gemacht werden; die 
Streifen können retroreflektierend sein) 
4-5 ... 4) 

Art. 36 Diebstahlsicherung, Unterlegkeil, Pannensignal usw. 

I Personenwagen müssen, abgesehen vom Tür- und Zündschloss, mit einer wirksa­
men, auf der Fahrt ungefährlichen Diebstahlsicherung versehen sein (z. B. Lenk­
oder Getriebeschloss, Schalthebelverriegelung). 

2 Auf schweren Motorwagen ist leicht zugänglich mindestens ein wirksamer Unter­
legkeil mitzuführen. 

1) Fassung gemäss Ziff. r der V vom I. März 1982, in Kraft seit I. Mai 1982 (AS 1982495). 
2) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I. lan. 1990 (AS 1979 1922). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994 214). 
4) Aufgehoben durch Ziff. rr 2 der V vom 25. Jan. 1989 (AS 1989 410). 
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3 Auf Motorwagen, auf über I m breiten Dreirädern und auf Anhängern an Motor­
einachsern muss ein nach dem ECE-Reglement Nr. 271)2) geprüftes und 
gekennzeichnetes Pannensignal vorhanden sein. Die 'yerwendung des Pannensignals 
richtet sich nach Artikel 23 VRV3).4)5) 

4 Die Winkkelle (Art. 28 Abs. 4 VRV) muss gemäss Anhang 10 ausgestaltet sein. 

S Fahrzeuge von gehbehinderten oder gehörlosen Fahrzeugführern dürfen vorn und 
hinten mit dem entsprechenden Kennzeichen nach Anhang 10 versehen sein. Dieses 
muss verdeckt oder entfernt werden, wenn das Fahrzeug von einem nicht gehbe­
hinderten oder nicht gehörlosen Führer gelenkt wird.6) 

Art. 37 , Anhängerkupplung 

1 Der Kupplungsteil am Zugwagen muss an genügend starken Teilen befestigt sein 
und eine Sicherung gegen unbeabsichtigtes Öffnen aufweisen. 

2 Die Kupplung muss spielfrei oder auf Zug und Druck gefedert sein. Die Anhänger­
deichsel muss in der Höhe und nach der Seite genügend geschwenkt und um die 
Längsachse ausreichend verdreht werden können. (Für Sattelkupplungen vgl. 
Art. 42 Abs. 2 und 3, für Anhängerkupplungen an landwirtschaftlichen Zugfahr­
zeugen vgl. Art. 48 Abs. 6).7) 

3 Die zulässige Deichsellast kann beschränkt werden, soweit die Ausführung des 
Kupplungsteilsoder die Federung des Motorwagens dies erfordert; sie darf bei 
leichten Motorwagen 300 kg und bei schweren Motorwagen 1000 kg nicht überstei­
gen, ausser wenn sie vor oder wie bei Traktoren unmittelbar nach der Hinterachse 
des Zugfahrzeugs aufliegt. . 

4 Auf dem Kupplungsteil am Zugwagen sind unverWischbar zu vermerken: 
- der Name des Herstellers oder die Fabrikmarke; 
- die vom Hersteller garantierte Zugkraft oder die garantierte Anhängelast.8) 

8. Änderungeu am Fahrgestell uud Motor 

Art. 38 
I Eine Verlängerung des Achsabstandes um mehr als 20 Prozent, eine Steigerung der 
Motorleistung um mehr als 20 Prozent sowie eine Verbreiterung der Spur dürfen nur 
vom ursprünglichen Fahrzeughersteller vorgenommen werden oder wenn er erklärt, 

1) E/ECE/324 // EIECErrRANS/505 } Rev. 1/Add.26, Amend.3 vom 30. April 1985 und 
KOff. 1 vom 9. Oktober 1992 

2) Die Texte dieser Vorschriften können beim Bundesamt für Polizeiwesen, 3084 Wabern, 
eingesehen werden. Eine Textausgabe der obengenaIinten Vorschriften der EG-Richtlinien 
und der ECE-Reglemente kann bei der Eidgenössischen Drucksachen- und 
Materialzentrale, 3000 Bern, gegen Bezahlung bezogen werden. 

3) SR 741.11 
4) Fassung gemäss Ziff. tder V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
5) Siehe auch die SchlB And. 22. Dez. 1993 am Ende dieser V. 
6) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). 
7) Fassung des letzten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 

1992 (AS 1992536). 
8) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit L Jan. 1977 (AS 19762611). 
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dass sich das Fahrzeug dafür eignet. Dieses ist nachher neu zu prüfen (Art. 83 
Abs. 3 und 4).1) 

Ibis Eine Spurverbreiterung, die ausschliesslich durch das Anbringen von nicht mit 
dem Fahrzeug geprüften Rädern mit anderer Einpresstiefe entsteht, ist· ohne Eig­
nungserklärung des ursprünglichen Fahrzeugherstellers zulässig, sofern die Ein­
presstiefe je Rad um nicht mehr als 1 Prozent der Spurweite abweicht. Dabei ist von 
der 'ursprünglichen bzw. der grössten auf dem Typenschein aufgeführten Spurweite 
und der kleinsten aufgeführten Einpresstiefe auszugehen. Das Fahrzeug ist neu zu 
prüfen.2) 

2 Jede Änderung des Achsabstandes, die nicht vom Hersteller ausgeführt wird, be- . 
darf einer vorherigen Bewilligung der Zulassungs behörde, die nur erteilt wird, wenn 
für fachgerechte Arbeit, inbegriffen Anpassung der Lenkung, Kraftübertragung und 
Bremsen, Gewähr besteht. Das Fahrzeug ist vor und nach Anbringen des Aufbaus 
neu zu prüfen. 

3 Ausser beim Umbau in landwirtschaftliche Fahrzeuge darf die bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit nicht durch nachträgliche Änderungen, namentlich am Mo­
tor oder an der Kraftübertragung, herabgesetzt werden) 

Zweiter Abschnitt: 
Besondere Bestimmungen für einzelne Motorwagenarten 

1. Gesellschaftswagen und Kleinbusse 

Art. 39 Innenraum 

I Bei Gesellschaftswagen muss der Führersitz von den übrigen Sitzen abgetrennt 
sein. In Auto- und Trolleybussen mit Stehplätzen muss dem Führer während der 
Fahrt freie Sicht in einem Winkel von je 90° nach rechts und links, nötigenfalls 
durch Schranken, gesichert sein. 

2 Durchgänge und Stehplätze müssen gleitsicher sein und eine Höhe von min­
destens 1,85 m aufweisen; im unteren Stock von doppelstöckigen Gesell­
schaftswagen genügt eine Höhe von 1,80m. Im oberen Stock von doppel­
stöckigen Gesellschaftswagen sowie bei Kleinbussen mit höchstens 16 Plätzen 
genügt für die Durchgänge eine Höhe von 1.50 m. Zusätzliche Sitzplätze im 
Mittelgang sind unzulässig,4) 

3 Der Fahrgastraum muss elektrische Beleuchtung haben. Ist er vom Führerraum ge­
trennt, so müssen die Mitfahrenden Nothalte veranlassen können. 

4 Aus den Gepäckträgern darf Gepäck auch bei starkem Bremsen nicht herunterfal-
len können. ' ' 

I) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov, 1979, in Kraft seit I. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
2) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994214). 
3) Eingefügt durch Ziff. I der V vom I. März 1982, in Kraft seit I. Mai 1982 (AS 1982495), 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vOn:t.29, Nov, 1976, in Kraft seit I. lan. 1977 (AS 19762611). 

Siehe auch Abs .2 der SchIB And, vom 29. Nov. 1976 am Schluss der vorliegenden 
Verordnung. 
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5 Die Zahl der erlaubten Sitz- und Stehplätze ist im Fahrzeug gut sichtbar anzuge­
ben. (Für die Bestimmung der Platzzahl siehe Anhang 5.) 

Art. 40 Türen, Notausstieg, zusätzliche Ausrüstung 

1 Alle Gesellschaftswagen müssen eine Türe mit mindestens 60 cm lichter 
Weite auf der rechten Seite haben. Wagen mit mehr als 26 Mitfahrerplätzen be­
nötigen zwei Türen dieser Breite, von denen sich bei Fahrzeugen für mehr als 
34 Mitfahrer eine rechts vorn und eine rechts hinten oder in der Rückwand be­
finden muss. 

2 Automatische oder ferngesteuerte Türen müssen einen Klemmschutz haben und 
mit einer Notlösevorrichtung bei der Türe geöffnet werden können. 

3 Jeder Gesellschaftswagen und Kleinbus benötigt ausserdem für je zehn Mitfahrer­
plätze einen Notausstieg mit einer lichten Weite von mindestens 60 cm auf 43 cm. 
Diese Ausstiege sind deutlich zu kennzeichnen und möglichst gleichmässig auf bei­
den Fahrzeugseiten anzuordnen. Sie müssen sich rasch und leicht öffnen oder frei-

. machen lassen; erforderliche Werkzeuge sind gut sichtbar und griffbereit anzuord­
nen. 

4 In Gesellschaftswagen muss eine ausreichende Bordapotheke sowie minde­
stens ein griffbereiter Feuerlöscher mit wenigstens 6 kg Füllung vorhanden 
sein. 

2. Traktoren 

Art. 411) 
1 Traktoren müssen folgende Bedingungen erfüllen: 
a. Die Länge der Ladefläche darf das 1,4fache der grössten Spurweite - vorn oder 

hinten - nicht überschreiten und die Breite das Fahrzeug - ohne Zusatzgeräte -
seitlich nicht überragen; dabei muss sich der Schwerpunkt zwischen den Ach­

sen befinden. Ist diese Bedingung nicht eingehalten, so darf die Ladefläche bei 
Fahrzeugen bis zu 1500 kg Leergewicht 1,50 m2, bei den übrigen 0,10 m2 je 
100 kg des Fahrzeugleergewichts, jedenfalls aber 3 m2 nicht übersteigen. 

b. Die Höchstgeschwindigkeit darf im kleinsten Vorwärtsgang nicht mehr als 
6 kmlh betragen. 

2 Bei gewerblichen Traktoren ist die Nutzlast, inbegriffen Ballast, auf 50 Prozent des 
Fahrzeugleergewichts, jedoch höchstens auf 3000 kg beschränkt. 

3. Sattelschlepper 

Art. 42 
1 ... 2) 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 214). 
2) Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994214). 
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2 Bis zu einem Gesamtgewicht von 45 000 kg sind nur Sattelkupplungen erlaubt, die 
für die Aufnahme eines Gelenkzapfens mit 50,8 mm (2 Zoll) Durchmesser geeignet 
sind, für höhere Gewichte auch solche für die Aufnahme eines Gelenkzapfens mit 
88,9 mm (3 112 Zoll) Durchmesser. 

3 Auf dem Kupplungsteil am Sattelschlepper sind unverwischbar zu vermerken: 
. - der Name des Herstellers oder die Fabrikmarke; 
- die vom Hersteller garantierte Sattellast sowie die garantierte Anhängelast oder 

das Gesamtzugsgewicht. l ) 

4 Ist ein Sattelanhänger dauerhaft mit dem Schlepper verbunden oder verkehrt ein 
Sattelmotorfahrzeug mit Kollektivschildern, so kann das hintere Schild desSchlep­
pers fehlen, d.h. als Schild des Anhängers verwendet werden. 

4. Motorwagen mit elektrischem Batterieantrieb 

Art. 43 

I Auf den durch Batteriestrom angetriebenen Fahrmotoren sind an gut zugänglicher 
Stelle die Spannung in Volt und die Dauerleistung an der Motorwelle in Kilowatt 
(kW) sowie die zugehörige Drehzahl je Minute unverwischbar anzugeben. 

2 Der Fahrstrom muss durch einen Schalter unterbrochen und die Inbetriebnahme 
des Fahrzeugs durch Unbefugte verhindert werden können. Bei Überlastung des 
elektrischen Antriebs muss eine Hauptsicherung den Stromkreis unterbrechen. 

3 Der Fahrstrom muss bei Vollbremsung selbsttätig ausschalten oder mitbremsen. 
Eine Bremse muss eine Reibungsbremse sein. 

S. Motorwagen mit Tank- und Siloaufbauten 

Art. 44 

I Tanks und Silos dürfen nur so gross sein, dass die leichtesten der hauptsächlich be­
förderten Ladegüter beim möglichen Füllungsgrad die Nutzlast des Fahrzeugs nicht 
überschreiten. 

2 Tanks zum Transport von Flüssigkeiten mit mehr als 7500 I Inhalt müssen Quer­
Schwallwände aufweisen, die sie in einzelne Abteile von nicht mehr als 7500 I In­
halt unterteilen. Aussparungen in den Schwallwänden, inbegriffen Durchstiegsöff­
nungen, dürfen zusammen 0,3 m2 nicht übersteigen.2) 

3 Die Schwerpunkthöhe der gefüllten Tanks oder Silos ab Boden darf bis 10 Prozent 
.. grösser sein als die Fahrzeugbreite. 

4 Bestimmungen über die Beförderung gefährlicher Güter3) bleiben vorbehalten. 

I) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V'vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 19791922). 
3) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). 
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5 Tankfahrzeuge zum Transport von Motoren- oder Flugbenzin müssen so gebaut 
und ausgerüstet sein, dass ein Umschlag nach Anhang 2 Ziffer 33 der Luftreinhalte­
Verordnung (LRV) vom 16. Dezember 19851) möglich ist.2) 3) 

6. Arbeitsmotorwagen 

Art. 45 

1 Lichter und Richtungsblinker müssen nicht fest angebracht sein, wenn technische 
oder betriebliche Gründe entgegenstehen. Für Fahrten auf öffentlichen Strassen sind 
aber tagsüber die Bremslichter und, wenn die Handzeichen nicht von allen Seiten 
gut sichtbar sind, die Richtungsblinker, nachts und bei schlechter Witterung alle 
Lichter und die Richtungsblinker, ausgenommen die Kontrollschildbeleuchtung, be­
helfsmässig anzubringen. 

2 Arbeitsmotorwagen, ausgenommen solche mit Lademulden, Strassenreinigungs­
fahrzeuge und Feuerwehrmotorwagen dürfen keine grössere Ladefläche haben als 
Traktoren (Art. 41). Die für das Bedienungspersonal und die Arbeitsverrichtungen 
erforderlichen Plattformen gelten nicht als Ladefläche. Kotflügel (Art. 22 Abs. 5) 
dürfen aus technischen oder betrieblichen Gründen fehlen. 

3 Arbeitskarren benötigen keine Kontrollschildbeleuchtung.4) 

7.Invalidenfahrzeuge 

Art. 46 

1 Um Invalidenfahrzeuge, namentlich ihre Bedienungsvorrichtungen, dem Gebre­
chen des Führers anzupassen, kann von den Ausrüstungsvorschriften abgewichen 
werden, soweit es dieBetriebssicherheit gestattet. (V gl. auch Art. 36 Abs. 5.) 

2 Das Eidgenössische Justiz- undPolizeideparteI)1ent kann Weisungen erlassen über 
die je nach Art des Gebrechens einheitliche Ausrüstung von Invalidenfahrzeugen 
und verfügen, dass solche Fahrzeuge vor der Zulassung von besonders ausgebildeten 
amtlichen Sachverständigen zu prüfen sind. 

8. Motorwagen mit beschränkter Höchstgeschwindigkeit 

Art. 47 

1 Für Motorwagen, deren Höchstgeschwindigkeit 40 km/h nicht überschreiten kann, 
gelten folgende Ausnahmen:5) 

a. Es sind nicht erforderlich: 
- die Dauerbremse (Art. 16); 

1) SR 814.318.142.1 
2) Eingefügt durch Ziff. ~.der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
3) Siehe auch die Schlß And. 22. Dez. 1993 am Ende dieser V. 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. lan. 1977 (AS 19762611). 
5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
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- Windschutzscheibe und Führerkabine (Art. 23 Abs. 2); 
- Fernlichter (Art. 27 Abs. 1); 
- die Scheibenwaschanlage (Art. 32 Abs. 3); 
- Geschwindigkeitsmesser, Fahrtschreiber oder Restwegschreiber (Art. 33). 

b. Die Betriebsbremse muss nicht als Zweikreisbremse gebaut sein (Art. 14 
Abs. 1). 

c. Es wird keine Mindest-Motorleistung verlangt (Art. 18 Abs. 2). 

d. . .. 1) 

e. Die Anhängerkupplung muss nicht spielfrei, nicht gefedert und nicht gekenn-
zeichnet sein (Art. 37 Abs. 2 und 4). 

2 Für Motorwagen, deren Höchstgeschwindigkeit 30 kmJh nicht übersteigen kann, 
gelten folgende Erleichterungen:2) 

a.3) Es sind nicht erforderlich: 
- Kotflügel (Art. 22 Abs. 5); 
- Rückspiegel (Art. 25 Abs . .2) an Fahrzeugen, die einen offenen Führersitz mit 

freier Sicht nach hinten und keiue hintere Ladefläche aufweisen und für Die 
der Fahrzeughersteller keine Garantie für die zulässige Anhängelast abgibt; 

- Bremslichter (Art. 27 Abs. 1); 
- Begrenzungsanzeiger (Art. 35 Abs. 1). 

b. Die Reifen müssen kein Profil aufweisen (Art. 13 Abs. 5).· 

c. Die Betriebsbremse muss nur auf die Räder einer Achse wirken (Art. 14 
Abs. 1). 

d. Für die Hilfsbremse können alle mechanischen Übertragungsteile der Betriebs­
bremse benützt werden (Art. 15 Abs. 2). 

e. Der Motor muss nicht vom Führersitz aus in Gang gesetzt werden können 
(Art. 18 Abs. 1). 

f.2) Die Abblendlichter müssen die Fahrbahn auf 30 m genügend beleuchten; eine 
Hell-Dunkel-Grenze (Art. 29 Abs. 2) ist nicht erforderlich, wenn die Begren­
zung des Lichtbündels eine korrekte. Einstellung zulässt. 

g. Die Scheibenwischer dürfen Handbetätigung haben (Art. 32 Abs. 2). 
h. 4) Der Fahrzeugführer kann stehen, ein Führersitz muss nicht verstellbar sein und 

keine Rückenlehne·aufweisen (Art. 24 Abs. I). 
i.5) Die Bestimmung über die Türscharniere (Art. 23 Abs. 7 Satz 2) ist nicht an­

wendbar. 
k. 6) Die Bestimmungen über den seitlichen Abstand und den Zwischenraum der 

Abblendlichter, der Richtungsblinker und der Nebellichter (Anhang 7 Bst. C 
Ziff. 1 .und 4) gelten nicht. 

I) Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979 (AS 1979 1922). 
2) Fa~sung gemäss Ziff. I der V vom 7. Nov. 1984, in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 1984 1338). 
3) Fa~sung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). Siehe auch Abs. I der SchlB dieser Änd. am Ende der vorliegenden V. 
4) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 19791922). 
5) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 7. Nov. 1984, in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 1984 1338). 
6) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 7. Nov. 1984 (AS 19841338). Fassung gemäss Ziff. I der 

V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994214). 
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3 Für Motorwagen, deren Höchstgeschwindigkeit 10 km Std. nicht überschreiten 
kann, sind auch die Abblendlichter und die akustische Warnvorrichtung entbehrlich 
(Art. 27 Abs. 1 und 34 Abs. I). 

4 Die Geschwindigkeit kann, soweit erforderlich, beschränkt werden, wenn techni­
sche Eigenheiten, namentlich ungewöhnliche Lenkungen oder ungenügende Brems­
möglichkeiten oder fehlende F~derung, besonders bei Arbeitsmotorwagen, dies er­
fordern. Fahrzeuge, für welche die Zulassungsbehörde durch Eintrag im Fahrzeug­
ausweis die Geschwindigkeit beschränkt, mÜSSen hinten gut sichtbar ein Höchstge­
schwindigkeitszeichen gemäss Anhang 10 tragen, 

9.1) Motorwagen für den Transport von Tieren 

Art. 47a2) 

I Bei Motorwagen für den regelmässigen Transport von Tieren müssen alle Teile, 
mit denen Tiere'in Kontakt kommen, aus gesundheitsunschädlichem Material herge­
stellt und so beschaffen sein, dass die Verle!zungsgefahr gering ist. Die Böden müs­
sen dicht und gleitsicher sein; Trennwände, Gatter oder Stützvorrichtungen mÜSSen 
verhindern, dass Tiere ausgleiten. Türen, Fenster und Luken müssen während der 
Fahrt sicher fixiert werden können. Eine genügende Frischluftzufuhr sowie Schutz 
vor schädlicher Witterung und den Abgasen des Motorwagens müssen gewährleistet 
sein. 

2 Motorwagen für den Transport von Grossvieh müssen mit mindestens 150 cm 
hohen und solche für den Transport von Kleinvieh mit mindestens 60 cm hohen 
Fahrzeugwänden versehen sein. Anbindevorrichtungen, Netze und 
Überdachungen müssen verhindern, dass die Tiere den Kopf über die 
Wagenwand heben können. 

3 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen von Artikel 74 VRV3) sowie der Tier­
schutzverordnung vom 27. Mai 19814). 

Dritter Abschnitt: 
-Landwirtschaftliche Motorfahrzenge 

Art. 48 Begriffe, Masse, Kontrollschilder 

I Landwirtschaftliche Motorfahrzeuge sind Traktoren, Motorkarren, Arbeits­
karren und Motoreinachser, die nur im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung 
eines Landwirtschafts- oder gleichgestellten Betriebes (Art. 86 VRV3) ) 
verwendet werden. Ihre Höchstgeschwindigkeit darf unbeladen auf ebener 
Strasse im ersten Gang 6 km/h, im schnellsten Gang 30 km/h - Motoreinachser 
25 km/h - nicht übersteigen, mit einer Messtoleranz bei ~Einzelprüfungen (Art. 

1) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
2) Eingefügt durch Art. 72 Ziff. 3 der Tierschutzverordnung vom 27. Mai 1981, in Kraft seit I. 

Juli 1981 (SR 455.1). 
3) SR 741.11 
4) SR 455.1 
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105 Abs. VZV 1)) von 10 Prozent. Kombinationsfahrzeuge sind 
landwirtschaftliche Motorfahrzeuge, die von einer in eine andere der zulässigen 
Arten verwandelt werden können; die möglichen Arten sind in einem einzigen 
Fahrzeugausweis einzutragen 2 ) 

2 Wenn die nachfolgenden Bestimmungen keine Ausnahme vorsehen, gelten die 
Vorschri ften der entsprechenden gewerblichen Fahrzeuge, soweit sie trotz der 
beschränkten Geschwindigkeit anwendbar sind (Art. 47). Kombinationsfahr­
zeuge unterstehen den Vorschriften für die Fahrzeugart, der sie jeweils ent­
sprechen. 

3 .. .3). Die Zulassungsbehörde kann für Fahrten zwischen Hof und Feld die Ver­
wendung von landwirtschaftlichen Arbeitsmaschinen mit einer Breite bis zu 
3,50 mals Ausnahmefahrzeuge bewilligen, wenn der Maschinentyp vom Bun­
desamt für Polizeiwesen als einem dringenden Bedürfnis entsprechend aner­
kannt ist.4) 

4 Landwirtschaftliche Motorfahrzeuge tragen nur ein vorderes, landwirtschaftliche 
Ausnahmefahrzeuge ein vorderes und ein hinteres Kontrollschild. 

5 Landwirtschaftliche Traktoren und Motorkarren müssen mit einer geprüften 
Schutzeinrichtung, wie z. B. Sicherheitskabine, Sicherheitsrahmen oder Sicherheits­
bügel. versehen sein, die bei Unfällen ein Überrollen des Fahrzeugs nach Möglich­
keit verhindert und den Fahrer schützt. Sie müssen den vom Eidgenössischen Justiz­
und Polizeidepartement festgelegten Anforderungen entsprechen. Ausgenommen 
sind umgebaute Fahrzeuge(z. B. Personenwagen, Lastwagen usw.) mit Original­
Führerkabine und Kleinfahrzeuge mit einem Leergewicht ohne Zusatzgeräte von 
höchstens 500 kg.5) 

6 Bolzenkupplungen (Zugmaul) an landwirtscliaftlichen Zugfahrzeugen mit einer ga­
rantierten Anhängelast von mehr als 6000 kg müssen in der Längsachse nach jeder 
Seite um mindestens 90° drehbar sein. Ausgenommen sind Zugpendel und Zugha­
ken.6) 

Art. 497) Bremsen, Beleuchtung 

I Einzelradbremsen müssen miteinander verbunden werden können oder sich durch 
eine zusätzliche Vorrichtung gemeinsam bedienen lassen. 

2 Zugfahrzeuge mit einer garantierten Anhängelast von mehr als 6000 kg müssen mit 
einem Anschluss für eine durchgehende Anhängerbremse ausgerüstet sein. 

1) SR 741.51 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 7. Nov. 19?,4, in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 1984 1338). 

Siehe auch die Abs. 1 und 2 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
3) Erster Satz aufgehoben durch Ziff. III der V vom 3. Dez. 1990 (AS 1991 78). 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 19791922). 
5) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 2~. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 

Siehe auch Abs. 3 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
6) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 19. I:~br. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). Siehe auch Abs. 2 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
7) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992,)n Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). Für Abs. 1 siehe auch Abs. 2 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
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3 Für hydraulische Bremsen gelten folgende Anforderungen: 
a. Der Anschluss für die Betriebsbremse des Anhängers muss der Norm 5676 der 

ISO (Internationale Normen-Organisation) von 1983 entsprechen; der Stecker 
(Vaterstück) muss sich auf dem Zugfahrzeug befinden; 

b. der Druck am Anschluss darf 150 bar (15 000 kPa)l) nicht übersteigen; 
c. höchstens 0,8 Sekunden nach der Bremsbetätigung muss am Anschluss ein 

Druck von 100 ± 15 bar (l0 000 ± 1500 kPa) erreicht und ein Volumen von 
wenigstens 120 cm3 gefördert sein. 

4 Für Druckluftbremsen gilt Artikel 14 Absatz 7 sinngemäss. 

5 An Stelle der Rückstrahler können retroreflektierende1) Beläge von wenigstens 100 
cm2 Leuchtfläche angebracht werden. Wenn Rückstrahler oder Lichter durch Ar­
beitsgeräte verdeckt werden, so sind nachts und bei schlechter Witterung entspre­
chende Ersatzvorrichtungen anzubringen. 

Dritter Teil: Übrige Motorfahrzeuge 

Erster Abschnitt: Die Motorräder 

1. Gemeinsame Bestimmungen 

Art. 50 Gewichte, Kennzeichnung, Kontrollschilder 

1 Für Motorräder gelten die Bestimmungen über die Gewichtsgarantie bei Motor­
wagen (Art. 10 Abs. 2-4) sinngemäss. Zur Prüfung des Anfahrvermögens wird je 
Person ein Gewicht von 70 kg angesetzt. 

2 Für die Kennzeichnung der Fahrzeuge, die Kontrollschilder und zusätzliche Zei­
chen gilt Artikel 11; jedoch ist ein Kontrollschild nur hinten erforderlich. 

Art.51 Bremsen, Räder, Motor usw. 

1 Die Motorräder müssen mit zwei voneinander unabhängigen Bremsen versehen 
sein, von denen eine auf das Vorderrad und die andere auf das Hinterrad wirkt. Der 
Führer muss beide betätigen können, ohne die Lenkstange loszulassen, doch darf nur 
eine Bremse Fussbetätigung haben. Die Wirkung der Bremsen richtet sich nach An­
hang 1. 

2 Der Motor muss am stillsteh enden Fahrzeug in Gang gesetzt werden können.2) 

3 Im übrigen gelten sinngemäss die Motorwagenvorschriften über Lenkung 
(Art. 12), Räder und Reifen (Art. 13 Abs. 1-5), Mischverhältnis Ölffreibstoff 
(Art. 18 Abs. Ibis), Behälter und Leitungen (Art. 19), Kupplung und Anfahrver­
mögen (Art. 20 Abs. 1 und 2), Auspuff, Abgase und Schalldämpfung (Art. 21) so­
wie Herabsetzung der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit (Art. 38 Abs. 3).3) 

1) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 
214). 

2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). 

3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982495). 
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Art. 52 Sitze, Fussraster, Abstellstütze, Kotflügel, Verschiedenes 

I Der Führersitz und Mitfahrersitz müssen am Fahrzeugrahmen gut befestigt sein. 
(Vgl. auch Art. 63 VRVI) und Art. 11 Abs. 1 der V vom 20. Nov. 19592) über Haft­
pflicht und Versicherungen im Strassenverkehr, im folgenden VVV genannt.) Ihre 
Länge beträgt für eine Person höchstens 45 cm und für zwei Personen mindestens 
65 cm. Ist für den Mitfahrer eine Festhaltevorrichtung oder ein kräftiger Wulst hin­
ten am Sitzkissen vorhanden, so genügt für zwei Personen eine Länge von 60 cm. 
Festhaltevorrichtung oder Wulst sind stets erforderlich, wenn die Sitzbank hinten 
schmäler wird. 

2 Für den Fahrer und den Mitfahrer sind Fussraster oder ein Trittbrett erforderlich. 
Verschalungen dürfen die Führung des Fahrzeugs nicht behindern. 

3 Motorräder müssen eine Abstellstütze haben, welche den Strassenbelag nicht be­
schädigt. Sie muss beim Ingangsetzen des Fahrzeugs selbsttätig nach hinten klappen 
und auf der Fahrt gut gesichert sein. 

4 Kotflügel müssen die ganze Breite der Reifenlaufflächen oben und nach hinten -
gemessen mit einer auf dem Führersitz befindlichen Person - bis 15 cm über der 
Höhe der Radmitten decken}) 

5 Der. Drehpunkt einer allfälligen Anhängerkupplung muss sich in der Längsachse 
des Motorrades und höchstens 15 cm hinter der Mitte des Hinterrades befinden. 

6 Die Vorschriften über gefährliche Teile und Reklamen an Motorwagen (Art. 26 
und Anhang 6) gelten sinngemäss. . 

Art. 53 Beleuchtung 

I An Motorrädern müssen folgende Lichter und Rückstrahler fest angebracht sein: 
a. vorn: ein Fernlicht, ein Abblendlicht und bei einem Zylinderinhalt des Motors 

von mehr als 150 cm3 ein Standlicht; 
b. hinten: ein Schlusslicht, ein Bremslicht, eine Kontrollschildbeleuchtung und ein 

Rückstrahler. 

2 Bei Fahrzeugen mit geringer Höchstgeschwindigkeit gelten die gleichen Ausnah­
men wie bei Motorwagen (Art. 47); auf das Abblendlicht kann nur verzichtet wer­
den, wenn ein Standlicht vorhanden ist. 

3 Erlaubt sind folgende zusätzliche Vorrichtungen: 
a. . ein Standlicht für Motorräder, an denen es nicht vorgeschrieben ist; 
b. ein Nebellicht; 
c. eine Lichthupe; 
d. eine Beleuchtung des Landeszeichens; 
e. ein Blaulicht oder ein gelbes Gefahrenlicht und eine Such lampe an Polizeimo­

torrädern; 
f. Warnblinker als Pannenlichter; 
g.4) ein Nebelschlusslicht; 

I) SR 741.11 
2) SR 741.31. Heute: Yerkebrsversicherungsverordnung. 
3) Fassung gemäss Ziff. [ der Y vom 19. Fehr. 1992. in Kraft seit I. April 1992 (AS 1992 

536). 
4) Eingefügt durch Ziff.1 der Y vom 21. Nov. 1979. in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
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h.l) links und rechts je zwei seitwärts wirkende Rückstrahler, die sich nicht an den 
Rädern befinden dürfen. 

4 Alle weiteren am Fahrzeug angebrachten Beleuchtungsvorrichtungen sind unter­
sagt, ebenso selbstleuchtende, beleuchtete, lumineszierende oder retroreflektierende 
Aufschriften und Bemalungen; Bemalungen dürfen indessen lumineszierend sein.2) 

5 Für die einzelnen Lichter und Rückstrahler gelten im übrigen die gleichen Vor­
schriften wie für diejenigen von Motorwagen (Art. 28 und 29 sowie Anhang 7). Eine 
Fernlicht-Kontrollampe ist nicht erforderlich. Motorräder mit vorgeschriebenem 
Standlicht benötigen eine durch denMotor aufladbare Batterie) 

Art. 54 Bedienungsteile, Kontrollgeräte, elektrische Anlage usw. 

I Die Bedienungsvorrichtungen müssen zweckmässig und die Kontrollgeräte leicht 
ablesbar sein. , 
2 Die elektrische Anlage, eine allfällige Batterie und die Funkentstörung unterstehen 
den gleichen Vorschriften wie bei Motorwagen (Art. 31; Anhang 8). 

3 Es sind erforderlich und unterstehen, soweit nicht anders vermerkt, den Motorwa­
genvorschriften: 
a. ein Rückspiegel links' aussen mit einer Fläche von mindestens 50 cm2 (Art. 25 

Abs. 2 und 3); . 
b. ein Scheibenwischer, wenn eine Windschutzscheibe vorhanden ist, über die der 

Führer nicht leicht hinwegsehen kann (Art. 32 Abs. I und 2); 
c. ein Geschwindigkeitsmesser (Art. 33 Abs, 1 und 2); 
d. eine akustische Warnvorrichtung (Art. 34 Abs. 1-4; Anhang 9)4); 
e. eine auf der Fahrt ungefährliche Diebstahlsicherung (Art. 36 Abs. 1); auf ge-

brauchten Fahrzeugen genügt ein Schliesskabel oder eine Schliesskette. 

4 Richtungsblinker sind an Motorrädern mit Batterie und an solchen mit Wechsel­
stromanlagen auch ohne Batterie gestattet, wenn sie die Wirkung der Lichter und der 
akustischen Warnvorrichtung nicht beeinträchtigen und nicht durch Fahrzeug- oder 
Zubehörteile verdeckt werden. Bei Fahrzeugen mit Wechselstromanlagen dürfen die 
Blinker je Seite' vorn/hinten wechselweise aufleuchten. Im übrigen gelten die Vor­
schriften über Richtungsblinker der Motorwagen (Art. 30 Abs. I und 2 sowie An­
hang 7).5) 

Art. 55 Seitenwagen 

I Motorräder dürfen mit einem Seiten wagen versehen werden, wenn sie genügend 
stark gebaut sind. Die Verbindungselemente, namentlich Schrauben, müssen gegen 

1) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
3) Fassung des letzten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 29. No.y. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 

1977 (AS 1976 2611). Siehe auch Abs. 3 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegen­
den V. 

4) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). 

5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 19791922). 
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selbsttätiges Lösen gesichert sein. Vorspur, Radsturz und Voreilung (Achsabstand 
zwischen dem Rad des Seitenwagens und dem Hinterrad des Motorrades) sind so 
einzustellen, dass das Fahrzeug nicht von selbst von der Fahrspur abweicht. 

2 Die Höchstbreite für Motorräder mit Seitenwagen beträgt 2,0 ml ). 

3 Der Seitenwagen muss möglichst weit aus sen nach vorn ein Standlicht und nach 
hinten ein Schlusslicht sowie einen Rückstrahler tragen, die in einer Vorrichtung 
vereinigt sein können; die Lichter müssen stets zusammen mit denen des Motorrades 
leuchten. 

4 Seitenwagen müssen gefedert und mit einer eigenen Bremse versehen sein, die se­
parat oder zusammen mit der Hinterradbremse des Motorrades betätigt werden kann. 
Eine Bremse der Fahrzeugkombination muss als Stellbremse dienen und in einem 
Gefälle von 16 Prozent das Wegrollen verhindern können. 

2. Besondere Bestimmungen für Kleinmotorräder und Dreiräder 

Art. 56 Kleinmotorräder 

1 Kleinmotorräder können statt Fussraster für den Führer Tretpedale haben. Diese 
dürfen bei der Prüfung des Anfahrvermögens mitbenützt werden. 

2 Es ist nur ein einplätziger Sitz für den Fahrer sowie ein zusätzlicher behördlich ge­
nehmigter Kindersitz erlaubt. (Vgl. Art. 63 Abs. I und 3 VRV2)). Seitenwagen sind 
unzulässig. 

3 Für das Schlusslicht samt Kontrollschildbeleuchtung genügt eine Leistung von 
3 Watt. 

4 Kleinmotorräder, die alle Anforderungen an .Motorräder erfüllen, können als sol­
che) weisses Kontrollschild) immatrikuliert werden. 

Art. 57 Dreirädrige Motorräder 

1 An Dreirädern mit mehr als I m Breite müssen die Lichter, ausgenommen die 
Kontrollschildbeleuchtung, links und rechts angebmcht werden. Beträgt die Breite 
nicht mehr als 1,3 m und befindet sich das einzelne Rad vorn, so genügt ein Fern­
und Abblendlicht in der Mitte, wenn auf jeder Seite ein Marlderlicht angebracht ist. 

2 Die Betriebsbremse muss bei Fahrzeugen mit einem Gesamtgewicht über 600 kg 
auf alle Räder, bei leichteren Fahrzeugen wenigstens auf die beiden nebeneinan­
derliegenden Räder und die zweite Bremse wenigstens auf das Einzelrad wirken. Ei­
ne Bremse muss feststellbar sein und das Fahrzeug in einem Gefälle von 16 Prozent 
am Wegrollen verhindern können. 

3 Wird bei einem Dreirad die Sicht des Führers nach hinten durch Kabine, Aufbau 
oder Ladung eingeschränkt, so ist rechts aussen ein zusätzlicher Rückspiegel anzu­
bringen. Können die Handzeichen zur Richtungsanzeige nicht von allen Seiten deut-

I) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 
536). 

2) SR 741.11 
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lieh wahrgenommen werden, so sind Blinker wie bei den Motorwagen (Art. 30 und 
Anhang 7) erforderlich. 

4 Die für Motorwagen aufgestellten Vorschriften über Rückwärtsgang und Differen­
tial (Art. 20 Abs. 3), Aufbau (Art. 22), Innenraum, Türen und Fenster (Art. 23 
Abs. 1, 4 und 5) sowie die für leichte Personenwagen massgebenden Bestimmungen 
über Gestaltung und Zahl der Plätze (Art. 24; Anhang 5) gelten sinngemäss; Drei­
räder dürfen jedoch vorn ohne Beschränkung schmäler sein als hinten, und der Füh­
rersitz muss nicht verstellbar sein. 

Zweiter Abschnitt: Motoreinachser und Motorhandwagen 

1. Motoreinachser 

Art. 58 Kennzeichnung, Kontrollschild, Beleuchtung, Bremsen 

1 Motoreinachser tragen eine Fahrgestellnummer und ein Herstellerschild wie die 
Motorwagen (Art. 11 Abs. 1 und 3). Ein vorderes Kontrollschild ist erforderlich, 
wenn Anhänger oder eine Nachlaufachse mit Sitz für den Führer mitgeführt wer- . 
den.!) Sonst genügt eine Fahrradvignette (Art. 37 VVV2). Die Bestimmungen für 
Fahrräder über Grundplatte und Vignette (Art. 73 Abs. 1 bis) sind anwendbar)) Für 
die Länge und das Gewicht der gewerblichen Motoreinachser mit Anhänger gelten 
die Artikel 65 Absatz 3 und 67 Absatz 1 VRV4).5) 

2 Motoreinachser müssen vorn zwei Abblendlichter und zwei Rückstrahler und 
hinten zwei Rückstrahler aufweisen. Beträgt die Höchstgeschwindigkeit nicht 
mehr als 10 km Std., so genügen Standlichter an Stelle der Abblendlichter. Bei 
Fahrzeugen bis höchstens 1,0 m Breite ohne Arbeitsgerät genügt eines der 
vorgeschriebenen Lichter und der Rückstrahler links. Die Lichter und 
Rückstrahler müssen im übrigen den gleichen Anforderungen genügen wie bei 
Motorwagen (Art. 28 und 29; Anhang 7). Arbeitsgeräte, die das Fahrzeug 
seitlich um mehr als 15 cm überragen, müssen möglichst weit aussen eigene 
Rückstrahler aufweisen. Für Fahrzeuge, die ohne Zusatzgeräte nicht mehr als 
80 kg wiegen, ist kein fest angebrachtes Licht erforderlich, doch gilt Artikel 30 
Absatz 4 VRV. 6) . 

3 Motoreinachser müssen wenigstens eine auf alle Räder wirkende Bremse mit einer 
Feststellvorrichtung aufweisen, wenn nicht durch biosses Gaswegnehmen die im 
Anhang 1 vorgesehene Bremsverzögerung erreicht wird und das Fahrzeug bei abge­
stelltem Motor in 16 Prozent Gefälle nicht wegrollen kann.5) 

1) Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 24. Mai 1989, in Kraft seit 1. Jan. 
1990 (AS 1989 1195). 

2) SR 741.31 
3) Dritter und vielter Satz eingefügt durch Ziff. I der V vom 24. Mai 1989, in Kraft seit 1. Jan. 

1990 (AS 1989 1195). 
4) SR 741.11 
5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
6) Fassung des letzten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 

1977 (AS 19762611). 
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Art. 59 Räder, Motor, Antrieb, Geschwindigkeit usw. 

1 Räder und Reifen der Motoreinachser unterstehen den Vorschriften für Motorwa­
gen (Art. 13). Eine Nachlaufachse, die nur einen Sitz für den Führer trägt, gilt nicht 
als Anhänger; wird eine solche Achse benützt, so dürfen keine Anhänger mitgeführt 
werden. 

2 Die Motorwagenvorschriften über Auspuff, Abgase und Schalldämpfung (Art. 21), 
ausgenommen diejenigen über Länge und Richtung des Auspuffs, gelten sinnge­
rnäss, ebenso die Vorschriften über Behälter und Leitungen (Art. 19).1) 

3 Bei zweirädrigen Motoreinachsern müssen beide Räder vom Motor angetrieben 
sein. Beträgt das Gewicht ohne Arbeitsgeräte mehr als 200 kg oder die Spurweite 
mehr als 70 cm, so ist ein Differential erforderlich. Die Kupplung und das Anfahr­
vermögen richten sich nach den Vorschriften für Motorwagen (Art. 20 Abs. I 
und 2). 

4 Die Höchstgeschwindigkeit darf 25 km Std. nicht übersteigen können. Beträgt sie 
über 10 km Std., so sind wenigstens zwei Vorwärtsgänge oder ein stufenloses Ge­
triebe erforderlich. Drehzahlregler und Plomben müssen den Bestimmungen für 
Motorwagen (Art. 18 Abs. 3 und 4) entsprechen. 

5 Die 'beim Fahren benötigten Vorrichtungen müssen auch während Wendemanö-' 
vern leicht bedient werden können. 

6 Die elektrische Anlage und die Funkentstörung unterstehen den Vorschriften für 
Motorwagen (Art. 31). 

7 Motoreinachser mit über 10 km Std. Höchstgeschwindigkeit müssen mit einer 
akustischen Warn vorrichtung ausgerüstet sein. Artikel 34 Absätze 1 und 4 sowie 
Anhang 9 Ziffer 2 sind sinngemäss anwendbar. 

8 Die Anhängerkupplung muss eine Sicherung gegen unbeabsichtigtes Öffnen auf­
weisen. 

2. Motorhandwagen 

Art. 60 
1 Motorhandwagen dürfen ohne Deichsel höchstens 3 m lang und höchstens 1,80 m 
breit sein. Ihr Gesamtgewicht darf 3000 kg und ihre Höchstgeschwindigkeit 8 km 
Std. nicht übersteigen. 

2 Motorhandwagen tragen eine Fahrgestellnummer und ein Herstellerschild wie die 
Motorwagen (Art. 11 Abs. 1 und 3) und hinten eine Fahrradvignette (Art. 37 
VVV2J). Die Bestimmungen für Fahrräder über Grundplatte und Vignette (Art. 73 
Abs. 1 bis) sind anwendbar. 3) 

3 Als Beleuchtung sind möglichst weit aussen vorn zwei Standlichter und zwei 
Rückstrahler und hinten zwei Schlusslichter und zwei Rückstrahler erforder­
lich. 

I) Fassung gemäss Ziff. I der V vom l. März 1982, in Kraft seit l. Mai 1982 (AS 1982495). 
2) SR 741.31 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 24. Mai 1989, in Kraft seit 1. Jau. 1990 (AS 1989 1195). 

43 



741.41 Strassen verkehr 

4 Motorhandwagen müssen eine Bremse haben, mit der die im Anhang 1 ver­
langte Bremsverzögerung erreicht und das Fahrzeug mit voller Ladung in 
16 Prozent Gefälle am Wegrollen verhindert werden kann; sie ist entbehrlich, 
wenn die gleiche Wirkung durch bIosses Gaswegnehmen oder Ausschalten des 

, Stromes möglich ist. 

5 Motorhandwagen müssen eine Sicherung gegen unbefugtes und ungewoIItes In­
gangsetzen aufweisen. Beim Loslassen der Lenkvorrichtung muss der Motor abge­
stellt und die Bremse betätigt werden. 

6 Können die Handzeichen zur Richtungsanzeige wegen Aufbauten oder wegen 
der Ladung von hinten nicht deutlich wahrgenommen werden, so sind hinten 
oder seitlich Richtungsblinker wie bei Motorwagen (Art. 30; Anhang 7) erfor­
derlich. 

7 Im übrigen gelten sinngemäss die Motorwagenvorschriften über Räder und Reifen 
(Art. 13), Behälter und Leitungen (Art. 19), Kupplung, Anfahrvermögen und Diffe­
rential (Art. 20 Abs. 1-3), Auspuff, Abgase und SchaJIdämpfung (Art. 21), Bedie­
nungsteile (Art. 25 Abs. 4), gefährliche Fahrzeugteile und Reklamen (Art. 26) sowie 
elektrische Anlage und Funkentstörung (Art. 31).1) 

Vierter Teil: Motorlose Fahrzeuge und Motorfahrräder 

Erster Abschnitt: Die Anhänger 

1. Gemeinsame Bestimmungen 

Art. 61 Gewichte, Kennzeichnung, KontroJIschilder usw.2) 

1 .. ) 

2 Das Gesamtgewicht und die Herstellergarantien richten sich nach den Vorschriften 
für Motorwagen (Art. 10 Abs. 2-5). 

3 Anhänger müssen eine Fahrgestellnummer und ein Herstellerschild wie die Mo­
torwagen aufweisen (Art. 11 Abs. 1 und 3). Die Fahrgestellnummer ist nach Mög­
lichkeit am Fahrgestell vorn links einzuschlagen. 

4 Anhänger tragen hinten ein Kontrollschild, solche die ins Ausland fahren, auch das 
Landeszeichen. Schilder und Zeichen unterstehen den Vorschriften für Motorwagen 
(Art. 11 Abs. 4-6, Art. 47 Abs. 4; Anhang 10).4) 

5 Für Anhänger an Motorkarren und Arbeitskarren gelten dieselben Erleichterungen 
wie bei landwirtschaftlichen Anhängern; ein Kontrollschild ist nicht erforderlich. 

Art. 62 Federung, Räder5) 

1·3 ... 6) 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982495). 
2) Fassung gemäss Ziff. III der V vom 3. Dez. 1990, in Kraft seit 1. Febr. 1991 (AS 1991 78). 
3) Aufgehoben durch Ziff. III der V vom 3. Dez. 1990 (AS 1991 78). '. 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
6) Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994 214). 
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4 Die Achsen der Anhänger müssen gefedert sein. Dies gilt nicht für 
a. Längspendelachsen und gleichwertige Konstruktionen; 
b. Anhänger an Zugfahrzeugen mit einer Höchstgeschwindigkeit bis 40 km Std.; 
c. Anhänger. bei denen die Federung aus betrieblichen Gründen, z. B. wegen 

häufiger Verwendung im Gelände. hinderlich wäre. 

5 Räder und Reifen unterstehen im. übrigen den Vorschriften für Motorwagen 
(Art. 13). 

Art. 63 Brcmscn 

I Anhänger müssen eine Stellbremse haben, die auf die Räder mindestens einer 
Aehse wirkt und das vom Zugwagen gelöste Fahrzeug mit voller Ladung in Stei­
gungen und Gefällen bis 16 Prozent am Wegrollen hindern kann.!) Sie muss me­
chanisch so gesichert werden können, dass sie sich nicht von selbst löst. 

2 Die Stellbremse muss von der Betriebsbremse unabhängig, Bremsflächen und ge­
nügend starke mechanische Übertragungsteile dürfen jedoch beiden gemeinsam 
sein. Einachsige Anhänger bis 150 kg Gesamtgewicht bedürfen keiner Stellbremse. 

3 Anhänger mit über 750 kg Gesamtgewicht müssen mit einer Betriebsbr"emse ver­
sehen sein. Die Betriebsbremse auch der leichtern Anhänger (vgl. Art. 67 Abs. 12) 
VRV3)) muss auf alle Räder wirken und durch Betätigung der Betriebsbremse des 
Zugwagens wirksam werden. Auflaufbremsen genügen jedoch für Anhänger mit ei­
nem Gesamtgewicht bis 3500 kg. 

4 Die Betriebsbremse muss den Anhänger bei allen vorkommenden Geschwin­
digkeiten und Belastungen rasch und fein abstufbar zum Stehen bringen. Ihre 
Wirkung muss auf die Räder einer Achse oder Doppelachse gleichmässig sein 
und richtet sich nach Anhang I. Löst sich ein Anhänger vom Zugwagen 
unbeabsichtigt. so muss die Bremse selbsttätig wirken, ausgenommen bei ein­
und doppel achsigen Anhängern mit einem Gesamtgewicht bis 1500 kg, bei 
denen eine zusätzliche Verbindung mit dem Zugwageri (Sicherungsseil, Kette 
usw.) eine behelfsmässige Führung des Anhängers gewährleistet und die 
Deichsel am Berühren des Bodens hindert. 

4bis Bei Anhängern ohne Betriebsbremse ist eine zusätzliche Verbindung (Siche­
rungsseil, Kette usw.) mit dem Zugwagen erforderlich; ausgenommen sind Anhän­
ger an Zugfahrzeugen mit einer Höchstgeschwindigkeit bis 30 km /h und starre An­
hänger (Art. 68).4) 

5 Bei Anhängern. deren Gesamtgewicht 3500 kg übersteigt und mehr als das Dop­
pelte des Leergewichts beträgt, muss sich die Bremskraft selbsttätig im Verhältnis 
zur Last regeln oder von Hand einstellen lassen. Bei Handbetätigung sind für ein 
Gesamtgewicht bis 12000 kg wenigstens drei, darüber fünf Betriebsstellungen er­
forderlich. 

1) Fassung gernäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
2) Heute: Art. 67 Abs. 5. . 
3) SR 741.11 
4) Eingefügt durch Ziff. I der V vorn 29. Nov. 1976 (AS 19762611). Fassung gernäss Ziff. I 

der V vorn 7. Nov. 1984. in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 19841338). 
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6 Von der Bremsbetätigung bis zum Erreichen der vorgeschriebenen Bremswirkung 
dürfen höchstens 0,8 Sekunden, vom Loslassen des Bremspedals bis zum vollstän­
digen Lösen der Bremsen höchstens 1,0 Sekunden verstreichen. 

7 Druckluftbremsen haben folgenden Anforderungen zu genügen: 
a. l ) Der Betriebsdruck muss zwischen 5,5 und 6,0 bar (550 und 600 kPa)2) betra­

gen, und die Bremsung muss durch Druckabfall ausgelöst werden. 
b. Bei Einleiterbremsen darf der Betriebsdruck nach vier Vollbremsungen ohne 

Nachfüllung des Behälters höchstens um einen Drittel abfallen. 
c. Bei Anhängern über 5000 kg Gesamtgewicht muss die Bremse nach dem 

Zweileitersystem gebaut sein. Die Kupplung der Steuerleitung in gelber Farbe 
ist rechts der roten Kupplung für die Speiseleitung anzuordnen. 

d. Hinter den Anschlussstellen muss ein Filter das Eindringen von Fremdkörpern 
verhindern. 

e. Unmittelbar vor dem Bremskraftregler sowie vor den Bremszylindern sind 
Prüfanschlüsse mit 8 mm Durchmesser anzubringen. 

8 Bei landwirtschaftlichen Anhängern sowie Anhängern an Motor- oder Arbeitskar­
ren und an gewerblichen Traktoren mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindig­
keit bis 30 kmJh ist eine Betriebsbremse erfordeflich, wenn das Garantiegewicht des 
Anhängers 3000 kg übersteigt. Die Betriebsbremse muss gleichmässig wenigstens 
auf die Räder einer Achse wirken und die im Anhang 1 vorgeschriebene Wirksam­
keit erreichen. Sie muss durch Betätigung der' Betriebsbremse des Zugfahrzeugs 
wirksam werden. Bis zu einem Garantiegewichtvon 6000 kg genügt jedoch eine 
Aufläufbremse.3) 

Art. 64 Karosserie, Richtungsblinker 

1 ... 4) Der hintere Überhang beträgt höchstens 5 m. Vorn muss der Anhänger so 
gebaut sein, dass er am Zugfahrzeug nicht anstösst, wenn er nach bei den Seiten bis 
60° geschwenkt wird. 

2 Im Leerzustand und wenn die volle Nutzlast gleichmässig verteilt ist, muss 
beim Einachsanhänger der Schwerpunkt vor der Achse liegen und beim 
Zweiachsanhänger jede Achse wenigstens 20 Prozent des Betriebsgewichts 
tragen .... 5).6) 

3 Die Deichsellast darf bei Einachsanhängern höchstens 20 Prozent des Anhänger­
gesamtgewichts betragen. (Vgl. auch Art. 37 Abs. 3.) 

4 Die bei den Motorwagen anwendbaren Vorschriften gelten sinngemäss für sanitäre 
Anlagen (Art. 19 Abs. 8), für Lärm, Abgase und Funkentstörung von Aufbaumoto­
ren und die allgemeine Schalldämpfung am Anhänger (Art. 21 und 31), für Aufbau 

I) Fass~ng gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 192:2). 
2) Ausdruckeingefügt durch Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 

1992 536). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, il) Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). Siehe auch Abs. 3 der SchlB dieser Änd. am Ende der vorliegenden V. 
4) Erster Satz aufgehoben durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994 214). 
5) Zweiter Satz aufgehoben durch Ziff. II 3 der V vom 7. März 1994 (AS 1994 816). 
6) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
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und Kotschutz (Art. 22 Abs. 1,4 und 5), für Türen (Art. 23 Abs. 4), für gefährliche 
Fahrzeugteile und Reklamen (Art. 26), für die Kennzeichnung vorstehender 
Teile(Art. 35 Abs. 3 und 4), für Tanks und Silos (Art. 44) sowie für Aufbauten für 
den Tiertransport (Art. 47a).1) 

5 Die Anhänger müssen an der Rückseite mit zwei Richtungsblinkern versehen sein 
wie die Motorwagen (Art. 30 Abs. I und 2; Anhang 7). 

Art. 65 Beleuchtung 

1 An Anhängern müssen folgende Lichter und Rückstrahler fest angebracht sein: 
a. vorn zwei Rückstrahler und, wenn die Fahrzeugbreite mehr als 1,60 m beträgt, 

zwei Markierlichter; 
b. hinten zwei Schlusslichter, zwei Rückstrahler, zwei Bremslichter und eine Kon-

trollschildbeleuchtung. 

2 Anhänger mit über 2,10 m Breite müssen hinten zwei Markierlichter tragen, 
wenn die Schlusslichter mehr als 10 cm vom Fahrzeugrand entfernt sind. Auf 
bei den Seiten muss der Anhänger, wenn seine Länge 5 m übersteigt, je einen 
seitwärts wirkenden Rückstrahler in zweckmässiger Anordnung und, wenn 
seine Länge 7 m übersteigt, möglichst weit hinten je ein nach vorn wirkendes 
Markierlicht tragen. 

3 Erlaubt sind zusätzlich folgende weitere Vorrichtungen:2) 

a. Bremslichter, Markierlichter, und seitliche Rückstrahler, wenn sie nicht vorge-
schrieben sind; 

b. ein oder zwei Rückfahrlichter und die erforderlichen Arbeitslichter; 
c. eine Beleuchtung des Landeszeichens; 
d. eine Innenbeleuchtung für den Passagier- oder Laderaum, die nicht störend 

nach aussen wirkt; 
e. Warnblinker als Pannenlichter; 
f. an Anhängern zum Personentransport im Linienverkehr: beleuchtete Strecken­

und Fahrzieltafeln; 
g. gelbe Gefahrenlichter unter gleichen Bedingungen wie bei Motorwagen 

(Art. 27 Abs. 4 Bst. c); 
h) ein oder zwei Nebelschlusslichter. 

4 Die hinteren Rückstrahler von Anhängern können aus einem Reflexbelag bestehen 
und müssen ein gleichseitiges Dreieck mit nach oben gerichteter Spitze bilden. Die 
Seitenlänge beträgt mindestens 15 cm und höchstens 20 cm; ein Mittelfeld in der 
Form eines Dreiecks mit einer Seitenlänge von höchstens 5 cln darf nicht reflektie­
rend sein. 

5 Im übrigen gelten die gleichen Vorschriften wie für Lichter und Rückstrahler der 
Motorwagen (Art. 27 Abs. 5,28 und 29; Anhang 7). 

I) Fassung gemäss Art. 72 Ziff. 3 der Tierschutzverordnung vom 27. Mai 1981, in Kraft seit 1. 
Juli 1981 (SR 455.1). . 

2) Fassung gemäss Ziff. 1 der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
3) Eingefügt durch Ziff. 1 der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 19791922). 
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Art.66 Deichsel, Anhängevorrichtung, Verschiedenes 

1 Deichsel und Anhängevorrichtung müssen genügend stark sein. Ausziehbare 
Deichseln müssen sich in jeder einstellbaren Stufe, hochstellbare gegen das Herun­
terfallen, sichern lassen. (V gl. auch Art. 37 Abs. 2.) Deichselösen dürfen nicht 
stumpf angeschweisst sein. 

2 Bei Sattelanhängern muss der Durchmesser des Gelenkzapfens 50,8 mm (zwei 
Zoll), bei solchen mit über 30 000 kg Gesamtgewicht kann er 88,9 mm (3 112 Zoll) 
betragen. Die Gelenkzapfen sind in einer geeigneten Kupplungsplatte fest zu veran­
kern. 

3 Mit Ausnahme der Nachlaufachsen für Langgut müssen Einachsanhänger mit mehr 
als 70 kg Deichsellast und Sattelanhänger eine zweckmässige, verstellbare Abstell­
stütze haben, wenn sie nicht dauerhaft mit dem Zugwagen verbunden sind. Stützen 
müssen sich von selbst heben, wenn die Kupplung und die Verbindung der Leitun­
gen selbsttätig geschieht.!) 

4 Ein Unterlegkeil ist erforderlich, wenn das Gesamtgewicht 750 kg übersteigt. 

5 Sachentransportanhänger (Art. 4 Abs. 4 Bst. a) mit einem Garantiegewicht von 
mehr als 3500 kg müssen mit einer seitlichen Schutzvorrichtung gemäss den Anfor­
derungen der Ziffern 6-8 des ECE-Reglementes Nr. 732)3) oder des Anhangs der 
Richtlinie 89/297 des Rates vom 13. April 19894)3) zur Angleichung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über seitliche Schutzvorrichtungen (Seitenschutz) be­
stimmter Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger ausgerüstet sein. Das Eidge­
nössische Justiz- und Polizeidepartement regelt die Einzelheiten und bestimmt die 
Ausnahmen.5)6) 

2. Besondere Bestimmungen für einzelne Anhängerarten 

Art. 67 Anhänger zum Personentransport 

1 Zur Personenförderung (Art. 68 Abs. 4 und 76 VRV7» sind nur Sattelanhänger 
oder mehrachsige Anhänger zulässig. Sie dürfen nicht breiter sein als das Zugfahr­
zeug. Alle Räder müssen g«Ienkt werden. 

2 Die Bestimmungen für Motorwagen über Sitz- und Stehplätze (Art. 24), Innen­
raum (Art. 39 Abs. 2-5), Fenster (Art. 23 Abs. 5), Türen, Notausstiege und zusätz­
liche Ausrüstung (Art. 40) sind anwendbar. 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
2) E/ECE/324// E/ECEffRANS/505 } Rev. lIAdd. 72 vom 29. Februar 1988 
3) Die Texte dieser Vorschriften können beim Bundesamt für Polizeiwesen, 3084 Wabem, 

eingesehen werden. Eine Textausgabe der obengenannten Vorschriften der EG-Richtlinien 
und der ECE-Reglemente kann bei der Eidgenössischen Drucksachen- und 
Materialzentrale, 3000 Bem, gegen Bezahlung bezogen werden. 

4) EG-Ab. Nr. L 124 vom 5. Mai 1989, S. 1 
5) Eingefügt durch Ziff. ~.der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
6) Siehe auch die SchlB And. 22. Dez. 1993 am Ende dieser V. . 
7) SR 741.11 
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Art. 68 Starre Anhänger!) 

! Starre Anhänger an Personenwagen, Lieferwagen und Kleinbussen dürfen höch­
stens 1,50 m lang und nicht breiter sein als das Zugfahrzeug und ein Gesamtgewicht 
von höchstens 300 kg aufweisen.!) 

2 Sie müssen an mindestens zwei gleich hohen Stellen mit starken Teilen des Zug­
wagens verbunden und gesichert sein. 

3 Die Achse muss nicht gefedert, aber das Rad bei Anhängern mit über I m Länge 
seitlich schwenk bar sein. 

4 Vordere Rückstrahler, Stellbremsc und Abstellstütze sind nicht erforderlich. 
Bremslichter und Richtungsblinker können fehlen, wenn diejenigen des Zugwagens 
durch den Anhänger und seine Ladung nicht verdeckt werden. 

Art. 69 Anhänger an Motorrädern und Kleinmotorrädern 

! Masse und Gewichte der Anhänger an Motorrädern und Kleinmotorrädern richten 
sich nach Artikel 69 VRV2). 

2 Anhänger an Motorrädern und Kleinmotorrädern brauchen keine Bremslichter und, 
bis zu einer Breite von 80 cm, nur ein Schlusslicht links, solche an Kleinmotorrä­
dern auch keine Kontrollschildbeleuchtung.3) Richtungsblinker sind nicht nötig, 
wenn die Handzeichen des Führers auch von hinten deutlich sichtbar sind. Die hinte­
ren Rückstrahler müssen nicht dreieckig sein. 

3 Die Verbindung zwischen Motorrad und Anhänger muss genügend stark sein und 
sich nicht von selbst lösen können. Einradanhänger dürfen keine andere Seitennei­
gung einnehmen können als das Zugfahrzeug. 

Art. 70 Anhänger an Motoreinachsern 

! Das Gesamtgewicht der Anhänger an Motoreinachsern darf 500 Prozent des Ge­
wichts 'des Zugfahrzeugs erreichen, wenn der Zug mit voller Ladung in 15 Prozent 
Steigung anfahren kann. ' 

2 Die Anhänger müssen vorn zwei Markierlichter tragen, wenn ihre Breite I m 
übersteigt. Sie brauchen weder Bremslicht noch Kontrollschildbeleuchtung und bei 
einer Breite bis zu 1 m nur ein Schlusslicht links .. 

3 Die Anhänger müssen eine vom Führersitz aus bedienbare und feststellbare Brem­
se haben, mit der die Bremsverzögerung nach Anhang I erreicht und das Wegrollen 
des vollbeladenen Zuges in 16 Prozent Gefälle verhindert werden kann. Anhänger 
mit einem Gesamtgewicht bis 150 kg benötigen keine Bremse, wenn sie gemäss 
Eintrag im Ausweis nur an einem Einachser verwendet werden, der den ganzen Zug 
mit der erforderlichen Wirkung bremsen kann. . 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov, 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 
2) SR 741.11 
3) Fassung von Satz 1 gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit I. Jan. 1977 (AS 

19762611). 
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Art.71 Arbeitsanhänger 

I Lichter und Richtungsblinker müssen nicht fest angebracht sein, wenn technische 
oder betriebliche Gründe entgegenstehen. Für Fahrten auf öffentlichen Strassen sind 
nachts und bei schlechter Witterung die Lichter und Richtungsblinker, ausgenom­
men die Kontrollschildbeleuchtung, behelfsmässig anzubringen, tags bei guter Wit­
terung jedoch nur die Bremslichter und die Richtungsblinker, wenn diejenigen des 
Zugfahrzeugs nicht leicht gesehen werden. Bei Feuerwehranhängern genügt die Be­
leuchtung gemäss Artikel 30 VRVI). 

2 Bei Anhängern bis 2,50 m Länge und 1,20 m Breite sind die Lichter und Rich­
tungsblinker nicht erforderlich, wenn diejenigen des Zugwagens nicht verdeckt wer­
den. 

3 Bei mehrachsigen Arbeitsanhängern kann eine Zweirad-Betriebsbremse zugelas­
sen, und bei Arbeitsanhängern mit einem Gesamtgewicht bis 3000 kg kann auf die 
Betriebsbremse verzichtet werden, wenn dies aus technischen oder betrieblichen 
Grlinden erforderlich ist. Die Zulassungsbehörde schreibt durch Eintrag im Ausweis 
genügend schwere Zugfahrzeuge (Art. 67 Abs. 5 VRV) vor und kann nötigenfalls 
die Geschwindigkeit des Zuges beschränken.2) 

4 Arbeitsanhänger dürfen nur jene Ladeflächen aufweisen, die nach ihrer Zweck­
bestimmung (Art. 4 Abs. 5) erforderlich sind. 

5 Die Achsen müssen nicht gefedert sein. Kotflügel können fehlen,wenn sie aus 
technischen oder betrieblichen Gründen nicht angebracht werden können sowie bei 
Anhängern an Zugfahrzeugen mit einer Höchstgeschwindigkeit bis 30 kmlh)) 

6 Kann das Kontrollschild nicht hinten, so muss es seitlich, nach Möglichkeit auf der 
rechten Seite, angebracht werden. 

Art. 72 Landwirtschaftliche Anhänger 

I Landwirtschaftliche Anhänger sind Anhänger, die nur im Zusammenhang mit der 
Bewirtschaftung eines landwirtschaftlichen oder gleichgestellten Betriebes (Art. 86 
VRVI) ) verwendet werden und mit einer Geschwindigkeit von höchstens 30 kmlh 
verkehren.3) 

2 Auf dem Herstellerschild (Art. 61 Abs. 3) muss neben den übrigen Angaben auch 
das Herstellungsjahr und das Garantiegewicht vermerkt sein. Ein Kontrollschild ist 
nur bei Ausnahmeanhängern erforderlich.3) 

3 Die Zulassungs behörde kann die Verwendung von landwirtschaftlichen Arbeitsan­
hängern mit einer Breite bis zu 3,50 mals Ausnahmeanhänger bewilligen, wenn das 
Bundesamt für Polizeiwesen4) anerkannt hat, dass der Anhängertyp einem dringen­
den Bedürfnis entspricht. 

1) SR 741.11 
2) Fassung des letzten Satzes gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 

1977 (AS 19762611). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 7. Nov. 1984. in Kraft seit 1. Jan. 1985 (AS 1984 1338). 
4) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 

214). 
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4 Die Stellbremse kann bei einachsigen landwirtschaftlichen Arbeitsanhängern feh­
len, wenn sie wegen ihrer Bauart in einem Gefälle bis 16 Prozent nicht wegroUen 
können. I) 

5 Bei Transportanhängern gilt für Lichter und Rückstrahler Artikel 65. Als vordere 
Rückstrahler können Reflexbeläge mit einer Fläche von mindestens 100 cm2 ver­
wendet werden; die vorderen Markierlichter können fehlen. Bei landwirtschaftlichen 
Arbeitsanhängern gelten für die Lichter die Absätze 1 und 2 von Artikel 71.1) 2) 

6 Die Transportanhänger müssen an der Rückseite mit zwei Richtungsblinkern ver­
sehen sein (Art. 64 Abs. 5). Bei landwirtschaftlichen Arbeitsanhängern gelten für die 
Richtungsblinker die Absätze 1 und 2 von Artikel 71.3) . 

7 Die Öse der Anhängerdeichsel darf in der Längsachse nicht drehbar sein.4) 

Zweiter Abschnitt: 
Fahrräder, Motorfahrräder nnd ihre Anhänger 

1. Fahrräder 

Art. 73 Kennzeichnung, Masse, Beleuchtung 

I Am Rahmen des Fahrrades muss eine leicht feststellbare, individuelle Nummer 
eingeschlagen und der Name des Herstellers oder eine Marke unverwischbar aufge­
tragen sein.5) 

Ibis Fahrräder, ausgenommen jene des Bundes (Art. 34 Abs. 6 VVV6»), müssen hin­
ten möglichst senkrecht und gut sichtbar eine Grundplatte nach Anhang 12 dieser 
Verordnung tragen. Sie muss auf ein anderes Fahrrad übertragen werden können. 
Auf der reflektierenden Vorderseite der Grundplatte muss auf der unteren Hälfte ei­
ne Vignette (Art. 34 VVV) aufgeklebt sein. Die Grundplatte darf auf der Rückseite 
mit Angaben zur Ermittlung des Eigentümers beschriftet werden.?) 

2 Fahrräder dürfen höchstens 1 m breit sein. Die Lenkstange muss 40-70 cm breit 
sein; sie darf das Lenken und Treten nicht behindern.8) 

3 Fahrräder müssen, wenn eine Beleuchtung nach Artikel 30 Absatz 1 VRV9) erfor­
derlich ist, mit einem nach vorn weiss und einem nach hinten rot leuchtenden, ru­
henden Licht ausgerüstet sein. Diese Lichter können fest angebracht oder abnehm­
bar sein; am Körper getragene Beleuchtungsvorrichtungen sind nicht zulässig. An 

1) Fassung gemäss Ziff. 1 der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit I. April 1992 (AS 1992 
536). 

2) Siehe auch Abs. 4 der SchlB Änd. vom 19. Febr. 1992 am Ende der vorliegenden V. 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. ~ybr. 1992, in Kraft seit I. April 1992 (AS 1992 

536). Siehe auch Abs. 4 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
4) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 19. ~ybr. 1992, in Kraft seit I. April 1992 (AS 1992 

536). Siehe auch Abs. 3 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 24. Mai 1989, in Kraft seit I. Jan. 1990 (AS 1989 1195). 
6) SR 741.31 
7) Eingefügt durch Ziff. I der V .. vom 24. Mai 1989, in Kraft seit I. Jan. 1990 (AS 1989 1195). 

Siehe auch die SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
8) Fassung gemäss Ziff. I der V vom I. März 1982, in Kraft seit I. Mai 1982 (AS 1982495). 
9) SR 741.11 
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Fahrrädern müssen ausserdem ein !lach vorn und ein nach hinten gerichteter Rück­
strahler mit einer Leuchtfläche von mindestens 10 cm2 fest angebracht sein. Die Pe­
dale sind vorn und hinten mit Rückstrahlern mit einer Leuchtfläche von mindestens 
5 cm2 zu versehen. Mehrspurige Fahrräder müssen auf jeder Seite an den äussersten 
Stellen nach vorn und nach hinten einen Rückstrahler mit einer Leuchtfläche von 
mindestens 10 cm2 tragen. Zusätzlich sind nach der Seite wirkende Rückstrahler er­
laubt, die sich auch an den Rädern befinden dürfen. Weitere Lichter sowie Rich­
tungsblinker sind untersagt. 1) 

4 Die Lichter müssen nachts bei guter Witterung auf 100 m sichtbar sein und dürfen 
nicht blenden; die Rückstrahler müssen im Scheine eines Motorfahrzeugfernlichtes 
auf gleiche Entfernung sichtbar werden. Die Rückseite der Rückstrahler muss was­
serdicht abgeschlossen oder verspiegelt sein. Für die Farbe und weitere Anforderun­
gen gilt Anhang 7.1) 

5·6 ... 2) 

Art. 74 Bremsen, Rahmen, Warnvorrichtung, Verschiedenes 

1 Fahrräder müssen mit zwei kräftigen Bremsen (Anhang 1) versehen sein, von de­
nen die eine auf das Vorder-, die andere auf das Hinterrad wirkt. Bei mehr als zwei­
rädrigen Fahrzeugen müssen die Räder einer Achse gleichzeitig und gleichmässig 
gebremst werden; eine Bremse muss feststellbar sein und das vollbeladene Fahrzeug 
in einem Gefälle von 16 Prozent am Wegrollen hindern3) können. 

2 Rahmen, Lenkstange, Gabeln und Räder müssen genügend stark gebaut sein. Der 
Sattel und die Lenkstange müssen um mindestens 7 cm in der Höhe verstellt werden 
können. 

3 Zur Zeichengebung für die Richtungsänderung können die Radfahrer Reflexbänder 
oder Lichter am Unterarm tragen; diese Vorrichtungen mpssen weiss oder gelb 
leuchten. 

4 Die Räder müssen Luftreifen oder andere, etwa gleich elastische Reifen haben; das 
Gewebe darf nicht sichtbar sein.!) 

5 Auf zweirädrigen Fahrrädern sind ausser einem Kindersitz (Art. 63 Abs. 3 VRV4» 
nur so viele Sitze erlaubt, wie Pedalpaare vorhanden sind. 

6 Jedes Fahrrad muss eine gut hörbare Glocke aufweisen; andere Warnvorrichtungen 
sind untersagt. 

7 Fahrräder müssen mit einer Diebstahlsicherung (Schloss, Schliesskabel, Schliess-
kette oder dergleichen) versehen sein. I) . 

8 Die Bestimmungen für Motorwagen über Reklame (Art. 26 Abs. 4) sowie die Be­
stimmungen für Motorräder über Aufschriften und Bemalungen (Art. 53 Abs. 4) 
gelten sinngemäss.5) 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez .. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
2) Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993 (AS 1994 214). 
3) Ausdruck gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994 

214). 
4) SR 741.11 
5) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979 (AS 1979 1922). Fassung gemäss Ziff. I 

der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992536). 
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2. Die Motorfahrräder 

Art. 75 Unterstellung. Zulassung. Kennzeichnung 

1 Die Motorfahrräder unterstehen unter Vorbehalt der nachfolgenden Bestimmungen 
den Vorschriften über Fahrräder. 

2 Nur Motorfahrräder für Invalide dürfen drei oder mehr Räder aufweisen; die Vor­
schriften für zweirädrige Motorfahrräder gelten sinngemäss. 

3 Am Rahmen sind zusätzlich die Buchstaben «CM" und das durch die Typenprüf­
stelle erteilte Zeichen einzuschlagen. Ein nicht leicht auswechselbarer Teil des Mo­
tors muss ein Typenzeichen des Motors. die Angabe des Hubraumes und den Namen 
des Herstellers oder die Fabrikmarke aufweisen. Bei allen Fahrzeugen des nämli­
chen Typs müssen die erforderlichen Angaben auf die gleiche Weise und an dersel-
ben Stelle und unverwisehbar sein. J) . 

4 Motorfahrräder müssen hinten ein Kontrollschild tragen, das möglichst senkrecht 
und gut sichtbar anzubringen ist. Das Kontrollschild darf nicht verändert, verbogen, 
zerschnitten oder unleserlich gemacht werden.2) . 

Art. 76 Motor. Antrieb. Gewicht 

1 Die Nutzleistung des Motors (Anhang 2) darf bei der Drehzahl der Höchstge­
schwindigkeit höchstens 0,44 kW betragen und muss hernach abfallen. Die Höchst­
leistung muss unterhalb 70 Prozent dieser Drehzahl sein und darf 0,90 kW nicht 
übersteigen. Bei Fahrzeugen mit Elektromotor darf die Dauerleistung höchstens 0,90 
kW betragen. Verbrennungsmotoren mit Gemischschmiemng müssen für den Be­
trieb mit höchstens 2 Prozent Ölbeimischung zum Treibstoff gebaut sein) 

2 Es sind nur automatische Kupplungen, verbunden mit einem Einganggetriebe, ei­
nem stufenlosen Antriebssystem oder einem automatischen Mehrganggetriebe, zu­
lässig. Diese müssen so gebaut sein, dass ein Hochdrehendes Motors im Stand aus­
geschlossen ist. Motor, Getriebe und Kraftübertragung müssen so beschaffen sein, 
dass eine Erhöhung der Motorleistung und der Höchstgeschwindigkeit durch nach­
trägliche Eingriffe oder Auswechslung von Teilen nicht möglich ist. Die Gmndein­
stellung des Zündzeitpunkts muss unveränderlich sein; eine automatische Zündver­
stellung und eine Einstellmöglichkeit der Unterbrecherkontaktesind zulässig. Die 
Vergaserdüsen dürfen nicht verstellbar sein. Die Auspuffanlage (einschl. Schall­
dämpfer) muss eine unzerlegbare Einheit bilden und ein unverwischbares Kennzei­
chen tragen 1) 

3 Die Fahrzeuge müssen bei laufendem, abgestelltem oder entferntem Motor durch 
Pedalantrieb mit etwa gleicher Kraft wie ein Fahrrad fortbewegt werden können. Die 
Länge der Pedalarme muss mindestens einen Viertel des Durchmessers des ange­
triebenen Rades betragen. Die Pedale dürfen nicht blockierbar sein und müssen sich 
ungefähr am gleichen Ort befinden wie bei gewöhnlichen Fahrrädern.3) 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 2~. Nov. 1976, in Kraft seit I. Jan. 1977 (AS 19762611). 
Siehe auch Abs. 2 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 

2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom I. März 1982, in Kraft seit I. Mai 1982 (AS 1982495). 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I.Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
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4 Der Durchmesser des vom Motor angetriebenen bereiften Rades muss mindestens 
50 cm betragen. 

5 Das Leergewicht des betriebsbereiten, vollausgerüsteten Fahrzeugs mit vollem 
Treibstofftank einschliesslich Luftpumpe, Gepäckträger, Abstellstütze, Werkzeug 
und sonstigem Zubehör darf 55 kg nicht übersteigen, ausgenommen bei Invaliden­
fahrstühlen und Motorfahrrädern mit elektrischem Antrieb. Das vom Hersteller ga­
rantierte Gesamtgewicht muss mindestens 100 kg grösser sein als das Leergewicht.!) 

Art. 77 Rahmen, Karosserie, Ausrüstung 

I Form und Anordnung von Rahmen, Gabeln, Treibstoffbehältern, Kotflügeln und 
Verschalungen dürfen keinen motorradähnlichen Eindruck erwecken. Die Räder 
müssen oben und nach hinten - gemessen mit einer auf dem Sattel befindlichen Per­
son - bis 15 cm über der Radmitte durch Kotflügel gedeckt sein. Fussraster sind un­
zulässig, ebenso ZubehörteiJe, die an gewöhnlichen Fahrrädern nicht üblich sind. 
Gestattet sind Packtaschen sowie nicht fest angebrachte Beinschutzvorrichtungen 
aus biegsamem Material und Windschutzscheiben.2) 

Ibis Motorfahrräder müssen links aussen mit einem Rückspiegel mit einer Fläche von 
mindestens 50 cm2 ausgerüstei sein. Im übrigen gelten für den Rückspiegel und 
seineAnbringung die Anforderungen von Artikel 25 Absätze 2 und 3.3) 

2 Die Mo~orfahrräder müssen einen Sitz ohne Rückenlehne von höchstens 30 cm 
Länge ähnlich einem Fahrradsattel haben. Rückenstützen und Überrollbügel sind un­
zulässig. Die Lenkstange darf in der höchsten möglichen Stellung an keinem Punkt 
die Sitzfläche des in der tiefsten möglichen Position eingestellten Sattels um mehr 
als 35 cm überragen. Der Sattel sowie die Räder dürfen gefedert sein. Die Verwen­
dung des ausgeweiteten Rahmens als Treibstoff tank ist gestattet. Der Treibstoffbe­
hälter darf höchstens 5 I fassen und muss seinem Inhalt entsprechend möglichst 
klein sein. Motorfahrräder müssen eine zentrale Abstellstütze haben, die den Stras­
senbelag nicht beschädigt, selbsttätig nach hinten aufklappt, wenn das Fahrzeug 
vom Ständer genommen wird und in aufgeklapptem Zustand gesichert bleibt.4) 

3 An Motorfahrrädern müssen vorn ein Abblendlicht und hinten ein Schlusslicht fest 
angebracht sein. Die Leistung des Abblendlichts muss mindestens 15 Watt und die 
des Schlusslichts mindestens 2 Watt betragen, ausser bei Fahrrädern, die nachträg­
lich mit einem Hilfsmotor ohne Lichtmaschine ausgerüstet werden.5) 

4 Die Motorwagenvorschriften über Auspuff, Abgase und Schalldämpfung (Art. 21) 
sowie Funkentstörung (Art. 31 Abs. 3) gelten sinngemäss.6) 

1) Fassung gemässZiff. I der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1. Jan. 1980 (AS 1979 1922). 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 

536). . . ' 
3) Eingefügt qurch Ziff. I der V vom 19. I'~br. 1992, in Kraft seit 1. April 1992/(AS 1992 

536). Siehe auch Abs. 5 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
4) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 2?. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 19762611). 

Siehe auch Abs. 2 der SchlB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
6) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 1. März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982 495). 
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5 Änderungen an Motorfahrrädern sind untersagt. Das Auswechseln von Fahrzeug­
teilen ist nur im Rahmen der typengeprüften Ausführung zulässig, ausgenommen 
sind typenprüfpflichtige Zubehörteile (Lichter, Rückstrahler).!) 

3. Anhänger an Fahrrädern und Motorfahrrädern 

Art. 78 

I Anhänger an Fahrrädern und Motorfahrrädern müssen dem Artikel 69 VRV2) und 
den nachstehenden Vorschriften genügen. 

2 Sie sind mit einer betriebssichern Kupplung am Zugfahrzeug in seiner Längsachse 
schwenkbar zu befestigen. 

3 An der Vorder- und an der Rückseite muss rechts und links möglichst weit aussen 
ein nicht dreieckiger Rückstrahler fest angebracht sein (Anhang 7). Richtungsblinker 
sind nicht zulässig. Wird das hintere Licht des Fahrrades durch den Anhänger oder 
seine Ladung verdeckt, so muss der Anhänger in der Nacht hinten ein rotes oder 
gelbes Licht tragen. In Ortschaften mit Strassenbeieuchtung benötigt der Anhänger 
kein Licht. 

4 Die Anhängerachse muss hinter der Mitte der Ladefläche liegen. 

Dritter Abschnitt: 
Tierfuhrwerke, Handwagen usw. 

Art. 79 

I Die Höchstbreite der Tierfuhrwerke ohne Ladung und der Handwagen beträgt 
2,50 m (Art. 20 SVG). 

2 Tierfuhrwerke und Handwagen mit einem Gesamtgewicht von mehr als 150 kg 
müssen eine wirksame, abstufbare Stell bremse haben, welche das Fahrzeug im Ge­
fälle von 16 Prozent am Wegrollen verhindern kann. Entsprechende Schlitten müs­
sen mit gleich wirksamen Kretzern, Kritzketten oder ähnlichen Vorrichtungen ver­
sehen sein. 

3 Tierfuhrwerke und Handwagen, ausgenommen kleine Stosskarren; müssen auf 
bei den Seiten möglichst weit aussen vorn je einen weissen, hinten je einen roten 
Rückstrahler tragen. (Für das Licht vgi. Art. 30 A.bs. 4 VRV2) .) Die Rückstrahler 
der Tierfuhrwerke sind gleich wie die der landwirtschaftlichen Anhänger, diejenigen 
der Handwagen dürfen nicht dreieckig sein und müssen eine Fläche von 20 cm2 auf­
weisen. Bei Fahrzeugen mit einer Breite bis zu I m genügt ein Rückstrahler hinten 
links oder in der Mitte. 

4 Die Bestimmungen für Motorwagen über Reklame (Art. 26 Abs. 4) sowie die Be­
stimmungen für Motorräder über Aufschriften und Bemalungen (Art. 53 Abs. 4) 
gelten sinngemäss.3J 

1) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit l. lan. 1977 (AS 19762611). 
2) SR 741.11 
3) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 21. Nov. 1979 (AS 1979 1922). Fassung gemäss Ziff. I 

der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 536). 
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5 Im übrigen gilt das kantonale Recht.]) 

Fünfter Teil: Fahrzeug- und Teileprüfung 

Erster Abschnitt: Typenprüfung 

Art. 80 Zweck 

Strassenverkehr 

1 Durch die Typenprüfung wird an einem serienmässig hergestellten Gegenstand 
zum Zwecke der Zulassungsgenehmigung die Beschaffenheit der Fabrikationsserie, 
ihre Übereinstimmung mit den Vorschriften und ihre Eignung für den vorgesehenen 
Gebrauch festgestellt. 

2 Die Feststellungen der Typenprüfungskommission sind für die Zulassung der Fahr­
zeuge zum Verkehr verbindlich, solange sie nicht von Amtes wegen, durch Wieder­
erwägung oder auf Beschwerde hin geändert werden. 

Art. 81 Gegenstand 

1 Der Typenprüfung unterstehen die Motorwagen und ihre Fahrgestelle, die Motor­
räder, die Kleinmotorräder, die Motorfahrräder sowie die gewerblichen Anhänger 
und ihre Fahrgestelle.2) 

2 Der Typenprüfung unterliegen ferner die im Anhang 11 aufgeführten Bestandteile 
und Ausrüstungsgegenstände, die Sicherheitsgurten für Motorwagen, die Schutz­
helme für Benützer von Motorrädern und Motorfahrrädern und die zu amtlichen 
Fahrzeug- und Verkehrskontrollen verwendeten Geschwindigkeits-, Gewichts-, 
Licht-, Lärm- und Abgasmessapparate.2) . 

3 Die Typenprüfung der Fahrzeuge erstreckt sich auch auf deren typenprüfpflichtige 
Bestandteile. In besonderen Fällen können Fahrzeugteile einer gesonderten Typen-
prüfung unterworfen werden. . 

4 Das Bundesamt für Polizeiwesen kann auf Gesuch hin serienmässig hergestellte 
Fahrzeuge, die von Privatpersonen zum Eigengebrauch importiert oder nicht vom 
Inhaber der schweizerischen Typengenehmigung in den Handel gebracht werden, 
von der Typenprüfung befreien. Pro Importeur oder Vermittler können nicht mehr 
als ein Transportmotorwagen, ein Motorrad, drei Arbeitsmotorwagen, drei Anhänger 
und drei landwirtschaftliche Fahrzeuge des gleichen Typs befreit werden. Das Eid~ 
genössische Justiz- und Polizeidepartement regelt das Verfahren der Befreiung von 
der Typenprüfung.3) 

5 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement bestimmt wie die Typenprü­
fung durchzuführen ist. Es kann die Prüfbedingungen bestimmen, bei deren Erfül­
lung die in Gesetz oder Verordnung festgelegten Erfordernisse als eingehalten geI­
ten. 

1) Ursprünglich Abs. 4. 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit I. lan. 1977 (AS 19762611). 
3) Fassung gemäss Ziff. 1 der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit 1 lan. 1980 (AS 19791922). 
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6 In besonderen Fällen (Anhang I I Ziff.4) kann die Typenprüfung auf Grund von 
Plänen und andern Unterlagen erfolgen .... 1) 

7 Die Schutzhelme für Benützer von Motorrädern und Motorfahrrädern müssen den 
Anforderungen des EeE-Reglements Nr. 22 entsprechen (Abs. 2).2) 

Zweiter Abschnitt: Zulassung und Nachprüfung der Fahrzeuge 

Art. 82 Zulassung 

I Alle Motorfahrzeuge und Anhänger, die mit einem Fahrzeugausweis zu versehen 
sind, müssen zuvor einzeln amtlich geprüft werden, die Anhänger an einem geeig­
neten Zugfahrzeug ... .3).4) 

2 Die Zulassungsbehörde befreit jedoch Lieferanten, die zur Verwendung der Typen­
scheine berechtigt sind und für eine einwandfreie Auslieferung Gewähr bieten, auf 
Gesuch hin von der Vorführpflicht für typengeprüfte leichte Motorwagen, Motorrä­
der, Kleinmotorräder sowie Arbeitsanhänger der Feuerwehr und des Zivilschutzes.5) 

Die Befreiung erstreckt sich nicht auf Fahrzeuge, für die an der Typenprüfung 
wegen notwendiger Änderungyn eine Einzelprüfung verfügt wurde oder die 
gegenüber der typengeprüften Ausführung geändert wurden. 

3 Der yon der Vorführpflicht befreite Lieferant hat jedes Fahrzeug in allen wesent­
lichen Punkten zu prüfen und den Prüfbericht sorgfältig zu erstellen. Die kantonalen 
Zulassungsbehörden führen Stichproben durch. Werden schwere oder wiederholte 
Mängel festgestellt, so kann der Lieferant wieder der Vorführpflicht unterstellt wer­
den. 

4 Bei der behördlichen Einzelprüfung typengeprüfter Fahrzeuge genügt eine Kon­
trolle der wichtigsten Vorrichtungen (namentlich Lenkung, Bremsen, Beleuchtung) 
und der Verbindungen der Anhänger mit dem Zugfahrzeug. Bei teilweise typenge­
prüftenoder geänderten Fahrzeugen sind zudem die nicht durch die Typenprüfung 
erledigten Punkte zu prüfen. Bei nicht typengeprüften Fahrzeugen sind alle für die 
Zulassung erforderlichen Angaben, namentlich auch Masse und Gewichte, zu ermit­
teln; es ist zu prüfen, ob das Fahrzeug den Vorschriften entspricht und für den be­
absichtigtenGebrauch betriebssicher ist. 

5 Motorfahrräder sind vor der Abgabe des Fahrzeugausweises auf Übereinstimmung 
mit der typengeprüften Ausführung und hinsichtlich Erfüllung der Zollpflicht zu 
prüfen.5) Die technische Kontrolle kann gruppen- oder stichprobenweise erfolgen; 
Absatz 2 gilt sinngemäss. 

6 Wird die vorgeschriebene Zulassungsprüfung bei kantonal immatrikulierten Fahr­
zeugen wegen ihrer Verwendung im Dienste des Bundes oder zufolge transpor­
trechtlicher Aufsicht von eidgenössischen Stellen vorgenommen, so erstellen diese 

1) Letzter Satz aufgehoben durch Ziff. I der V vom22. Dez. 1993 (AS 1994214). 
2) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 1.: März 1982, in Kraft seit 1. Mai 1982 (AS 1982495). 

Siehe auch Abs. 2 der SchIB dieser And. am Ende der vorliegenden V. 
3) Zweiter Satz aufgehoben durch Ziff. II 3 der V vom 7. März 1994 (AS 1994 816). 
4) Fassung des zweiten Satzes gemäss Ziff. II 2 der V vom 25. Jau. 1989, in Kraft seit 1. Mai 

1989 (AS 1989410). 
5) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1.976, in Kraft seit 1. lan. 1977 (AS 19762611). 
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die Zulassungspapiere, wobei die kantonale Prüfung entfällt. Artikel 76 VRV bleibt 
vorbehalten. I ) 

Art. 83 Nachprüfungen 

I Einer amtlichen Nachprüfung sind zu unterziehen: 
a. erstmals ein Jahr nach der ersten Inverkehrsetzung, hernach jeweils nach einem 

Jahr seit der letzten Prüfung: leichte Motorwagen zum gewerbsmässigen Per­
sonentransport, Gesellschaftswagen, Anhänger zum Personentransport, Fahr­
zeuge zum Transport gefährlicher Güter, die nach Artikel 15 der Verordnung 
vom 17. April 19852) über die Beförderung gefährlicher Güter auf der Strasse 
(SDR) einen Eintrag im Fahrzeugausweis haben; 

b. erstmals zwei Jahre nach der ersten Inverkehrsetzung, hernach jeweils nach ei­
nem Jahr seit der letzten Prüfung: Miet- und Fahrschulfahrzeuge; 

c. erstmals vier Jahre nach der ersten Inverkehrsetzung, hernach drei Jahre nach 
der letzten Prüfung; ab dem siebten Jahr nach der ersten Inverkehrsetzung, 
wenn die letzte Prüfung mehr als zwei Jahre zurückliegt: Motorräder, Klein­
motorräder, Personenwagen, Kleinbusse, Lieferwagen, Lastwagen, Sattel­
schlepper, leichte und schwere Motorwagen nach Artikel 3 Absatz 7 Satz 1, die 
Anhänger aller dieser Fahrzeugarten sowie leichte und schwere Sattelmotor­
fahrzeuge; 

d. erstmals fünf Jahre nach der ersten Inverkehrsetzung, hernach jeweils nach drei 
Jahren seit der letzten Prüfung: die mit Kontrollschildern versehenen Motor­
einachser, Motorkarren, Trakt,oren; Arbeitsmotorwagen, die mit Kontrollschil­
dern versehenen Anhänger dieser Fahrzeugarten (ausgenommen die Arbeits­
anhänger der Feuerwehr und des Zivilschutzes) sowie landwirtschaftliche Mo­
torfahrzeuge. 

Die Kantone können die Nachprüfungen Betrieben oder Organisationen übertragen, 
welche die Durchführung nach den Anforderungen an die amtlichen Prüfungen ge­
währleisten. Sie können auch bei Motorfahrrädern Nachprüfungen durchführen.3) 

2 Bei einem Halterwechsel ist ein Fahrzeug einer Nachprüfung zu unterziehen, wenn 
die erste Inverkehrsetzung mehr als vier Jahre und die letzte Prüfung mehr als ein 
Jahr zurückliegen oder wenn eine Prüfung gewünscht wird.3) 

3 Die Zulassungsbehörde unterzieht das Fahrzeug einer Kontrollprüfung, wenn 'es 
wesentliche Änderungen erfuhr oder bei einem Unfall stark beschädigt wurde. 

4 Der Halter hat der Behörde vor der Weiterverwendung des Fahrzeugs Änderungen 
zu melden, welche die Fahrzeugeinteilung, die Abmessungen, das Gewicht, den 
Achsabstand. die Spurweite, die Brems- oder Lenkanlage, den Hubraum oder das 
Abgas- oder Lärmverhalten verändern, ebenso das Anbringen einer Anhängevor­
richtung und von nicht für den Fahrzeugtyp genehmigten Auspuffanlagen oder Rä­
dern.4) Das Fahrzeug ist neu zu prüfen. Bei Änderungen die das Abgas- .und Lärm-

1) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
2) SR 741.621 . 
3) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit I. April 1992 (AS 1992 

536). 
4) Fassung gemäss Ziff. II 2 der V vom 25. Jan. 1989, in Kraft seit I. Mai 1989 (AS 1989 

410). 
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verhalten beeinflussen, ist nachzuweisen, dass die bei der 1. Inverkehrsetzung gülti­
gen Vorschriften über Abgase und Lärm eingehalten sind. Die Pflicht zur Meldung 
weiterer im Fahrzeugausweis einzutragender neuer Tatsachen bleibt vorbehalten.!) 

4bis Fahrzeuge, die an das Gebrechen eines körperlich behinderten Fahrzeugführers 
angepasst werden, sind neu zu prüfen.2) 

5 Die Polizei meldet der Zulassungs behörde die Fahrzeuge, die bei Unfällen starke 
Schäden erlitten haben oder bei Kontrollen erhebliche Mängel aufwiesen. 

6) Werden die vorgeschriebenen Nachprüfungen bei kantonal immatrikulierten Fahr­
zeugen wegen ihrer Verwendung im Dienste des Bundes oder zufolge transport­
rechtlicher Aufsicht von eidgenössischen Stellen vorgenommen, so erstatten diese 
der Zulassungsbehörde Bericht, und die kantonale Prüfung entfällt. 

Art. 83a3) Abgaswartung 

1 Die Abgaswartung bei leichten Motorwagen mit Fremdzündungsmotor und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 50 kmJh und mehr (Art. 59a Abs. 1 
VRV4» umfasst: 
a. die Kontrolle der für die Abgasemissionen massgeblichen Fahrzeugteile und ih­

(er Einstellung nach den Angaben des Herstellers; 
b. wenn notwendig, das Einstellen, die Instandstellung oder den Ersatz der mass­

geblichen Teile; 
c. eine Messung des Gehaltes an Kohlenmonoxid (CO), Kohlenwasserstoffen 

(HC) und Kohlendioxid (C02) im Abgas bei Leerlaufdrehzahl, bei Fahrzeugen 
mit einem geregelten Dreiweg-Katalysator zusätzlich eine Messung des Gehal­
tes an Kohlenmonoxid (CO) und Kohlenwasserstoffen (HC) im Abgas bei er­
höhter Drehzahl, jeweils ermittelt bei unbelastetem Motor nach den Sollwerten 
und Messbedingungen des Herstellers mit einem für amtliche Kontrollen zuge­
lassenenMessgerät. 

2 Die Abgaswartung bei Motorwagen mit Selbstzündungsmptor (Art. 59a Abs. 1 
VR V) umfasst: 
a. die Kontrolle der für die Abgas- und R(luchemissionen massgeblichen Fahr­

zeugteile und ihrer Einstellung nach den Angaben des Herstellers sowie der im 
Abgas-Wartungsdokument aufgeführten Plomben und Versiegelurigen; 

b. wenn notwendig, das Einstellen, die Instandstellung oder den Ersatz der mass­
geblichen Teile; 

c. eine Messung der Rauchernissionen bei freier Beschleunigung mit einem für 
amtliche Kontrollen zugelassenen Messgerät. 

3 Personen und Betriebe auf dem Gebiet der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
oder dem schweizerischen Zollgebiet dürfen die Abgaswartung ausführen, wenn sie 
über die für die fachgerechte Abgaswartung notwendigen Kenntnisse, Werkstattun-

I) Fassung gemäss Ziff. 1 der V vom 21. Nov. 1979, in Kraft seit I. lan. 1980 (AS 1979 1922). 
Siehe auch Abs. 3 der SchIß And. vom 7. Nov. 1984 am Ende der vorliegenden V. 

2) Eingefügt durch Ziff. 1 der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Febr. 1994 (AS 1994214), 
3) Eingefügt durch Ziff. II der V vom 13. Nov. 1985 (AS .19851841). Fassung gemäss Ziff. II 

der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit I. Juli 1994 (AS 1994 167). 
4) SR 741.11 
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terlagen, Werkzeuge und Einrichtungen sowie über vom Eidgenössischen Justiz­
und Polizeidepartement zugelassene Abgas- oder Rauchmessgeräte verfügen. 

4 Vor der ersten Inverkehrsetzung muss der Hersteller, Importeur oder Markenver-
. treter dem Halter ein Abgas-Wartungsdokument abgeben. Darin müssen die Ein­
stelldaten, Messbedingungen und Sollwerte eingetragen sein, die gemäss den Anga­
ben des Herstellers das einwandfreie Funktionieren der abgasrelevanten Bauteile 
gewährleisten. Bei Fahrzeugen mit Selbstzündungsmotor müssen zudem die vor­
handenen Plomben und Versiegelungen an abgasrelevanten Bauteilen oder Einstell­
vorrichtungen vermerkt sein. 

5 Nach jeder durchgeführten Abgaswartung muss .die Person, welche die Wartung 
durchgeführt hat, oder ein Verantwortlicher des entsprechenden Betriebes, dies im 
Abgas-Wartungsdokument durch einen Eintrag bestätigen. 

6 Nach jeder durchgeführten Abgaswartung erhält der Halter einen Kleber, der gut 
sichtbar am gewarteten Fahrzeug angebracht werden soll. 

7 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement erlässt Vorschriften über: 
a. die Durchführung der Abgaswartung, die zu wartenden Fahrzeugteile, die an-

zuwendenden Prüf- und Messmethoden und die erforderlichen Messgeräte; 
b. Inhalt, Form, Abgabe und Ausfüllen des Abgas-Wartungsdokuments; 
c. Gestaltung, Abgabe und Anbringen des Klebers; 
d. die Sollwerte und Messbedingungen für Fahrzeuge, von denen die Angaben des 

Herstellers fehlen. 

Art. 83b1) Abgas-Nachkontrollen 

1 Die Zulassungsbehörde führt in der Regel anlässlich der amtlichen Nachprüfungen 
(Art. 83) Abgas-Nachkontrollen durch. 

2 Die Abgas-Nachkontrollen sind nach den Kontrolldaten, Messbedingungen und 
Sollwerten im Abgas-Wartungsdokument vorzunehmen. 

3 Eine erneute Wartung und Nachkontrolle wird angeordnet, wenn: 
a. die Wartung nicht oder nicht vorschriftsgemäss durchgeführt wurde; 
b. Defekte, Mängel oder FalscheinsteIlungen der abgasrelevanten Ausrüstung 

vorliegen; 
c. die Sollwerte nicht eingehalten sind. 

4 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement regelt die Einzelheiten der Ab­
gas-Nachkontrolle. 

Sechster Teil: Anwendung, Straf- und Schlussbestimmungen 

Art. 84 Weisungen, Ausnahmen, Vollzug 

1 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement kann für die Durchführung die­
ser Verordnung Weisungen erlassen und in besonderen Fällen Ausnahmen von ein-

1) Eingefügt durch Ziff. II der V vom 13. Nov. 1985 (AS 1985 1841). Fassung gemäss Ziff. II 
der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Juli 1994 (AS 1994 167). 
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zeinen Bestimmungen gestatten, wenn deren Zweck (Art. 8 Abs. 2 SVG) gewahrt 
bleibt. Es kann diese Befugnisse dem Bundesamt für Polizeiwesen l ) übertragen. 

2 Die zuständige kantonale Behörde kann Fahrzeuge, die nur im werkinternen Ver­
kehr auf öffentlichen Sttassen (Art. 33 VVV2» verwendet werden, von den Erfor­
dernissen dieser Verordnung befreien, wenn die Sicherheit gewahrt bleibt und Dritte 
nicht belästigt werden. 

3 Das Bundesamt für Polizeiwesen1) kann verfügen, dass bestimmte nicht der Ty­
penprüfung unterliegende Fahrzeugteile und Ausrüstungsgegenstände, die den Vor­
schriften widersprechen, und solche, die nur oder hauptsächlich zu unzulässigen 
Änderungen an Fahrzeugen dienen, nicht auf den Markt gebracht werden dürfen. 

4 Die kantonalen Zulassungsbehörden können Fahrzeuge, Fahrzeugteile oder Aus­
rüstungsgegenstände, welche dieser. Verordnung zuwiderlaufen, sicherstellen, soweit 
dies zur Verhinderung einer unerlaubten Weiterverwendung oder von drohenden 
Missbräuchen nötig ist. Wird der Gegenstand nicht in vorschriftsgemässen Zustand 
gebracht, so kann er vernichtet werden. Der Eigentümer hat jedoch Anspruch auf ei­
nen Nettoerlös aus der Materialverwertung und auf Herausgabe der nicht zu bean­
standenden Teile. Die Sicherstellung muss mindestens durch eine schriftliche Ver­
fügung bestätigt, die Vernichtung mit einer angemessenen Vollzugs frist durch eine 
solche Verfügung angeordnet werden; die Artikel 22-24 SVG sind sinngemäss an­
wendbar. 

5 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement bestellt zur Beratung über 
Grundsatz- und Streitfragen bei der Anwendung dieser Verordnung eine Kommis­
sion, worin Behörden, Gewerbe und Strassenbenützerkreise angemessen vertreten 
sein sollen, vorzugsweise durch ihre Mitglieder in der Ständigen Strassenverkehrs­
kommission. 

6 Bestimmungen dieser Verordnung, die auf internationale Vorschriften verweisen, 
können vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement an Änderungen dieser 
V orschriften angepasst werden. 3) 

Art. 85 Strafbestimmungen 

1 Das Fahrzeug gilt als nicht vorschriftsgemäss, und Artikel 93 Ziffer 2 SVG ist an­
wendbar, wenn dfluernd, zeitweilig oder für bestimmte Fälle vorgeschriebene Teile, 
inbegriffen Breite-, Geschwindigkeits- oder Landeszeichen, fehlen oder den Vor­
schriften nicb.t entsprechen und wenn dauernd oder zeitweilig untersagte Teile, wie 
Reifen mit Metallstiften, vorhanden sind oder bewilligungspflichtige ohne Bewilli­
gung angebracht wurden. 

2 Der Fahrzeughalter, der an einem Fahrzeug unerlaubte Änderungen vornimmt oder 
vornehmen lässt oder meldepflichtige nicht meldet, 
wer ihm zur Änderung Gehilfenschaft leistet, 

wird mit Haft oder mit Busse bestraft. 

I) Bezeichnung gemäss Art. 71 des Verwaltungsorganisationsgesetzes (SR 172.010). 
2) SR 741.31 
3) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
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Der gleichen Strafdrohung untersteht, wer aufgummierte Reifen ohne die erforder­
lichen Angaben auf den Markt bringt oder Fahrzeugteile vertreibt, die offensichtlich 
zu unerlaubten Fahrzeugänderungen dienen oder vom Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartement ausdrücklich untersagt wurden. 

3 Wer eine Fahrgestellnummer, das Kennzeichen eines Motors oder die vorgeschriebenen 
Aufschriften auf Anhänger- und Sattelkupplungen auslöscht oder verfalseht, 
wer die in der Verordnung vorgesehenen Nachweise für Motorfahrräder oder Plom­
ben fälscht oder ein gefälschtes Zeichen dieser Art an ein Fahrzeug anbringt, 
wer ein Zeichen dieser Art ohne Ermächtigung oder bei fehlenden Voraussetzungen 
anbringt, 

wird, sofern keine schärfere Strafdrohung eingreift, mit Haft oder mit Busse bestraft. 

4 Lieferanten von Fahrzeugen, die von der Vorführungspflicht befreit sind, werden, 
wenn sie ein Fahrzeug mangelhaft ausliefern" ein geändertes Fahrzeug nicht zur amt­
lichen Prüfung melden oder im Prüfbericht wissentlich unrichtige Angaben eintra­
gen, mit Haft oder mit Busse bestraft. In Unternehmungen ist der Inhaber strafbar 
oder wer an seiner Stelle gehandelt hat oder hätte handeln sollen. 

5 Das Überladen eines Dachrostes wird mit Busse bestraft. 

Art. 86 Übergangbestimmungen 

1 Die schon in Verkehr stehenden oder vor dem 1. Januar 1970 neu in Verkehr gelang­
enden Fahrzeuge müssen nur den Anforderungen des bisherigen Rechts genügen, soweit 
ihre Anpassung an das neueRecht nicht ausdrücklich (Abs. 3 und 4) vorgesehen ist. Die 
durch diese Verordnung eingeführten Erleichterungen kommen ihnen zugute, wenn die 
damit allenfalls unmittelbar verbundenen Bedingungen und Auflagen eingehalten sind. 
Bisher zugelassene Dreiräder und Raupenfahrzeuge werden gemäss dieser Verordnung 
(Art. 2 Abs. 11 umgeteilt, wenn der Halter es beantragt. Bisher zugelassene Fahrzeuge 
werden gemäss dieser Verordnung (besonders Art. 3 Abs. 3) bezeichnet, wenn ein 
Fahrzeugausweis durch einen neuen ersetzt wird, 

2 Die ab 1. Januar 1970 neu in Verkehr kommenden Fahrzeuge müssen den Anfor­
derungen dieser Verordnung entsprechen, soweit nicht einzelne Bestimmungen aus­
nahmsweise erst später anwendbar werden (Abs. 4 und 5). 
3 Für die schon in Verkehr stehenden oder vor dem 1. Januar 1970 in Verkehr ge­
langenden Fahrzeuge sind anwendbar: 

a. ab 1. Januar 1970 die Bestimmungen über: 
- das Landeszeichen (Art. 11 Abs. 4 und 61 Abs. 4); 
- die Nutzlast auf Dachrosten (Art. 22 Abs. 6); 
- die Winkkelle auf Motor- und Arbeitskarren (Art. 28 Abs. 4 VRVI»); 
- die Schaltung der Halogenlichter (Art. 29 Abs. 1); 
- Änderungen an Fahrgestell und Motor (Art. 38); 

b. ab 1. Januar 1971 die Bestimmungen über: 
_ Abgase und Rauchentwicklung (Art. 21 Abs. 3), jedoch unter Ausschluss der 

über fünf Jahre alten Fahrzeuge mit Benzinmotoren; 

I) SR 741.11 
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- Rückspiegel (Art. 25 und 54 Abs. 3): 
- Eintrag der Blaulichter und der gelben Gefahrenlichter im Fahrzeugausweis 

(Art. 27 Abs. 4 und 53 Abs. 3); 
- Fahrtschreiber für leichte Motorwagen zum gewerbsmässigen Personentrans­

port (Art. 33); 
- die Unterlegkeile (Art. 66 Abs. 4); 

c. ab 1. Januar 1973 die Bestimmungen über eigentliche Reklame-Aufbauten 
(Art. 26 Abs. 4). 

Die Zulassungsbehörde kann jedoch namentlich Fahrzeuge, die in absehbarer Zeit 
aus dem Verkehr genommen werden, durch Einzelverfügungen von der Anpassung 
an die neuen Vorschriften befreien, wenn damit ein unverhältnismässiger Aufwand 
verbunden wäre. 

4 Für bisherige und neu in Verkehr kommende Fahrzeuge sind anwendbar: 

a. ab 1. Januar 1971 die Bestimmungen über: 
- Funkentstörung (Art. 31 Abs. 3); 
- Kennzeichnung vorstehender Teile und Ladungen durch Signalkörper 

(Art. 35 Abs. 4); . , 
- Pannensignale für Motoreinachser mit Anhänger und für landwirtschaftliche 

Motorfahrzeuge (Art. 23 Abs. 1 VRV); 
...: Bordapotheke und Feuerlöscher für Gesellschaftswagen und Anhänger zum 

Personentransport (Art. 40 Abs. 4 und 67 Abs. 2); 
- die Diebstahlsicherung bei Motorrädern und Fahrrädern (Art. 54 Abs. 3 und 
. 74 Abs. 7); 
- Kotflügel der Fahrräder (Art. 74 Abs. 4); 

b. ab I. Januar 1972 die Bestimmungen über aufgummierte Reifen (Art. 13 
Abs.6); 

C.· ab I. Januar 1973 die Bestimmungen über die periodische Nachprüfung für Ar­
beitsmotorwagen und für landwirtschaftliche Motorfahrzeuge, die seit mehr als 
drei Jahren in Verkehr stehen (Art. 83 Abs. I). 

5 Nur für Fahrzeuge, die nach dem Stichtag neu in Verkehr kommen, gelten: 

a. ab 1. Januar 1971 die Bestimmungen über: 
- Lenkhilfe (Art. 12 Abs.I); 
- die Zweikreisbremse für schwere Motorwagen (Art. 14 Abs. 1); 
- die Anforderungen an die Betriebs- u'nd die Hilfsbremse von Motorwagen 

undAnhängern (Art. 14 Abs. 3 und 4,15 Abs. 4 und 5 und 63 Abs. 6 und 7); 
- Rückführung unverbrannter Gase aus dem Kurbelgehäuse zur Verbrennung 

(Art. 21 Abs. 3); 
- die Sicherheitsgurten (Art. 23 Abs. 3): 
- die Diebstahlsicherung bei Personenwagen (Art. 36 Abs. 11: 
- die Stand- und Bremslichter der Motorräder (Art. 53 Abs. 1); 
- die Pedalrückstrahler für Fahrräder (Art. 73 Abs. 3); 

b. ab I. Januar 1972 die Bestimmungen über: 
- Bremskraftregler der Motorwagen (Art. 14 Abs. 5); 
- die Feststellvorrichtung für Wagen ohne Gangsicherung (Art. 20 Abs. 4); 
- Zweikreisbremsen für leichte Motorwagen (Art. 14 Abs. 1). 
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Art. 86a1) Weitere Übergangsbestimmungen 

I In Abweichung von Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe a genügt bei Anhänger­
zügen und Sattelmotorfahrzeugen, die vor dem 1. Januar 1977 neu in Verkehr 
gelangen, eine Motorleistung von mindestens 8 PS je Tonne des Gesamtge­
wichtes. 

2 Für Anhängerzüge und Sattelmotorfahrzeuge, die vor Inkrafttreten dieses Be­
schluses in Verkehr gesetzt worden sind, ist eine Mindestmotorleistung von 8PS je 
Tonne des Gesamtgewichtes erforderlich, sofern der Halter eine Erhöhung des Ge­
samtgewichtes über 21 t bei Sattelmotorfahrzeugen und über 26 t bei Anhängerzü­
gen beansprucht. 

3 Vom 1. Januar 1982 an müssen sämtliche Anhängerzüge und Sattelmotorfahrzeuge 
(Art. 18 Abs. 2 Bst. a)2) die vor Inkrafttreten dieses Beschlusses in Verkehr gesetzt 
worden sind, eine Motorleistung von mindestens 8 PS je Tonne des Gesamtgewich­
tes aufweisen; die Gewichtsangaben im Fahrzeugausweis sind entsprechend anzu­
passen. 

4 Personenwagen, die seit dem 1. Januar 1971 neu in Verkehr gesetzt wurden und 
bei denen der Fahrzeugführer in angegurtetem Zustand wichtige Bedienungselemen­
te nicht erreichen kann, rnüssen mit Sicherheitsgurten ausgerüstet sein, die dem 
Fahrzeugführer das Erreichen der wichtigen Bedienungselemente gestatten) 

Art. 87 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1969 in Kraft. 

Schlussbestimmungen der Änderung vom 29. November 19764) 

1 Diese Änderung tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. 

2 Die geänderten Artikel 18 Absatz 1 bis, 28 Absatz 35), 29 Absatz 75) , 39 Absatz 2, 
51 Absatz 35) , 63 Absatz 4bis 5) , 75 Absätze 3 und 45) , 76 Absätze 15) , 2 und 55), 
77 Absatz 2 sowie die geänderten Anhänge 36) und 7 Buchstabe A Ziffern/ld,2 und 
4 sowie Buchstabe C Ziffer 1 gelten für die ab 1. Juli 1977 typengeprüften 
Fahrzeuge sowie für alle anderen neu in Verkehr gesetzten Fahrzeuge, welche ab 1. 
Oktober 1977 eingeführt oder'in der Schweiz hergestellt werden. 

3 Die geänderten Artikel 23 Absatz 6, 48 Absatz 5 und 53 Absatz 5 gelten für neu in 
Verkehr gesetzte Fahrzeuge, welche ab 1. Oktober 1978 eingeführt oder in der 
Schweiz hergestellt werden. 

1) Eingefügt durch Ziff. I der V vom 10. Juli 1972 (AS 1972 1577). 
2) AS 1972 1748 
3) Eingefügt durch Ziff. II 2 der V vom 10. März 1975, in Kraft seit 1. Jan. 1976 (AS 1975 

541). 
4) AS 19762611 
5) Diese Bestimmung hat heute eine neue Fassung. 
6) Die Ziff. 122, 133.2 und 2 diese Anhanges haben heute eine neue Fassung. Ziff. 123 ist 

aufgehoben. 
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4 Die Typenprüfpflicht für Flüssiggasanlagen (Anhang 11 Ziff. 3) gilt ab I. Juli 
1977. 

5 Der geänderte Anhang 41) gilt für die ab 1. Juli 1977 typengeprüften Fahrzeuge 
sowie für alle anderen neu in Verkehr gesetzten Fahrzeuge, welche ab I. Oktober 
1977 eingeführt oder in der Schweiz hergestellt werden. 
Die im folgenden aufgeführten Fahrzeuge, die ab 1. Juli 1977 typengeprüft oder ab 
1. Oktober 1977 eingeführt oder in der Schweiz hergestellt werden und dem geän­
derten Anhang 4 nicht entsprechen, dürfen noch bis zum 31. Dezember 1978 zum 
Verkehr zugelassen werden, wenn sie die folgenden, nach der bisherigen Stand­
messmethode bei der Drehzahl der grössten Motorleistung ermittelten Geräusch­
werte nicht überschreiten: 

Fahrzeugkategorie. 

1. Kleinmotorräder und Motorräder bis 50 cm3 Hub­
raum 

2. Motorräder 
- über 50 cm3 Hubraum 
- über 200 cm3 Hubraum 

3. Leichte Motorwagen* 
- mit Dieselmotor oder mit einer Motornutzlei-

Grenzw.ert 
in dB(A) 

71 

78 
82 

stufig von über 50 PS 80 
- übrige 77 

4. Schwere Motorwagen, Traktoren, Arbeitsmotor­
wagen, Motorkarren und Motoreinachser sowie 
aufgebaute Arbeitsgeräte 
- mit einer Motornutzleistung von über 240 PS 85 
- übrilSe 83 

5. Motorbremsgeräusch 

6. Druckluftgeräusche 

87 

82 

* Leichte Motorwagen mit einem Leistungsgewicht von ~ IO kg PS, die 
bisher bei drei Vierteln der Drehzahl der grössten Motorleistung gemessen 
wurden, dürfen den Grenzwert um höchstens 2 dB(A) überschreiten. 

1) Dieser Anhang hat heute eine neue Fassung. 
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Schlussbestimmungen der Änderung vom 21. November 19791) 

I Die geänderten Artikel 15 Absatz 5 Buchstabe d, 23 Absatz 3bis, 33 Absatz 1 und 
Anhang 22) gelten für die ab 1. Januar 1981 eingeführten oder in der Schweiz her­
gestellten Fahrzeuge. 

2 Der geänderte Anhang 42) , Ziffer 352, Ziffer 37 Kolonne A und Ziffer 46 Kolon­
ne A gilt für alle ab 1. Oktober 1982 eingeführten oder in der Schweiz hergestellten 
Fahrzeuge. 

3 Der geänderte Anhang 42) , Ziffer 37 Kolonne B und Ziffer 46 Kolonne B gilt für 
alle ab 1. Oktober 1986 eingeführten oder in der Schweiz hergestellten Fahrzeuge. 

Schlussbestimmungen der Änderung vom 1. März 19823) 

1 Artikel 11 Absatz 74) gilt für schon in Verkehr stehende Fahrzeuge ab 1. Januar 
1984. 

2 Artikel 81 Absatz 7 gilt für die ab 1. Juli 1982 eingeführten oder in der Schweiz 
hergestellten Schutzhelme. Nichttypengeprüfte Schutzhelme für Motorrad-, Klein­
motorrad- und Motorfahrradfahrer dürfen noch bis zum 30. Juni 1983 in den Handel 
gebracht werden. 

3 Die im Anhang 32) Ziffern 212 und 213 genannten ECE-Reglemente Nr. 40 und 
Nr. 47 gelten für alle ab dem 1. Oktober 1983 eingeführten oder in der Schweiz her­
gestellten Fahrzeuge. 

Schlussbestimmungen der Änderung vom 7. November 19845) 

1 Landwirtschaftliche Motorfahrzeuge sowie gewerbliche Motor- und Arbeitskarren 
mit einer Höchstgeschwindigkeit bis 25 kmlh dürfen weiterhin auf Grund ihrer bis- -
herigen Typenscheineneu zum Verkehr zugelassen werden. 

2 Fahrzeuge, die bisherigen Typenscheinen entsprechen, dürfen weiterhin auf Grund 
dieser Typenscheine neu zum Verkehr zugelassen werden, wenn lediglich ihre Ge­
schwindigkeit auf höchstens 30 kmlh heraufgesetzt wird und sofern auch die neuen 
Vorschriften eingehalten sind. 

3 Im Verkehr befindliche Fahrzeuge dürfen der neuen Höchstgeschwindigkeitsvor­
schrift angepasst werden, sofern auch die neuen Vorschriften erfüllt sind. Die Ge­
schwindigkeitserhöhung ist der Zulassungsbehörde zu melden (Art. 83. Abs. 4 
BAV). . 

4 Die neuen Vorschriften über die Betriebsbremse bei Anhängern über 3000 kg Ga­
rantiegewicht (Art. 63 Abs. 8 BA V) sowie über die Angabe des Herstellungsjahrs 

1) AS 1979 1922. 
2) Dieser Anhang hat heute eine neue Fassung. 
3) AS 1982495 
4) Diese Bestimmung hat heute eine neue Fassung. 
5) AS 1984 1338 
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auf dem Herstellerschild (Art. 72 Abs. 2 BAV) Selten nur für die ab 1. Januar 1985 
hergestellten Anhänger. 

Schlussbestimmungen der Änderung vom 25. April 19851) 

I Der geänderte Anhang 4 BA V gilt für die erstmalige Zulassung aller ab 1. Oktober 
1986 eingeführten oder in der Schweiz hergestellten Fahrzeuge. 

2 Geräuschmessungen nach dem geänderten Anhang 4 BA V dürfen schon vor dem 
1. Oktober 1986 durchgeführt werden. Dabei sind für die Typenprüfung und für die 
erste Inverkehrsetzung der von der Typenprüfpflicht befreiten Fahrzeuge die ab 
1. Oktober 1986 geltenden Grenzwerte einzuhalten. 

Schiussbestimmungen der Änderung vom 25. Januar 19892) 

Zu Art. 33 Abs. 4 

Bereits typengeprüfte Fahrtschreiber, die den Anforderungen von Artikel 33 Ab­
satz 4 nicht entsprechen, dürfen noch bis zum 30. Juni 1989 eingebaut werden. 

Schlussbestimmung der Änderung vom 24. Mai 19893) 

Die für 1989 als Teil des· Fahrradkennzeichens abgegebenen Grundplatten gelten 
auch als Grundplatten im Sinne von Artikel 73 dieser Verordnung . 

. Schlussbestimmungen der Änderung vom 19. Februar 19924) 

I Die neuen Vorschriften über Rückspiegel (Art. 25 Abs. 2 und Art. 47 Abs. 2 
Bst. a) gelten für alle ab 1. Oktober 1992 erstmals in Verkehr gesetzten Traktoren 
und Motorkarren. 

2 Die neuen Vorschriften über Anhängerkupplungen (Art. 48 Abs. 6) und Anschluss 
für die durchgehende Anhängerbremse (Art. 49 Ab~. I) gelten für die erstmalige 
Zulassung aller ab I. Oktober 1992 eingeführten oder in der Schweiz hergestellten 
landwirtschaftlichen Motorfahrzeuge. 

3 Die neuen Vorschriften über Betriebsbremse (Art. 63 Abs. 8) und Anhängerdeich­
sel (Art. 72 Abs. 7) gelten für die ab 1. Januar 1993 hergestellten landwirtschaftli­
chen Anhänger. 

4 Den neuen Vorschriften über Lichter und Richtungsblinker (Art. 72 Abs. 5 und 6) 
müssen ab 1. Januar 1993 alle in Verkehr stehenden landwirtschaftlichen Anhänger 
entsprechen. 

I) AS 1985 608 
2) AS 1989 410 
3) AS 19891195 
4) AS 1992536 
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5 Die neue Vorschrift über Rückspiegel (Art. 77 Abs. 1 bis) gilt ab 1. Juni 1992 für ab 
diesem Datum neu zugelassene Motorfahrräder - massgebend ist das Datum der 
Ausstellung des Fahrzeugausweises - und ab 1. Juni 1993 für alle in Verkehr ste­
henden Motorfahrräder. 

Schlussbestimmungen der Änderung vom 22. Dezember 19931) 

1 Diese Änderung tritt mit Ausnahme der nachfolgenden Absätze am 1. Februar 
1994 in Kraft. 

2 Die neuen Vorschriften über die seitliche Schutzvorrichtung (Art. 22 Abs. 7 und 66 
Abs. 5) gelten für die erstmalige Zulassung aller ab 1. Oktober 1994 eingeführten 
oder in der Schweiz hergestellten Lastwagen und Sachentransportanhänger mit ei­
nem Garantiegewicht von mehr als 3500 kg. 

3 Die neuen Vorschriften für Blaulichter und gelbe Gefahrenlichter (Art. 29 
Abs. 12), für Rückstrahler (Art. 29 Abs. 14) und für Pannensignale (Art. 36 Abs. 3) 
gelten für die ab 1. Januar 1995 eingeführten oder in der Schweiz hergestellten Be­
standteile und Ausrüstungsgegenstände. Nach .den entsprechenden internationalen 
Vorschriften geprüfte Vorrichtungen können schon vor diesem Datum in Verkehr 
gebracht werden. 

4 Die neuen Vorschriften für TaDkfahrzeuge (Art. 44 Abs. 5) gelten für alle ab 1. Juli 
1994 erstmals in Verkehr gesetzten und ab 1. Juli 1995 für alle bereits in Verkehr 
stehenden Fahrzeuge. 

5 Die neuen Vorschriften über den nach vorne gerichteten Rückstrahler an Fahrrä­
dern (Art. 73 Abs. 3) gelten.für alle Fahrräder ab 1. Juli 1995.2) 

1) AS 1994214 
2) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 30. Mai 1994 (AS 1994 1326). 
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Anhang J I) 

Wirksamkeit der Bremsen 
.j 

Die nachstehenden mittleren Bremsverzögerungen müssen vom leeren und vom 
vollbeladenen Fahrzeug auf ebener Strasse mit trockenem Hartbelag erreicht wer­
den. Mittlere Verzögerung ist die durchschnittliche Geschwindigkeitsverminderung 
in mls2 auf der Strecke, die vom Betätigen des Bremspedals an bis zum Stillstand 
des Fahrzeuges zurückgelegt wird. 

J. Betriebs- und Hilfsbremse 

Leichte Motorwagen 
Schwere Motorwagen 
Motorfahrzeuge mit einer Höchstge­
schwindigkeit bis 30 kmlh 
Motorräder 
beide Bremsen zusammen 
eine Bremse allein 
Motorfahrräder, Fahrräder 
beide Bremsen zusammen 
eine Bremse allein 

2. Dauerbremse 

Betriebsbremse Hilfsbremse 
mJs2 m1s2 

5,0 
4,0 
2,5 

4,5 
2,5 

3,0 
2,0 

2,5 
2,0 
2,0 

Dauerbremsen müssen bei einer Geschwindigkeitsverminderung um 20 kmlh bzw. 
bis zu einer Motordrehzahl.von 1000/min eine mittlere Verzögerung von mindestens 
0,5 mJsec2 erreichen. Dabei muss die Getriebestufe eingelegt werden, in welcher bei 
der Drehzahl der grössten Motornutzleistung die erreichbare Geschwindigkeit am 
nächsten bei 50 kmlh liegt und die Ausgangsgeschwindigkeit der höchsten Drehzahl 
der grössten Motornutzleistung entsprechen. 
Die Dauerbremse ist in der vorgeschriebenen Getriebestufe bei der möglichen 
Höchstdrehzahl einzuschalten; die Messung beginnt bei der höchsten Drehzahl der 
grössten Motornutzleistung. Die mittlere Verzögerung ist über die Zeit und Ge-
schwindigkeitsveränderung zu ermitteln. . 

3. Anhänger und Anhängerzüge 

Die Wirkung der Betriebsbremse von Anhängern, die für sich allein (auf einer 
Rolle) geprüft werden, sowie von Anhängerzügen muss 90 Prozent des für das Zug­
fahrzeug vorgeschriebenen Wertes erreichen. Für die Hilfsbremsegilt der für das 
Zugfahrzeug angegebene Verzögerungswert, auch wenn Anhänger mitgeführt wer­
den. Bei landwirtschaftlichen Anhängern mit durchgehender hydraulischer Bremse 
muss die vorgeschriebene Wirkung mit einem Druck von 100 ± 15 bar (10000 ± 

. 1500 kPa) am Anschluss des Zugfahrzeugs erreicht werden. 

I) Bereinigtgemäss Ziff. II der V vom 21. Nov. 1979 (AS 1979 1922), I der V vom 7. Nov. 
1984 (AS 1984 1338) und 19. Fehr. 1992, in Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 536). 
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4. Prüfgeschwindigkeit 

An der Prüfung ist die Betriebsbremse der leichten Motorwagen bei 70 kmlStd., 
die Betrieb~bremse der übrigen Motorfahrzeuge sowie der Anhängerzüge bei 
50 kmlStd. uhd die Hilfsbremse aller Fahrzeuge bei 30 kmlStd. zu betätigen. Er: 
reicht ein Fahrzeug diese Geschwindigkeiten nicht, so ist es bei der möglichen 
Höchstgeschwindigkeit zu prüfen. 

5. Betätigungskraft 

Die für die vorgeschriebene Bremsverzögerung erforderliche Betätigungskraft darf 
höchstens betragen: 
a. bei von Fuss betätigten Bremsen 700 N für schwere Motorwagen, 600 N für 

leichte Motorwagen, 400 N für die übrigen Fahrzeuge; 
b. bei von Hand betätigten Bremsen 600 N für schwere Motorwagen, 400 N für 

leichte Motorwagen, 200 N für übrige Fahrzeuge. 

6. Maximale Verzögerung 

Kann mit einem Messgerät nur die maximale Verzögerung ermittelt werden, so 
muss sie mindestens 20 Prozent höher sein als die vorgeschriebene mittlere Verzö­
gerung. 

7. Thermische Bedingungen 

Die vorstehend geforderten Bremswirkungen müssen bei kalten Bremsen (Tempe­
ratur an den BremstromrneIn oder Bremsscheiben unter 1000 C) erreicht werden. 
Zur Prüfung erhitzter Bremsen ist das Fahrzeug dreimal rasch hintereinander aus 
80 kmlStd. (oder aus der Höchstgeschwindigkeit, wenn diese kleiner. ist) bis zum 
Stillstand abzubremsen. Bei der unmittelbar anschliessenden Prüfung darf die 
Bremswirkung nicht unter80 Prozent der für die kalte Bremse geltenden Werte sin­
ken. 
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Anhang 21) 

Nutzleistung 

Die Nutzleistung ist die Netto-Motorleistung an der Kurbelwelle in Kilowatt (kW), 
ermittelt nach einer vom Eidgenössischen Justiz- und Polizei departement anerkann­
ten internationalen Norm. 

1) Fassung gemäss Ziff. I der V vom 22. Okt. 1986 (AS 19861833). 
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Anhang 31) 

Rauch-, Abgas- und Verdampfungsmessung bei Motorfahrzeugen 

1 Rauchmessung bei Selbstzündungsmotoren 

11 Typenprüfung Erste Inverkehrsetzung von Fahrzeugen, die von der 
Typenprüfpflicht befreit sind 

111 .Bei der Typenprüfung ist für Motorwagen mit einem Selbstzündungsmo­
tor eine Vollastmessung nach den Anforderungen des ECE-Reg1ementes 
Nr. 242)3) oder der Richtlinie Nr. 72/306 des Rates vom 2. August 19724)3) 

zur Ang1eichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Mass­
nahmen gegen die Emission verunreinigender Stoffe aus Dieselmotoren 
zum Antrieb von Fahrzeugen durchzuführen. Ihr Resultat ist für die Zu­
lassung der Fahrzeuge massgebend. 

112 Bei der Typenprüfung für Traktoren, Arbeits- und Motorkarren, die mit 
einem Selbstzündungsmotor ausgerüstet sind, genügt auch eine Vollast­
messung nach den Anforderungen der Richtlinie Nr. 77/537 des Rates 
vom 28. Juni 19775)3) zur Ang1eichung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über Massnahmengegen die Emission verunreinigender 
Stoffe aus Dieselmotoren zum Antrieb von land- oder forstwirtschaftli­
chen Zugmaschinen auf Rädern. Ihr Resultat. ist für die Zulassung der 
Fahrzeuge massgebend. 

113 Zusätzlich ist stets eine Beschleunigungsmessung nach Ziffer 14 durchzu­
führen. Das Resultat ist im' Typenschein oder bei nicht typengeprüften 
Fahrzeugen im Fahrzeugausweis einzutragen. 

114 Die Bestimmungen der Ziffern 111-113 gelten auch für Fahrzeuge, weI­
che von der Typenprüfpflicht befreit sind. 

12 

13 

I) Fassung gem~s Ziff. I der V vom 29, Nov. 1976 (AS 19762611), Siehe auch Abs. 2 der 
SchlB dieser And. hiervor, Bereinigt gemäss Ziff, I der V vom 22, Okt. 1986 (AS 1986 
1833) und II der V vom 22, Dez. 1993, in Kraft seit 1. Juli 1994 (AS 1994 167)" 

2) FJECE/324/1 FJECErrRANS/SOS } Rev. lIadd. 23/Rev, 2 vom 25, April 1986 
3) Die Texte dieser Vorschriften können beim Bundesamt für Polizeiwesen, 3084 Wabern, 

eingesehen werden, Eine Textausgabe der obengenannten Vorschriften der EG-Richtlinien 
und der ECE-Reglemente kann bei der Eidgenössischen Drucksachen- und 
Materialzentrale, 3000 Bern, gegen Bezahlung bezogen werden. 

4) EG-ABI. Nr. L 190 vom 20, August 1972, S. 1, geändert durch die Richtlinie 89/491 (EG­
ABI. Nr. L238 vom 15, Aug. 1989, S.43) 

5) EG-ABl. Nr. L 220 vom 29. August 1977, S, 38, geändert durch die Richtlinie 82/890 (EG­
ABI. Nr. L 378 vom 31. Dez. 1982, S. 45) 

72 



Bau und Ausrüstüng der Strassen fahrzeuge 741.41 

14 Trübungsmessung nach der Methode der freien Beschleunigung 

Die Trübungsmessung bei freier Beschleunigung hat nach den Anforde­
rungen des Anhanges 5 des ~CE-Reglementes Nr. 24, des Anhanges 4 der 
Richtlinie Nr. 72/306 des Rates vom 2. August 1972 oder des Anhanges 4 
der Richtlinie Nr. 77/537 des Rates vom 28. Juni 1977 zu erfolgen. 

15 Kontrolle des Auspuffrauches von Auge 

151 Wird bei der Überwachung des Verkehrs an einem Fahrzeug eine länger 
dauernde, deutlich sichtbare Rauchbildung festgestellt, so ist eine Abgas­
Nachkontrolle nach Artikel 83b durchzuführen oder bei der Zulassungs­
behörde zu veranlassen. 

152 Eine nur momentane Rauchbildung, z. B. beim Anlassen, beim Beschleunigen, 
beim Gangwechsel oder nach dem Ausschalten der Motorbremse, sowie eine 
leichte Rauchbildung in Höhen über 1000 m Ü. M. ist unbeachtlich .. 

2 Abgas- und Verdampfungsmessung bei Fremdzündungs­
und Selbstzündungsmotoren 

21 Typenprüfung/Erstzulassung von Fahrzeugen, die von der 
Typenprüfung befreit sind 

211 Motorwagen mit einem Gesamtgewicht bis 3500 kg mit Fremdzündungs­
und Selbstzündungsmotoren müssen der Verordnung vom 22. Oktober 
19861) über die Abgasemissionen leichter Motorwagen (FA VI) entspre­
chen; ausgenommen sind Motorwagen mit einer bauartbedingten Höchst­
geschwindigkei.t von nicht mehr als 50 km/h sowie Traktoren und Ar­
beitsmotorwagen. 

212 Die Selbstzündungsmotoren von Motorwagen mit einem Gesamtgewicht 
von über 3500 kg müssen der Verordnung vom 22. Oktober 19862) über 
die Abgasemissionen schwerer Motorwagen (FA V 2) entsprechen; ausge­
nommen sind die Motoren von Fahrzeugen mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h und weniger sowie solche von Trak­
toren und von Arbeitsmotorwagen. 

213 Motorräder mit Fremdzündungsmotoren müssen der Verordnung vom 22. 
Oktober 19863) über die Abgasemissionenvon Motorrädern (FA V 3) ent­
sprechen; ausgenommen sind Raupenfahrzeuge. 

214 Motorfahrräder mit Fremdzündungsmotoren müssen der Verordnung vom 
22. Oktober 19864) über die Abgasemissionen von Motorfahrrädern 
(FA V 4) entsprechen. 

1) SR 741.435.1 
2) SR 741.435.2 
3) SR 741.435.3 
4) SR 741.435.4 
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215 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement kann auch andere, 
nicht nach den Ziffern 211-14 durchgeführte ausländische Abgas- und 
Verdampfungsmessungen anerkennen, wenn sie nach Kriterien durchge­
führt wurden, die den schweizerischen Vorschriften gleichwertig sind. 

216 Die Ziffern 21 1,212,213 und 215 gelten auch für Fahrzeuge, die von der 
Typenprüfpflicht befrei t sind. 

22 Einzelprüfungen 

Bei Einzelprüfungen (Art. 105 Abs. 1 VZVI)) von leichten Motorwagen 
ist in der Regel eine Abgas-Nachkontrolle nach Artikel 83b unter Verwen­
dung typengeprüfter Messgeräte durchzuführen. 

24 Kontrolle der Kurbelgehäuse-Entlüftung 

241 Die Gase und Dämpfe aus dem Kurbelgehäuse müssen dem Motor voll­
ständig zur Verbrennung zurückgeführt werden. 

242 Die Kontrolle erfolgt durch Augenschein. Geprüft werden die Montage 
und der Zustand der für die Rückführung der Gase und Dämpfe aus dem 
Kurbelgehäuse zur Verbrennung dienenden Einrichtungen und Teile, wie 
Leitungen, Schraubenanschlüsse, Deckel usw. 

243 Im Zweifelsfalle kann eine Überprüfung nach Anhang 3 der Abgasver­
ordnung vom 1. März 19822) angeordnet werden. 

1) SR 741.51 
2) SR 741.434 
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Geräuschmessung 

1 Umfang 

11 TypenprüfunglErste Inverkehrsetzung von Fahrzeugen, 
die von der Typenprüfpflicht befreit sind 

741.41 

Anhang 41) 

111 Bei der Typenprüfung ist eine Geräuschmessung nach Ziffer 3 durchzu­
führen; ausgenommen sind Raupen- und eisenbereifte Fahrzeuge (z. B. 
Walzen) sowie Motoreinachser. Das Ergebnis ist massgebend für die Zu­
lassung der Fahrzeuge. 

112 Bei Raupen- und eisenbereiften Fahrzeugen (z. B. Walzen) sowie bei 
Motoreinachsern genügt eine Standmessung nach Ziffer 4, deren Resultat 
für die Zulassung lT\assgebend ist. Das Resultat und die Messdrehzahl sind 
im Typenschein oder bei nichttypengeprüften Fahrzeugen im Fahrzeug­
ausweis einzutragen. 

113 Ausser bei den in Ziffer 112 genannten Motorfahrzeugarten ist zusätzlich 
eine Standmessung nach Ziffer 4 durchzuführen. Das Resultat und die 
Messdrehzahl sind im Typenschein oder bei nichttypengeprüften Fahr­
zeugen im Fahrzeugausweis einzutragen. 

114 Druckluftgeräusche werden nach Ziffer 4 im Stand gemessen. 

115 Die Ziffern 1 n -114 gelten auch für die Einzelprüfung vor der ersten In-
. verkehrsetzung von Fahrzeugen, die von der Typenprüfpflicht befreit sind. 

12 Einzelprüfungen 

Bei Einzelprüfungen (Art. 105 Abs. I VZV2» ist eine Standmessung nach 
Ziffer 4 durchzuführen. Dabei dürfen die im Typenschein oder im Fahr­
zeugausweis eingetragenen Werte um höchstens 2 dB(A) überschritten 
werden. 

13 Überprüfung der Serie 

131 Die Eidgenössische Typenprüfstelle kann an typengeprüften Fahrzeugen, 
die in der Schweiz verkauft werden oder für den Verkauf vorgesehen sind, 
Geräuschmessungen nach den Ziffern 3 und 4 durchführen. Dabei dürfen 
die Geräuschwerte nicht überschritten werden, die für den jeweiligen 
Fahrzeugtyp bei der Typenprüfung festgestellt worden sind. 

I) Fassung gemä~s Ziff. I der V vom 25. April 1985 (AS 1985 608). Siehe auch die SchlB 
dieser And. hiervor. Bereinigt gemäss Ziff. I der V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit 1. 
April 1992 (AS 1992 536). 

2) SR 741.51 
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Für die Nachprüfungen nach Ziffer 131 werden von der Eidgenössischen 
Typenprüfstelle neu verkaufte oder für den Verkauf vorgesehene Fahr­
zeuge zufällig ausgewählt. Der schweizerische Hersteller oder bei aus­
ländischer Herstellung der Importeur hat die für die Nachprüfungen vor­
gesehenen Fahrzeuge zur Verfügung zu stellen. Er trägt die Kosten für die 
Nachprüfungen. 

Messgeräte uud Messgrösse 

(Messungen nach den Ziff. 3 und 4) 

21 Es dürfen nur Präzisionsschallpegelmesser oder äquivalente Mess-Sy­
sterne verwendet .werden, . die .den Empfehlungen Nr. 651-1 der CEI 
(Internationale elektrotechnische Kommission) entsprechen. Die Messung 
erfolgt durch Schallpegel-Bewertung mit der A-Kurve (LA) bei der An­
zeigegeschwindigkeit «schnell»; das Ergebnis wird in Dezibel(A)-Einhei­
ten, kurz dB(A), ausgedrückt. 

22 Die Geräte sind nach .den Instruktionen des Herstellers zu verwenden (ins­
besondere Temperaturbereich und Luftfeuchteempfindlichkeit). Sie müs­
sen vor und nach jeder Mess-Serie kalibriert werden. 

23 Für die Bestimmung der Motordrehzahl. ist ein Drehzahlmesser der 
Klasse 2,5 nach der CEI-Publikation Nr. 51, Ausgabe 1973, zu verwen­
den. Im Fahrzeug vorhandene Drehzahlmesser dürfen dazu nicht verwen­
detwerden. 

24 Die Schallpegelmesser und Kalibriergeräte müssen vor ihrer Inbetrieb­
nahme und danach mindestens alle vier Jahre vom Eidgenössischen Amt 
für Messwesen geeicht werden; dieses kann Ausnahmen vom Prüfungsin­
tervall gestatten und andere sachkundige Stellen zur Eichung ermächtigeB.. 
Die Schallpegelmesser, Pegelschreiber, Kalibriergeräte, Drehzahlmesser 
und Geschwindigkeitsm:essgeräte müssel1 alle zwei Jahre vom Eidgenössi­
schen Arrit für Messwesen oder von einer von diesem Amt anerkannten 
Stelle auf ihre Funktionstüchtigkeit überprüft werden. 

3 Vorbeifahrtmessuug 

31 Messgelände 

311 Geräuschmessungen sind auf einem freien, möglichst ebenen Platz durch­
zuführen. Der Platz (mindestens zwischen den Linien AA' und BB') muss 
einen Strassenbelag aus Beton oder Asphalt aufweisen. Er darf nicht mit 
Schnee bedeckt sein und kein übermässiges Reifengeräusch verursachen. 
Auf beiden Seiten· der Fahrspur ce muss mindestens 10m Strassenbelag 
sein. 
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312 1m Umkreis von 20 m um das Mikrofon dürfen keine schallreflektierenden 
Gegenstände vorhanden sein. Grössere Hindernisse müssen mindestens 
50 m entfernt sein. 

32 Störgeräusche und Windeinfluss 

321 Die Messungen müssen bei gutem, möglichst windstillem Wetter stattfin­
den. Am Mikrofon ist ein Windschutz anzubringen. 

322 Der Umgebungsschallpegel und andere Geräusche, die nicht vom Fahr­
zeug stammen, sowie allfällige Winde'nwirkungen müssen mindestens 
10 dB(A) niedriger liegen als das Fahrgeräusch. 

323 Zwischen dem Fahrzeug und den Mikrofonen und unmittelbar hinter die­
sen dürfen sich während der Messung keine Personen aufhalten. 

33 Messbedingungen 

331 Die Messungen sind am leeren, nur mit dem Fahrzeugführer besetzten 
Fahrzeug und - ausgenommen bei untrennbaren Fahrzeugen - ohne An­
hänger oder Sattelanhänger durchzuführen. 

332 Vor Beginn der Messungen muss der Motor auf seine normalen Betriebs­
bedingungen gebracht werden, namentlich in bezug auf Temperaturen, 
Einstellungen, Zündkerzen, Vergaser und andere Teile. Bei automatisch 
gesteuerten Lüftern darf anlässlich der Geräuschmessung nicht in die 
Schaltautomatik eingegriffen werden. 

333 Bei Fahrzeugen mit mehr als zwei angetriebenen Rädern ist nur die für 
normalen Strassenbetrieb "orgesehene Kraftübertragung einzuschalten. 

334 Die Reifen müssen von einem Typ sein, der vom Hersteller üblicherweise auf 
diesem Fahrzeug montiert wird; der Reifendruck bzw. die Reifendrücke 
müssen den Anforderungen an ein unbeladenes Fahrzeug entsprechen. 

34 Messanordnung 

341 Das Mikrofon ist 1,2 m ± 0,1 m über dem Boden und in 7,5 m ± 0,2 m 
Abstand von der Mitte der Fahrspur CC' anzuordnen (Abb. 1). Die Achse 
seiner höchsten Empfindlichkeit ist waagrecht anzuordnen; sie muss senk­
recht zur Bahn des Fahrzeugs verlaufen (Linie CC'). 

342 Auf der Prüfstrecke sind zwei Linien AA' und BB' zu markieren, die paral­
lel zur Linie PP' verlaufen und 10 m vor bzw. hinter dieser Linie liegen. 
Das Fahrzeug muss sich der Linie AA' mit gleichförrniger Geschwindig­
keit entsprechend den Bedingungen nach Ziffer 35 nähern. Bei Erreichen 
der Linie AA' ist das Fahrzeug maximal zu beschleunigen (bei Fahrzeugen 
mit automatischem Getriebe ohne Betätigung der «Kick-down-Vorrich­
tung»), bis das Fahrzeugheck die Linie BB' überquert; in diesem Augen­
blick ist der Gasdrehgriff loszulassen. Als Messergebnis gilt der höchste 
festgestellte Schallpegel. 
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343 Bei untrennbaren Fahrzeugen wird der Nachlaufteil (z.B. Sattelanhänger, 
Anhänger) beim Überqueren der Linie BB' nicht berücksichtigt. 

Messanordnung für die Vorbeifahrtmessung 

Abbildung 1 
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35 Messmethode und Betriebszustand der Fahrzeuge 

351 Motorwagen mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit über 
40 km/ho 

351.1 Geschwindigkeit beim Heranfahren 
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351.11 Das Fahrzeug muss sich der Linie AA' (in der entsprechenden 
Abstufung oder Vorwählstufe) mit einer gleichförmigen Geschwin­
digkeit nähern, die der niedrigeren der beiden folgenden Geschwin­
digkeiten entspricht: 
- Geschwindigkeit entsprechend einer Motordrehzahl gleich Dreiviertel 

der höchsten Drehzahl der grössten Motornutzleistung; 
- 50km/h. 
Kommt es jedoch bei der Prüfung von Fahrzeugen mit automatischem Ge­
triebe und mehr als zwei getrennten Übersetzungen zu einem Zurück­
schalten in die kleinste Abstufung, so kann der Hersteller sich für eines der 
bei den folgenden Prüfverfahren entscheiden: 
- entweder wird die Geschwindigkeit des Fahrzeugs auf höchstens 

60 km/h erhöht, um dieses Zurückschalten zu verhindern; 
- oder die Geschwindigkeit von 50 km/h wird beibehalten, die Treibstoff­

zufuhr zum Motor jedoch auf höchstens 95 Prozent der für die Vollast 
erforderlichen Menge begrenzt; diese Bedingung gilt als erfüllt: 
- bei Motoren mit Fremdzündung, wenn der Öffnungswinkel der Dros­

selklappe 90 Prozent beträgt; 
- bei Motoren mit Selbstzündung, wenn die Bewegung der Regelstange 

der Einspritzpumpe auf 90 Prozent ihres Hubes begrenzt wird. 

351.12 Ist das Fahrzeug mit einem automatischen Getriebe ohne manuell betätigte 
Vorwähleinrichtung für die Vorwärtsfahrmöglichkeiten ausgestattet, so ist 
das Fahrzeug mit Annäherungsgeschwindigkeiten von 30, 40 und 50 km/h 
zu prüfen; die Geschwindigkeit darf jedoch in keinem Fall höher als Drei­
viertel der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit sein. Massgebend ist 
der dabei gemessene höchste Schallpegel. 

351.13 Bei Arbeitsmotorwagen mit automatischen Getrieben, die mehrere Vor­
wärts-Vorwählstufen aufweisen, muss die gleichförmige Annäherungsge­
schwindigkeit in der entsprechenden Vorwählstufe der niedrigeren der bei­
den folgenden Geschwindigkeiten entsprechen: 
- Drei viertel der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit (gemessen bei 

der höchsten Motordrehzahl der grössten Motornutzleistung); 
- 50 km/ho 

351.2 Wahl der Abstufung beim Schaltgetriebe 

351.21 Nicht automatisches, handgeschaltetes Getriebe (gilt auch für Handschalt" 
getriebe in Verbindung mit Wandlern) 

351.211 Leichte Motorwagen, die mit einem Schaltgetriebe mit nicht mehr als vier 
Abstufungen (Vorwärtsfahrmöglichkeiten) ausgerüstet sind, werden in der 

. zweiten Abstufung geprüft. 

351.212 Leichte Motorwagen mit einem Getriebe, das mehr als vier Abstufungen 
(Vorwärtsfahrmöglichkeiten) aufweist, werden nacheinander in der zwei­
ten und dritten Abstufung geprüft. Dabei sind lediglich diejenigen Ge­
samtübersetzungsverhältnisse zu berücksichtigen, die für normalen Stras­
senbetrieb bestimmt sind. Aus den bei den ermittelten Schallpegeln wird 
das arithmetische Mittel gebildet 
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Indessen werden Personenwagen, die mit Motoren mit einer Motornutz­
leistung von über 140 kW ausgerüstet sind und bei denen das Verhältnis 
Motornutzleistung zu zulässiger Gesamtmasse über 75 kW/t liegt, nur in 
der dritten Abstufung geprüft, sofern die Geschwindigkeit des Fahrzeugs 
in der dritten Abstufung beim Überqueren der Linie BB' mit dem Fahr­
zeugheck über 61 krnlh liegt. 

351.213 Schwere Motorwagen, bei denen die Anzahl Abstufungen (Vorwärts­
fahrmöglichkeiten) X beträgt (einschliesslich derjenigen Abstufungen, die 
durch ein Zusatzgetriebe oder durch eine Achse mit mehreren Überset­
zungen zustande kommen), und nacheinander in den Abstufungen x/2 und 
darüber zu prüfen (entspricht xl2 nicht einer ganzen Zahl, so ist die am 
nächsten darüber gelegene Abstufung für die erste Messung zu wählen). 
Massgebend ist der dabei gemessene höchste Schallpegel. 

351.214 Bei leichten Motorwagen sindallfällig vorhandene Geländegänge (Ziff. 
351.215) weder für die Bestimmung der Anzahl Abstufungen noch für die 
Wahl der Abstufung für die Prüfung zu berücksichtigen. Bei schweren 
Motorwagen sind Abstufungen, die nur mit eingeschaltetem Zusatzantrieb 
(Ziff. 333) eingelegt werden können oder die diesen automatisch ein­
schalten, für die Prüfung nicht zu berücksichtigen . . 

351.215 «Geländegänge» sind Getriebeabstufungen, die vom Fahrzeughersteller in 
seinen Unterlagen als speziell für die Verwendung im Gelände bezeichnet 
werden. Voraussetzung für die Anerkennung von so bezeichneten Gelän­
degängen ist jedoch, dass.das Fahrzeug - beladen auf das garantierte Ge­
samtgewicht - in einer Steigung von 15 Prozent in der ersten Strassenab­
stufung einwandfrei anfahren kann und die in den Geländegängen erreich­
bare Höchstgeschwindigkeit nichtmehr als 15 krnlh beträgt. 
Ist ein Durchschalten zwischen Gelände- und Strassenabstufungen nicht 
möglich, so werden die Geländegänge in jedem Fall für die Geräuschmes­
sung nicht berücksichtigt. 

351.22 Automatisches Getriebe mit manuell betätigter Vorwahl Bei der Prüfung 
muss sich der yorwähler in. der vom Hersteller für «normale» Fahrt emp­
fohlenen Stellung befinden. 

352 Motorräder 
Bei Motorrädern mit mechanischen Getrieben ist immer der zweite Gang 
einzulegen, bei solchen mit automatischen Getrieben die erste Fahrstel­
lung. Das Motorrad wird an die Linie AA' mit einer gleichförmigen Ge­
schwindigkeit herangefahren, entsprechend einer Motordrehzahl gleich 
Dreiviertel der höchsten Drehzahl der grössten Motornutzleistung. 

353 Motorfahrzeuge mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 
nicht mehr als 40 km/h sowie Moto/fahrräder 
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die Prüfstrecke mit der Geschwindigkeit zu durchfahren, welche in der' 
nächst kleineren Getriebestufe der im Fahrbetrieb erreichbaren Höchst­
drehzahl entspricht. 

354 Motorbremsgeräusc!z-Messung 

Die Messung ist am beladenen Fahrzeug vorzunehmen, Dabei muss die 
Getriebestufe eingelegt werden, in welcher bei der Drehzahl der grössten 
Motornutzleistung die Geschwindigkeit am nächsten bei 50 kmlh liegt. 
Die Ausgangsgeschwindigkeit muss der höchsten Drehzahl der grössten 
Motornutzleistung entsprechen, 
Bei der Linie AA' ist die Motorbremse ganz einzuschalten, Massgebend ist 
der höchste Schallpegel während der Durchfahrt zwischen den Linien AA' 
und BB'. 

36 Anzahl der Messungen und Auswertung 

361 Auf jeder Seite des Fahrzeugs ist mindestens je eine Messreihe mit zwei 
Messungen vorzunehmen. 

362 Um der Ungenauigkeit der Messgeräte Rechnung zu tragen, sind die wäh­
rend der Messung von den Geräten abgelesenen Werte um 1 dB(A) zu ver­
fingern. 

363 Die Messungen sind gültig, wenn der Unterschied zwischen den zwei auf­
einanderfolgenden Messungen auf derselben Seite des Fahrzeugs nicht 
mehr als 2 dB(A) beträgt. 

364 Massgebend für die Beurteilung des Lärms ist der höchste gemessene 
Schallpegel. Falls di,eser Wert den für das zu prüfende Fahrzeug 
geltenden Grenzwert (Ziff. 37) um nicht mehr als 1 dB(A) 
überschreitet, ist eine zweite Messreihe mit je zwei Messungen 
durchzuführen. Pro Fahrzeugseite müssen von den zwei Messreihen 
drei der vier erhaltenen Messergebnisse innerhalb der vorge­
schriebenen Grenzen liegen. 

37 Grenzwerte 

Die nachstehenden Grenzwerte dürfen nicht überschritten werden: 

FahrzeugartJGeräu'schquelle 

1. Motorfahrräder 

2. Motorräder mit einem Hubraum: 
:::; 50 cm3 

50,01 - 125 cm3 

125,01 - 350 cm3 

> 350 cm3 

Grenzwert in 
dB(A) 

66 

73 
79 
81 
83 
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Fahrzeugart/Geräuschquelle 

Strassen verkehr 

Grenzwert in 
dB(A) 

3. .Personenwagen (ausgenommen Wohnmotorwagen) 75*) 

4. Leichte Motorwagen ausser Personenwagen aber inkl. 77*) 
Wohnmotorwagen 

5. Traktoren und Motorkarren mit einer Motornutzlei­
stung: 
< 150kW 84 
;:: 150 kW 86 

6. Arbeitsmotorwagen mit einer bauartbedingten Höchst­
geschwindigkeit: 

< 30 kmJh 85 
30 - 40 kmJh 86 

>40kmJh 87 

7. Schwere Motorwagen (ausgenommen Fahrzeuge von 
Punkt 5, 6 und 8) mit einer Motornutzleistung: 

< 75 kW 80**) 
75 - 149,99 kW 82**) 

;:: 150 kW 84**) 

8. Gesellschaftswagen mit einer Motornutzleistung: 
< 150kW 80 
;:: 150 kW 82 

9. Motorbremsgeräusch entsprechend dem Wert für 
die jeweilige Fahrzeugart 

*)Bei Fahrzeugen, die nach den Bedingungen von Ziffer 351.212, 1. Absatz, ge­
messen werden, kann der Grenzwert um bis zu 2 dB(A) überschritten werden. 

**) Bei Fahrzeugen mit Allradantrieb kann der Grenzwert um bis zu 2 dB(A) über­
schritten werden. 

4 Standmessnng sowie Messung von Druckluftgeräuschen 

41 Messgelände 

411 Die Messungen sind am stehenden Fahrzeug in einer Umgebung ohne 
starke Störgeräusche durchzuführen. 

412 Der Messplatz muss eben sein, einen Strassenbelag aus Beton oder As­
phalt aufweisen und darf nicht mit Schnee bedeckt sein. Bei Raupenfahr­
zeugen, die nur auf Schnee verwendet werden, ist das Geräusch auf einem 
mit hartem Schnee bedeckten Platz zu messen. 

413 Im Umkreis von 20 m um das Mikrofon dürfen keine schallreflektierenden 
Gegenstände vorhanden sein. Messanlagen, die wegen ihrer geometri­
schen Bauweise diesen Anforderungen nicht entsprechen, dürfen nur ver­
wendet werden, wenn das Eidgenössische Amt für Messwesen aufgrund 
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einer Prüfung festgestellt hat, dass sie gleichwertigen Bedingungen ent­
sprechen. 

42 Störgeräusche und Windeinfluss 

421 Der Umgebungsschallpegel und andere Geräusche, 4ie nicht vom Fahr­
zeug stammen, sowie allfällige Windeinwirkungen, müssen mindestens 
um 10 dB(A) unter dem Messresultat liegen. 

422 Am Mikrofon ist ein Windschutz anzubringen. 

423 Ausser dem Beobachter, der das Messgerät bedient, darf sich niemand in 
der Messzone aufhalten. 

43 Messanordnung (Abb. 2) 

44 

441 

441.1 

441.2 

Das Mikrofon ist in einer Höhe von 1,2 m ± 0,1 m über dem Boden und in 
einer Entfernung von 7,0 m ± 0,2 m rechtwinklig vom Fahrzeugrand.in 
Fahrzeugmitte so aufzustellen, dass die Richtung der grössten Empfind­
lichkeit auf die Schallquelle zeigt. 

Messanordnung für die Standmessung 

Mikrofon 
microphone 
mlcrQfono I 

MowJinl. 
lign. d. tT'IMUre 

IInq dl mllUra 

----- --. 
I 

1m 1m 

Messmethode 

Anzahl der Messungen 

Mikrofon 
microphone 
microfono 

Abbildung 2 

Es sind mindestens zwei Messungen pro Messpunkt vorzunehmen. Die 
Messung gilt als gesichert, wenn sich zwei aufeinanderfolgende Messun­
gen um höchstens I dB(A) voneinander unterscheiden. Massgebend ist der 
höhere dieser zwei gemessenen Schallpegel. 

Bei Druckluftgeräuschen ist der höchste gemessene Schallpegel massge­
bend. 
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442 

442.1 

442.2 

442.3 

45 

451 

451.1 

451.2 

452 

452.1 

452.2 

46 

84 

Strassenverkehr 

Aufstellung und Vorbereitung des Fahrzeuges (Abb. 2) 

Das Fahrzeug ist im Zentrum des Messplatzes aufzustellen, das Getriebe 
in Neutralstel!ung, Kupplung eingerückt. 

Vor Beginn der Messungen ist der Motor auf normale Betriebstemperatur 
zu bringen. 

Kühlventilatoren und andere vom Motor angetriebene Aggregate müssen 
während der Messung in Betrieb sein. Elilktomagnetisch geschaltete Lüfter 
müssen für die Messungen kurzgeschlossen und Lüfter mit selbsttätig regu­
lierender Drehiahl nach den Angaben des Fahrzeugherstellers eingestellt sein. 

Betriebszustand 

Standmessung 

Die Geräuschmessung ist, ausgenommen bei Fahrzeugen nach Zif­
fer 451.2, bei Dreiviertel der stabilisierten höchsten Drehzahl der grössten 
Motomutzleistung durchzuführen. 
Ist die Messung technisch nicht möglich, ist bei der noch stabilisierbaren 
Drehzahl zu messen, die der vorgeschriebenen Drehzahl am nächsten liegt. 

Bei Raupen- und eisenbereiften Fahrzeugen (z. B. Walzen) sowie bei 
Motoreinachsem ist die Geräuschmessung bei der höchsten Drehzahl der 
grössten Motomutzleistung durchzuführen. 

Druckluftgeräusche 

Die Druckluftanlage muss vor jeder Messung auf den höchsten Betriebs­
druck gebracht werden; die Messung erfolgt bei abgestelltem Motor. 

Die Kompressor-Abschaltgeräusche werden bei im Leerlauf arbeitendem 
Motor gemessen. 

Grenzwerte 

Die nachstehenden Grenzwerte dürfen nicht überschritten werden: 

Fai)rzeugart/Geräuschquelle Grenzwert in dB(A) 
geltend ab: 

A B 

l.l.80 1.10.82 1.10.86 

1. Raupen- und eisenbereifte Fahrzeuge 
mit einer Motomutzleistung von: 
< 150 kW 82 80 78 
;::: 150kW 84 82 80 

2. Motoreinachser 83 82 80 
3. Druckluftgeräusche 81 80 78 
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Masse zur Bestimmung der Platzzahl 
A. Motorwagen im allgemeinen 

1. Kopjhöhe 

741.41 

Anhang 51) 

Die freie Höhe. gemessen von der unbelasteten Sitzfläche bis zur Innenseite des Da­
ches, beträgt für den Führer mindestens 85 cm, für Mitfahrer mindestens 80 cm. Bei 
landwirtschaftlichen Traktoren beträgt die freie Höhe für die Mitfahrersitze, gemes­
sen von der unbelasteten Sitzfläche bis zur Innenseite des Kabinendaches oder des 
Schutzrahmens. mindestens 70 cm. 

2. Sitzplatzbreite 

a. Führersitz 
Für den Führer muss in der Breite ein freier Raum von mindestens 65 cm bei 
schweren Motorwagen, Kleinbussen und Schulbussen und mindestens 60 cm 
bei den übrigen Motorwagen vorhanden sein. 

b. MÜjahrerSitze (ausgenommen bei landwirtschaftlichen Traktoren) 
Die Mindest5itzbreite je Mitfahrer beträgt, gemessen auf der Sitzfläche bei der 
Rückenlehne und auf Schulterhöhe (40-50 cm über der Sitzfläche), für 

- leichte Motorwagen 
.~ schwere Motorwagen 
- Kleinbusse und Gesellschaftswagen 
- Schulbusse 

3. Lenkradabstand 

Vordersitze 

38 cm 
45 cm 
45 cm 
30cm 

Rücksitze 

38cm 
38cm 
42cm 
30cm 

Der geringste seitliche Abstand von der Mitte des Lenkrades bis zur entfernteren 
Wand, gemessen an der Rückenlehne des Vordersitzes auf der Höhe der Lenk-
radmitte, beträgt (mit Einschluss des Führers) für: . 

- leichte Motorwagen 
- Kleinbusse und schwere 

Motorwagen 
- Schulbusse 

4. Längsabstand der Sitze 

2 Plätze 3 Plätze 4 Plätze 

63 cm 
ncm 

58 cm 

101 cm 
117 cm 

88 cm 

162 cm 

118 cm 

a. Der freie Raum zwischen den Rückenlehnen zweier hintereinander befindlicher 
Sitze öder zwischen der Vorderseite einer Rückenlehne und einer vor dem Sitz 
befindlichen Wand, gemessen 15 cm über der unbelasteten Sitzfläche, muss 
mindestens betragen: 
- b(:i Kleinbussen und Gesellschaftswagen mit 

I) Bereinigt gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976 (AS 19762611) und 19. Febr. 1992, in 
Kraft seit 1. April 1992 (AS 1992 536). 
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- festen Rückenlehnen 
- verstellbaren Rückenlehnen 
- bei den übrigen Motorwagen mit Einschluss der Schulbusse 

Strassen verkehr 

65cm 
72cm 
55cm 

b. Bei zwei gegeneinander gerichteten Sitzen muss zwischen ihren Rückenlehnen 
ein freier Raum von mindestens 130 cm bestehen; bei Schulbussen genügen 
100cm. 

5. Messung 

a. Beim Messen der Sitzplatzbreite (Ziff. 2) können Fensterrahmen, kleine Vor­
sprünge uSW., die den Sitz- bzw. Schulterraum nicht spürbar einengen, vernach­
lässigt werden. 

b. Wird die Sitzbreite durch Armlehnen, Radschutzkasten usw., die bis auf die 
Sitzfläche hinunterreichen, verringert, so ist die noch benützbare Breite zu mes­
sen. 

c. Die Sitzflächen selbst müssen die vorgeschriebene Breite nicht erreichen, aber 
so breit sein, dass namentlich der Führer bequem sitzen kann und bei der Fahr­
zeugbedienung nicht behindert wird. Übersteigt der Abstand von der Karosse­
riewand bis zur Sitzfläche (bei der Mitte der Sitzseite) 10 cm, so ist er bei der 
Gesamtbreite in Abzug zu bringen. . 

d. Sind die vorderen Sitze im Motorwagen voneinander abgetrennt (Einzelsitze), 
so dürfen nicht mehr Plätze eingeräumt werden, als Sitie vorhanden sind. Be­
trägt der Zwischenraum zwischen den Seitenmitten zweier Sitze nicht mehr als 
5 cm, so können sie als durchgehende Sitzbank angesehen werden; ausgenom'­
men sind Einzelsitze, zwischen denen Bedienungshebel (z. B. Handbremse) an­
gebracht sind. 

e. In besonderen Fällen (vorstehende Bedienungshebel, hoher Kardan- Tunnel 
usw.) kann die Platzzahl herabgesetzt werden. 

f. Wird bei Rücksitzen die für zwei Personen erforderliche Breite erreicht, nicht 
aber der Sitzabstand oder die Kopfhöhe, so kann ein Platz bewilligt werden. 

g. Für den Längsabstand sind verstellbare Sitze in mittlerer Stellung zu messen. 

B. Sonderbestimmungen für Gesellschaftswagen und Kleinbusse 

1. Anordnung und Zugänglichkeit der Sitze 

a. Es dürfen sich höchstens vier Sitze, inbegriffen Notsitze, nebeneinander befin­
den, ausser auf Längsbänken und auf der hintersten Querbank. 

b. Bei Gesellschaftswagen muss zwischen den Sitzen ein Längsgang von minde­
stens 24 cm Breite vorhanden sein. Die Sitze dürfen jedoch nach der Fahrzeug­
mitte verschoben werden, wenn sie unbesetzt leicht in ihre ursprüngliche Lage 
zurückbewegt werden können. 

c. Notsitze müssen sich leicht aufklappen lassen und dann durch eine Vorrichtung 
festgehalten werden, so dass die übrigen Sitze ungehindert zugänglich sind. 
Klappsitze vor Türen müssen nach dem Aufklappen einen Durchgang von we­
nigstens 40 cm Breite freigeben. 
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2. Stehplätze 

a. Die Grundfläche eines Stehplatzes muss mindestens 0,125 m2 betragen. 
b. Flächen, die nicht f(jr die Fahrgäste bestimmt sind, wie Stufen, Raum für das 

BedieilUngspersonal usw., zählen bei der Berechnung der Stehplätze nicht. 
c. Von der Nutzfläche werden nicht abgezogen die Einrichtungen, die nicht mehr 

als 12 cm von der Fahrzeugwand abstehen und nicht höher als 40 cm (jber den 
Wagenboden hinaufragen (z. B. Kabel- und Heizkanäle), sowie die Projektion 
der Haltestangen. 

d. Bei Stehplätzen, die sich vor einem Sitzplatz befinden, beginnt die nutzbare 
Grundfläche 62 cm vor der R(jckenlehne, gemessen 15 cm über der Sitzfläche. 

e. Unterteilen Stufen oder Türen den Raum, so ist jeder Teil für sich zu berech­
nen. 
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Anhang 6 

Gefährliche Fahrzeugteile 

1. Unnötige Teile 

Zierfiguren auf Bughaube und Kotflügel, inbegriffen abstrakte Gebilde, Halb- und 
Dreiviertelfiguren, sind untersagt, ausser wenn sie an geschützter Stelle angebracht 
sind, so dass ein Körper ungehindert darüber gleiten kann, oder wenn sie auf leich­
ten Druck hin ausweichen und so keine Verletzungsgefahr bilden. 
Verzierungen, die sich mehr als 3 cm über die umgebende Karosseriefläche erheben, 
sind nur gestattet, wenn sie ebenso breit wie hoch und abgerundet sind und in der 
Längsrichtung eine fliessende Begrenzungslinie ohne Verkröpfungen u. dgl. auf­
weisen. Verzierungen, die weniger als 3 cm hoch sind, sind gestattet, wenn sie keine 
scharfen Schneiden, Spitzen, Haken oder Vorsprünge aufweisen. 

2. Nötige oder nützliche Teile 

müssen folgenden Anforderungen genügen: 
a. Verschlüsse, Griffe und Scharniere für Türen, Motorhauben, Kofferraum­

deckel, dürfen keine Spitzen, scharfe Kanten, Haken oder Vorsprünge haben; 
das Ende' von nichtversenkten seitlichen Türgriffen oder Verschlusshebeln 
muss nach innen gerichtet seil). 

b. Flaggenständer u. dgl. müssen bei leichtem Druck genügend ausweichen. An­
tennen müssen so biegsam sein, dass bei einer Kollision keine ernsthaften Ver­
letzungen entstehen können; ihre Spitze muss mit einem Knopf od. dgl. abge­
deckt sein. 

c. Lichtschirme dürfen nicht mehr als 3 cm über den vordersten Teil des Ab­
deckglases vorstehen und keine scharfen Kanten aufweisen. Nachträglich ange­
brachte Lichtschirme aus Metall oder anderem festem Material sind untersagt. 

d. Radverschlüsse mit Flügeln sind nur zulässig, wenn sie den Aufbau in der Um­
gebung des Rades seitlich nicht überragen; Flügelmutter-Zierattrappen sind un­
zulässig. 

e. Gepäckträger, Dachroste, Skiträger, Reklame- und Fahrzieltafeln, Kennlampen 
für Taxis u. dgl. dürfen besonders in der Fahrtrichtung keine Spitzen, Schnei­
den oder scharfen Kanten aufweisen. Tafeln auf den Seitenwänden müssen 
vorn möglichst an die Karosserie anschliessen. 

f. Nachträglich angebrachte Sonnenblenden aussen über der Windschutzscheibe 
sind untersagt. Bei Luft- oder Regenabweisern an den Seitenfenstern oder auf 
dem Dach muss der vordere und seitliche Rand mit einem Radius von minde­
stens 2,5 mm zurückgebogen oder mit einer entsprechenden Kautschukeinfas­
sung versehen sein. Insektenschilder auf der Bughaube müssen aus elastischem 
Material bestehen. 

g. Stossstangen und ihre Hörner dürfen keine Spitzen und scharfen Kanten haben; 
ihre Enden müssen möglichst'an der Karosserie anliegen. 

h. Schlepplaschen, Schlepphaken und Halterungen für Arbeitsgeräte müssen nach 
vorn abgerundet sein. Wenn sie mehr als 3 cm vorstehen, sind sie wirksam zu 
überdecken. 
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1. Aussenrückspiegel und ihre Träger dürfen keine Spitzen, Schneiden oder schar­
fen Kanten haben. Ragen sie in einer Höhe bis 1,80 m über Boderi mehr als 
10 cm über die breitesten Karosserieteile vor, so müssen sie bei leichtem Druck 
genügend ausweichen. 

3. Aufbau-Gestaltung 

Der Aufbau darf keine unnötigen scharfen Spitzen, Kanten oder Vorsprünge auf­
weisen, die bei Frontal-, Streif- oder Auffahrkollision, namentlich mit Fussgängern 
oder Radfahrern, die Verletzungs gefahr erheblich erhöhen könnten. 
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Lichter, Richtungsblinker und Rückstrahler 
A. Farbe 

I. Die Lichter müssen folgende Farben haben: 

1. Nach vorn gerichtete 
a. Richter 
b. Rückstrahler im allgemeinen 
c. Rückstrahler von Fahrradanhängern sowie 

Pedalrückstrahler 
d. Richtungsblinker und Wamblinker 

2. Rückwärts gerichtete 
a. Bremslichter 
b. Richtungsblinker und Warnblinker 
c. Rückstrahler von Fahrradanhängern sowie 

Pedalrückstrahler 
d. Rückfahrlichter 

e. Kontrollschildbeleuchtung 
f. Übrige Lichter und Rückstrahler 
g. Nebelschlusslichter 

3. Seitwärts wirkende 
a. Rückstrahler, Markierlichter sowie Warnlichter an 

Türen 
b. Richtungsblinker 

4. Arbeitslichter, beleuchtete Strecken- und Fahrzieltafeln 

5. Kennlampen für Taxis, Pannenlampyn und Notfall 
kennzeichen für Arztfahrzeuge, Gefahrenlichter 

6. Blaulicht für vortrittsberechtigte Fahrzeuge 

Il. Farbkennwerte 

Strassen verkehr 

Anhang 71) 2) 

weiss oder hellgelb 
weiss 

gelb 
gelb 

rot 
rot oder gelb 

gelb 
weiss, hellgelb 
oder gelb 
welss 
rot 
rot 

rot oder gelb 
gelb 

weiss, hellgelb 
oder gelb 

gelb 

blau 

Das durch die farbigen Abschlussgläser erzeugte Licht ist unter Verwendung einer 
vom Hersteller vorgesehenen Glühlampe bei der Nennspannung zu prüfen. Das von 
einem Rückstrahler reflektierte, farbige Licht muss sich bei Verwendung einer weis­
sen Lichtquelle mit einer Farbtemperatur von 2850° Kelvin ergeben. Die Farbwert­
anteile müssen sich im Farbdreieck des internationalen Komitees für Autobeleuch­
tung (eIE) innerhalb folgender Grenzen befinden: 

1) Bereinigt gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976 (AS 19762611), Ziff. II der V vom 21. 
Nov. 1979 (AS 19791922), Ziff. I der V vom 7. Nov. 1984 (AS 1984 1338) und Ziff. II der 
V vom 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 

2) Siehe auch Abs. 2 der SchlB Änd. vom 29. Nov. 1976 hiervor. 
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Weiss 

Grenze gegen 
Grenze gegen 
Grenze gegen 
Grenze gegen 
Grenze gegen 
Grenze gegen 

Hellgelb (Selektivgelb ) 

blau: x ~ 0,310 
gelb: x ~ 0,500 
grün: y ~ 0,150 + 0,640 x 
grün: y :s; 0,440 

purpur: y ;::: 0,050 + 0,750 x 
rot: y ;::: 0,382 

Grenze gegen rot: y;::: 0,138 + 0,580 x 
Grenze gegen grün: y :s; 1,29 x - 0,1001) 

Grenze gegen weiss: y ;::: x + 0,966 
Grenze gegen Spektralwert: y :s; - x + 0,992 
(Für Nebellichter: 
Grenze gegen weiss: y ;::: - x + 0,940 und y = 0,440) 

Gelb (Orangejarbig) 

Grenze gegen 
Grenze gegen 
Grenze gegen 

Rot 

Grenze gegen 
Grenze gegen 

gelb: y :s; 0,429 
rot: y ;::: 0,398 

weiss: z :s; 0,007 

gelb: y :s; 0,335 
purpur: z :s; 0,008 

Blau (für Vortriwjahrzeuge) 

Grenze gegen grün: y :s; 0,065 + 0,805 
Grenze gegen weiss:y :s; 0,400 - x 
Grenze gegen purpur: x :s; 0,133 + 0,600 y 

B .... 
c. Seitlicher Abstand 

741.41 

I. Bei Abblend-, Stand-,Schluss- und Nebellichtern, bei' Richtungsblinkern sowie 
bei Rückstrahlern darf der äusserstc Rand der Leuchtfläche seitlich höchstens 40 cm 
von den äusserstcn, festen Teilen des Fahrzeugs entfernt sein. Der äusserste Rand 
der Leuchtflächc der Fernlichter darf nicht weiter aussen sein als derjenige der 
Abblendlichter. 

2. Bei Markier- und Parklichtern, die wegen der Bauart oder Verwendung eines 
Fahrzeugs nicht an den äussersten Stellen angebracht werden können, darf der 
äusserste Punkt der Leuchtfläche nicht mehr als 40 cm vom Fahrzeugrand entfernt 
sein. Der Abstand von 40 cm gilt nicht für Markierlichter an landwirtschaftlichen 
Motorfahrzeugen. Bei Anhängern darf der äusserste }land der Leuchtfläche der 
vorderen Markierlichter seitlich nicht weiter als 15 cm von den äussersten, festen 
Teilen des Fahrzeugs entfernt sein. 
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3 .... 

4. Die Leuchtflächen der Abblendlichter von Motorwagen sowie die Richtungs­
blinker von Motorwagen und Anhängern müssen durch einen wenigstens 60 cm 
breiten Zwischenraum voneinander getrennt sein. 

Beträgt die Fahrzeugbreite weniger als 1,30 m, so muss der Zwischenraum min­
destens 40 cm betragen. (Für Fahrzeuge mit beschränkter Höchstgeschwindigkeit 
gelten die Ausnahmen nach Art. 47 Abs. 2 Bst. k). 

5. Der Zwischenraum zwischen den Leuchtflächen der Richtungsblinker von Motor­
rädern muss mindestens betragen: 

a. bei Richtungsblinkern gemäss Anordnung I 56 cm 

b. bei Richtungsblinkern gemäss Anordnung 11 
- zwischen den vorderen Blinkern 
- zwischen den hinteren Blinkern 

D. Anbringungshöhe 

34cm 
24 cm 

1. Der Abstand des unteren Randes der Leuchtfläche vom Boden muss wenigstens 
betragen: 
a. bei Abblendlichtern 
b. bei Stand-, Schluss-, Brems-, Markier- und Parklichtern sowie 

bei Richtungsblinkern und Rückstrahlern 
c. bei Nebel-, Nebelschluss- und Rückfahrlichtern 

50cm 
35 cm· 

25 cm 

2. Der Abstand des oberen Randes der Leuchtfläche vom Boden darf höchstens be­
tragen: 

a. 1. 
2. 

bei Abblend-, Nebel- und Rückfahrlichtern 
bei Abblend- und Nebellichtern von landwirtschaftlichen· 
Motorfahrzeugen, wenn es die Form des Aufbaus erfordert 

b. 1. bei Stand-, Schluss-, Brems-, Parklichtern, Richtungsblin-
kern sowie seitlichen Markierlichtern 
- wenn es die Form des Aufbaus erfordert 

2.. bei landwirtschaftlichen Motorfahrzeugen 
- wenn es die Form des Aufbaus erfordert 

3. bei seitlichen Richtungsblinkern 

c. bei Markier-, Gefahren- und Blaulichtern 

d. I. bei Rückstrahlern 
- bei vorderen und seitlichen Rückstrahlern, wenn es die 

Form des Aufbaus erfordert 

2. bei Rückstrahlern von landwirtschaftlichen Motorfahrzeu­
gen 

120 cm 
150cm 

150 cm 

210cm 

190 cm 
210cm 

230 cm 

400 cm 

90 cm 
150cm 

90 cm l ) . 

1) 120 cm wenn Anbaueinrichtungen verwendet werden müssen, die nicht leicht beschädigt 
oder verformt werden können. . 
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e. I. bei Nebelschlusslichtern 100cm 
2. bei Nebelschlusslichtern von landwirtschaftlichen Motor- 2lOcm 

fahrzeugen 

3. Kann bei besonderen Fahrzeugen, namentlich bei Arbeitsmotorwagen, wegen ih­
rer Bauart oder Verwendung die Höhenvorschrift nicht eingehalten werden, so sind 
die Lichter und Rückstrahler möglichst nahe an den vorgeschriebenen Stellen anzu­
bringen. 

4. Können bei landwirtsshaftlichen Motorfahrzeugen die Vorschriften über die An­
bringungshöhe und den seitlichen Abstand der Rückstrahler nicht eingehalten wer­
den, so dürfen 4 Rückstrahler gemäss folgender Anordnung angebracht werden: 
- zwei Rückstrahler. deren oberer Rand der Leuchtfläche sich höchstens 90 cm über 

dem Boden befindet und der Abstand zwischen den inneren Rändern mindestens 
40 cm beträgt und 

- zwei Rückstrahler. deren oberer Rand der Leuchtfläche sich höchstens auf einer 
Höhe von 210 cm über dem Boden befindet und der äusserste Rand der 
Leuchtfläche seitlich höchstens 40 cm von den' breitesten Teilen der Fahrzeug­
karosserie entfernt ist. 

E. Beleuchtungs- oder Lichtstärke 

1. F emlichter 

Die Fernlichter müssen bei einer Messdistanz von 25 m die Beleuchtungsstärken in 
LUX (tx) gemäss nachstehender Tabelle aufweisen. Für Fernlichter an Fahrzeugen, 
deren Geschwindigkeit 40 kmlStd. nicht übersteigen kann, gelten nur die Höchst­
werte. 

Messort Motorwagen 

- Zentrum des Fernlichtbündels min. 32 
- 1,125 m.links und rechts davon min.16 
- 2,25 m links und rechts davon min. 4 
- Höchstwert für alle Fernlichter ei-480 

nes Fahrzeugs zusammen 

2. Abblend- und Nebellichter 

Motorräder 

Zyl. Inhalt 
> 200 cm3 

min. 16 
min. 8 
min. 2 
240 

Zyl. Inhalt 
:;; 200 cm3 

min.8 
min.4 
min.l 
240 

Bei einer Messdistanz von 25 m muss die Beleuchtungsstärke der Abblend- und Ne­
bellichter in LUX (Ix) innerhalb der Werte gemäss nachstehender Tabelle liegen. 
Nebellichter müssen den Mindestwert nicht erreichen. Abblendlichter an Fahrzeu­
gen, deren Geschwindigkeit 30 kmlh nicht übersteigt, müssen wenigstens 50 Prozent 
des für Motorwagen vorgeschriebenen Mindestwertes erreichen. Die Höchstwerte 
dürfen nicht überschritten werden. 
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Motorräder 

Messort Motorwagen Zyl. Inhalt Zyl. Inhal] 
> 200 cmo ,; 200 cm 

20 cm unter der Hell-Dunkel-Grenze in der min.2 min.l min.O,75 
Vertikalachse des Scheinwerfers und bis 
2,25 m rechts und links davon (bei Lichtern 
amerikanischer Bauart ohne Abblendkappe: 
in der Mitte des Lichtflecks und bis 2,25 m 
rechts und links davon) 

Oberhalb einer Linie, die links der Scheinwer- max.l,2 max.l,2 max.l,2 
ferachse auf der Höhe des Leuchtfadens waag-
recht verläuft und nach rechts um 15° ansteigt 

3. Stand-, Schluss-, Brems-, Markier- und Parklichter sowie Richtungsblinker 

Art. der Vorrichtung 

Standlichter und nach vorn gerichtete Markier- und Parklichter 

Schlusslichter*! sowie nach hinten gerichtete Markier- und Parldichter 

Bremslichter* ) 
- mit einer Lichtstärke 
- mit zwei Lichtstärken 

bei Tag 
bei Nacht 

Richtungsblinker 
a vorn 

b. hinten mit einer Lichtstärke 
mit zwei Lichtstärken 
bei Tag 
bei Nacht 

c. seitlich 
- gemäss Anordnung I 

nach vorn 
nach hinten 

- gemäss Anordnung III 
nach vorn 
nach hinten 

- gemäss Anordnung IV 

Lichtstärke in Candela (cd) in der 
optischen Achse 

mindestens höchstens 

4 60 

2 12 

40 100 

130 520 
30 80 

175 700 
50 200 

175 700 
40 120 

175 700 
50 200 

175 700 
0,3 200 
0,3 200 

*) Sind Schluss- und Bremslichter gleicher Farbe in einer Vorrichtung vereinigt, so muss die 
Lichtstärke des Bremslichtes fünfmaI grösser sein als diejenige des Schlusslichtes. 

4. Rückstrahler 

Das zurückgestrahlte Licht muss pro 1 LUX (Ix) einfallenden weissen Lichts mit ei­
ner Farbtemperatur von 2850° Kelvin folgende Werte in Millicandela (mcd) ergeben: 
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Art. des Rückstrahlers Beobach- Rückstrahlwerte in mcd bei 
tungswinkel*) Anleuchtungswinkeln **) von: 

vertikal 0° ± 10° ± 50 
horizontal 0° 0° ± 20° 

Dreieckige Rückstrahler von An- 20' 150 75 75 
hängern 1° 30' 7,5 3,75 3,75 
Übrige Rückstrahler von Motor- 20' 100 50 50 
fahrzeugen und Anhängern 1°30' 5 2,5 2,5 

*) Beobachtungswinkel ist der Winkel zwischen dem einfallenden Lichtstrahl und der Beob­
achtungsrichtung. 

**) Anleuchtungswinkel ist der Winkel zwischen dem einfallenden Lichtstrahl und der Achse 
des Rückstrahlers. 

5. Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement kann ftir die Typenprüfung der 
Lichter und Rückstrahler die Erfordernisse einlässlicher festlegen (Art. SI Abs. 5). 

F. Anordnnng und Sichtwinkel für Richtungsblinker 

Die Richtungsblinker sind gemäss den nachstehenden Abbildungen anzuordnen, un­
ter Einhaltung der darin angegebenen horizontalen Sichtwinkel. Der vertikale Sicht­
winkel muss bei allen Fahrzeugarten beidseits der Horizontalebene je 15° betragen. 

1. Motorwagen 

Anordnung I 

Anordnung II 

I 
, , 

Nur für Fahrzeuge bis 4 m 
Länge zulässig. 

Nur für Fahrzeuge bis 6 m 
Länge zulässig. 
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Anordnung III 

1 

iJlax. 
1,80 m 

Anordnung IV 

max. 
1,80m 

2. Motorräder 

Anordnung I 

--
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Strassen verkehr 

Für alle Fahrzeuglängen zu­
lässig. Distanz der Blinker vom 
vordem Fahrzeugrand 
höchstens 1,80 m; zur Einhal­
tung der Minimalwerte der 
Sichtwinkel kann die Distanz 
bis auf 2,50 m erhöht werden. 

Für alle Fahrzeuglängen zu­
lässig. Distanz der Blinker vom 
vordem Fahrzeugrand 
höchstens 1,80 m; zur Einhal­
tung der Minimalwerte der 
Sichtwinkel kann die Distanz 
bis auf 2,50 m erhöht werden. 

Minimalabstand zwischen den 
Blinkern 56 cm. 
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I'lnordnung II 

3. Anhänger 

4. Landwirtschaftliche Motorfahrzeuge 

Anordnung J 

Anordnung JJ 

I 
( 

\ 
-- I 

741.41 

Minimalabstand zwischen den 
Blinkern 
vorn 34 cm 
hinten 23 cm 

, 

Der Welt von 5 0 rur den toten 
Winkel der Sichtbarkeit des 
seitl ichen Zusat1.-Richtungs­
blinkers nach hinten ist eine 
obere Gren7,e, Dieser Wert 
kann aur 10 0 erhöht werden. 
wenn 5 0 nicht eingehalten 
werden kiinnen. 

d S; I.XO 111 
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Anordnung 111 

Anordnung IV 

Strassen verkehr 

Der Wert von 5 • für den roten 
Winkel der Sichtbarkeit des 
seitlichen Zusatz-Richtungs­
blinkers nach hinten ist eine 
obere Grenze. Dieser Wert 
kann auf 10 0 erhöht werden, 
wenn 5 0 nicht eingehalten 
werden können. 

d $2,60 m 

Der Wert von 10 0 für die 
Sichtbarkeit der vorderen Rich­
tungsblinker nach innen kann 
bei Fahrzrugen mit einrr 
Breite über alles von nicht 
mehr als 1,40 m auf 3 0 verrin­
gert werden. 

Kategoricn der Richtllngshlinkcr (E •. ): I - vordcre RichtuI]!!sblinkcr 
2 = hinlere RichtungshJinkcr 
5 = ~eillichc Zusatz-Richtungshlinkcr 

G. Sichtwinkel für Stand-, Schlnss-, Brems-, Markier-, Park­
nnd Nebelschlusslichter 

Die vertikalen Sichtwinkel müssen bei allen Fahrzeugarten beidseits der Horizontal­
ebene bei Nebelschlusslichtern je 50, bei übrigen Lichtem je 150 messen. 
Die horizontalen Sichtwinkel richten sich nach den folgenden Anordnungen: 

Anordnung I Für Stand-, Schluss- und Markierlichter 
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Anordnung Il Für Bremslichter 
, , 

, , 

Anordnung 1lI Für Parklichter 

Anordnung IV Für Nebelschlusslichter 

-----
~ tJ< 

H. Einstellung 

I. Allgemeines 

741.41 

1. Zur Einstellung der Lichter wird eine matte, helle, mindestens 1 m breite 
Kontrollwand verwendet, welche eine Horizontallinie (H) und eine 
Vertikallinie (V) aufweist, oder ein optisches Einstellgerät, welches das 
auf einer 10m entfernter Einstellwand entstehende Bild wiedergeben 
muss. 

2. Das Fahrzeug, dessen Reifen den vorgeschriebenen Druck aufweisen 
müssen, steht auf ebener Fläche; die Vorderräder müssen gerade­
ausgerichtet sein. Eine allfällige automatische Nivellierung muss sich 
vollständig eingestellt haben. 

3. Die Horizontallinie der Kontrollwand muss sich auf gleicher Höhe über 
dem Boden, die Vertikallinien in gleichem seitlichen Abstand von der 
Fahrzeuglängsach~e befinden wie der Glühfaden des zu prüfenden Lichtes. 
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v 

H---+----------~----------+---H 

\ 
Einstellwand 

.kran =----------. 
schermo 900 

------------_ .. --I ~ --
A 

Il. Fernlichter 

I 

-~ 
I 

.J 

I 

H 

Strassenverkehr 

--v 

L Die Einstellung der Fernlichter ist nur vorzunehmen, wenn sie sich nicht 
zwangsläufig aus der Einstellung des Abblendlichtes ergibt, d. h. 
- bei separaten Fernlichtern: in der Höhe und nach den Seiten; 
- bei Fernlichtern, die mit symmetrischen Abblendlichtern vereinigt sind: nur nach 

den Seiten. 

2. Die Mitte des Fernlichtbündels muss auf der Vertikallinie und, bei 7,5 m ent­
fernter Einstellwand, 5 Prozent tiefer liegen als die Horizontallinie. 

1II. Abblend-, Nebel- und Kurvenlichter 

L Belastung des Fahrzeugs und Abstand der Einstellwand richten sich nach fol­
gender Tabelle: 

Distanz der Einstellwand bei 

Fahrzeugkategorie Belastung europäischen Abblend· amerikanischen 
lichtern Abblendlichtern 
sowie bei Nebel- und 
Kurvenlichtern 

Personenwagen 1 Person auf dem hintern 5m 7,Sm 
Sitz 

Gesellschaftswagen und leer Sm 7,5m 
Kleinbusse 
Liefer- und Lastwagen vollbeladen Sm 7,Sm 

leer 3m 5m 
Traktoren mit vollbeladenem Sm 7,5m 

Einachsanhänger, 3m 5m 
in den übrigen Fällen 

Motorräder 1 Person je Sitz 6m 9m 
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Fahrzeugkategorie 

Motorfahrzeuge mit Be­
leuchtung bis 30 111 gemäss 
Art..47 Abs, 2 Buchst,f 

Belastung 

741.41 

Distanz der Einstellwand bei 

europäischen AbbJend~ amerikanischen 
lichtem Abblendlichtern 
sowie bei Nebel- und 
Kurvenlichtern ' 

3m 

Wegen des geringen Abstandes der Einstellwand kann die Hell-Dunkel-Grenze in 
der Mitte eine Wölbung aufweisen, weshalb namentlich auf den seitlichen Verlauf 
der Hell-Dunkel-Grenze abzustellen ist. 
Bei verstellbaren Lichtern ist der obere Anschlag so zu fixieren, dass die erfor­
derliche Neigung der Abblendlichter gewährleistet ist, wenn das Fahrzeug vorn voll 
und hinten nicht belastet wird. 
Aus Zweckmässigkeitsgründen kann ein einheitlicher Abstand der Einst«llwand 
gewählt werden; er darf nicht weniger als 5 m betragen .. Die Differenz zwischen der 
Hell-Dunkel-Grenze und. der Horizontallinie ist umzurechnen, so dass die 
erforderliche Neigung der Lichter gewährleistet ist. 

2, Die Hell-Dunkel-Grenze der symmetrischen Abblendlichter, der Nebel- und 
Kurvenlichter, der waagrechte Teil der Hell-Dunkel-Grenze der asymmetrischen 
europäischen Abblendlichter und der obere Rand des Lichtflecks amerikanischer 
Abblendlichter müssen 10 Prozent tiefer liegen als die Horizontallinie. 

3. Die seitliche Einstellung erfolgt bei symmetrischen Abblendlichtern anhand des 
Fernlichtes. Bei asymmetrischen europäischen Abblendlichtern muss der Schei­
telpunkt der Hell-Dunkel-Grenze auf der Vertikallinieliegen, bei asymmetrischen 
amerikanischen Abblendlichtern muss der Lichtfleck rechts an die Vertikallinie 
liegen. Bei Nebel- und Kurvenlichtern muss die Mitte des Lichtbündels auf der 
Vertikallinie liegen. 

IV. Einstellbare Rückfahrlichter 

Die Mitte des Lichtbündels muss auf der 7,5 m entfernten Einstellwand 50 Prozent 
der Höhe des Lichtfadens über Boden unter der Horizontallinie liegen. 
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Anhang 8 

Motorfahrzeug-Entstörung 

1. Umfang der Entstörung und ihre Überprüfung 

1.1 Die Entstörung ist erforderlich für die Hochspannungs-Zündanlage von 
Benzinmotoren. Fahrzeuge mit eingebauter Radio-Empfangsanlage brau­
chen nicht geprüft zu werden, wenn der laufende Motor den Radioemp­
fang nicht beeinträchtigt. 

1.2 Eine Vollprüfung (Ziff. 2) ist bei der Typenprüfung durchzuführen, wenn 
nicht Unterlagen vorliegen, wonach die Vorschriften erfüllt sind. 

1.3 Die vereinfachte Prüfung (Ziff. 3) ist bei der Überwachung der Fahrzeuge 
im Verkehr. 

1.4 Eine visuelle Kontrolle (Ziff. 4) genügt bei der Immatrikulation neuer 
und bei der Nachprüfung von in Verkehr stehenden Fahrzeugen. In 
Zweifelsfällen ist jedoch eine volle oder eine vereinfachte Prüfung 
durchzuführen. 

2. Vollprüfung 

2.1 Messgeräte 

Die Störfeldstärke wird mit einem von der'PTT genehmigten Feldstärke­
Messgerät mit einfacher Dipolantenne ermittelt. Das Gerät muss der Publi­
kation Nr. 2 des CISPR (Comite international special des perturbations 
radioelectriques) entsprechen. 

2.2 Messplatz und Messanordnung 

102 

Die Messungen sind auf einem ebenen Platz vorzunehmep, der in einem 
Umkreis von mindestens 20 m frei ist von reflektierenden Hindernissen. 
Die Mitte des Dipols muss sich· in 10 m Abstand vom Fahrzeug seitlich 
des Motors und 3 m über dem Boden befinden. Die Messungen sind auf 
jeder Fahrzeugseite in horizontaler und vertikaler Stellung des Dipols vor­
zunehmen. 

-Mess Stelle 
em placement de mesure 
pun to di misurazione 

-------------

10 m 

1- r-\ 

Mess-Stelle 
esure 
ione 

emplacement de m 
punto di misuraz 

-- - --- - --------{ 

10 m 
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2.3 Betriebszustand des Fahrzeugs 

Der Motor muss warm sein. Einzylindermotoren müssen nur 2500 U/min, 
Mehrzylindermotoren mit 1500 U/min drehen. Für den Antrieb nicht not­
wendige Teile sind auszuschalten. 

2.4. Messbedingungen und Grenzwerte 

(Diese"Normen entsprechen der Vf des EVED vom 27. April 19661) be­
treffen den Radiostörschutz und den internationalen Empfehlungen 
Nr. 18/1 des CISPR; Stockholm 1964.) 

2.4.1 Bei Regen und bis zehn Minuten nach Aufhören des Regens sind keine 
Messungen durchzuführen. 

2.4.2 Die Störfeldstärken bei abgestelltem Motor müssen auf jeder Frequenz 
wenigstens dreimal tiefer sein als die bei laufendem Motor gemessenen Werte. 

2.4.3 Die Messungen sind bei den Frequenzen 45, 65, 90, 150, 180 und 220 
Megahertz (MHz) mit einer Toleranz von ± 5 MHz durchzuführen. 

2.4.4' Die Entstörung des Fahrzeugs ist genügend, wenn folgende Werte in !lV/rn 
an keiner Messstelle und auf keiner Frequenz überschritten wird. 

Mikrovolt pro Meter 
microvolt par metre 

I,N/m microvolt per metro 
150 

120 
100 

50 

o 

. 

.... ~ 
. 

.."... 

~ 

o 40 75 100 150 200 250 300 MHz 

3. Vereinfachte Prüfung 

Zur Messung werden die Störfeldstärken des zu prüfenden Fahrzeugs und eines auf die 
zuläEsige Grenze eingestellten Impulsgenerators bei 90 MHz miteinander verglichen. 

3.1. Messgeräte 

Die Ausrüstung besteht aus einem Vergleichsgenerator sowie einem Emp­
fänger mit einstellbarer Empfindlichkeitsschwelle. Beide Apparate müssen 
den Anforderungen der Generaldirektion PTT entsprechen. 

3.2. Messplatz und Messanordnung 

Die Messungen sind auf einer ebenen Strassen an einer Stelle durchzu­
führen, .die im Umkreis von mindesten 20 m um den Empfänger frei ist 

1) lAS 1966921, 1973 1594. SR 734.35 Art. 8 Abs. 1]. Heute: der Störschutzverordnung des 
EVED vom I. Mai 1979 (SR 734.35). 
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von reflektierenden Hindernissen. Der Empfanger wird 1-2 m vom Strassen­
rand aufgestellt. Mit dem Impulsgenerator wird die Hörschwelle des Em­
pfangers so eingestellt, dass eine 30 m lange Toleranzzone bestimmt werden 
kann. Die Begrenzungspunkte I, 2, 3 und 4 entsprechen den entferntesten 
Stellen, über die hinaus der Störgenerator gerade nicht mehr hörbar ist. 

0-> 
1 

Toleranzzone 
zone de toleranee 
zona df tolleranza I 

" • 1 

15 m 

3.3 Betriebszustand der Fahrzeuge 

Strasse oder Platz 
route DU place 
strada 0 piazza 

Die Messungen erfolgen bei beliebiger Vorbeifahrt der Fahrzeuge. 

3.4 Messung und Beurteilung 

Vorbeifahrende Fahrzeuge, welche ausserhalb der abgesteckten Toleranz­
zone im Kopfhörer Störgeräusche erzeugen, sind ungenügend entstört. Sie 
müssen verbessert werden. 

4. Visuelle Kontrolle 

Die Entstörung wird als genügend vermutet, wenn bei einer Kontrolle von Auge 
festgestellt werden kann. dass die Zündanlage mit Entstörmitteln gemäss Tabelle A 
in einer nach Tabelle B zulässigen Anordnung ausgerüstet ist. 

Tabelle A: Entstörmittel 

Kerzenseite Verteilerseite . 

A. Entstörstecker mit eingebautem Wi- 1. 
derstand 

B. Abgeschirmte Entstötkappe mit ein- 2. 
gebautem Widerstand 

C. Zündkerze mit eingebautem Wider­
stand 

Verteilerkopf mit einem Wider­
stand in der zentralen Verteiler-
büchse 

Vertei!erläufer mit eingebautem 
Widerstand 
3.1 Verteilerkopf mit Wider­

ständen in allen Büchsen 
3.2 In allen Verteilerleitungen 

eingebaute Entstörmuffen 

D. Entstör-Zündleitungen zwischen Kerzen und Verteiler sowie Verteiler und 
Zündspule 

104 



Bau und Ausrüstüng der Strassen fahrzeuge 741.41 

Bedingungen für: 

I. Entstörkappen mit eingebauten Widerstand 
Die Abschirmung muss den eingebauten Widerstand ganz oder teilweise umgeben und mit 
dem Kerzengehäuse rundum leitend verbunden sein. 

2. Verteilerkol!( 
Beim Ve11eiler-Entstörstecker muss der Widerstand möglichst weit in den Verteiler-An­
schlussturm hineinrageil. In den Ve11ciIerkopf eingesetzte Widerstände sind vorzuziehen. 
Bei Entstörmuffen in Hochspannungs-ZündIeitungen darf die freie Leitungslänge bis zum 
Verteilerkopf 10 nUll nicht überschreiten .. 

Tabelle B: Zulässige Entstörungsanordnungen 

Art. des Fahrzeuges 

I. Fahrzeuge ohne Zündverteiler 
1.1. mit Metallkarosserie 
1.2. ohne Metallkarosserie 

2. Fahrzeuge mit Zündverteiler 
2.1. mit Metallkarosserie 

2.2. ohne Metallkarosserie 

Zulässig ist eine der folgenden Anordnungen*) 

A,B,C 
8,C 

. A+2, A+3, 8+1, 8+2, 8+3, C+I, C+2, 
C+3,D 
8+2+3, 8+D, C+2+3, C+D 

*) Buchstaben bedeuten «Kerzenseite», Ziffern bedeuten «Verteilerseite» gemäss Tabelle A. 
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Anhang 91) 

Akustische Warn- und Alarmvorrichtungen 

1. Messbedingungen 

Das Mikrophon muss sich 7 m vor dem Fahrzeug in einer Höhe zwischen 0,5 mund 
1,5 m über dem Boden befinden; Messgeräte, Schallpegel-Bewertung, Messort, Ver­
meidung von Störgeräuschen und Windeinfluss richten sich nach den Bestimmun­
gen für clie Geräuschmessung an Motorfahrzeugen (Anhang 4). 
Zur Messung sind elektrische Warnvorrichtungen bei stillstehendem Motor aus voll­
geladener Batterie zu speisen; bei Fahrzeugen ohne Batterie muss der Motor mit et­
wa der Hälfte der Drehzahl der grössten Motorleistung drehen. Druckluftbetriebene 
Vorrichtungen sind beim gewöhnliche Betriebsdruck zu messen. Die Vorrichtungen 
müssen rasch ansprechen und dürfen bei Temperaturen zwischen _20° C und + 60° 
C ihren Toncharakter nicht wesentlich ändern. 

2. Obligatorische Warnvorrichtung (Art. 34 Abs. 1) 

a. Die Lautstärke muss nachstehende Werte erreichen, darf jedoch 104 dB (A) 
nicht übersteigen: 
- bei Motorwagen im allgemeinen 90 dB (A) 
- bei Motorfahrzeugen mit einer Höchstgeschwindigkeit bis 

40 kmiStd. und bei Motorrädern mit Batterie 80 dB (A) 
- bei Motorrädern und Motoreinachsern ohne Batterie 76 dB (A) 

. b. Die Grundfrequenz der Töne muss bei einem subjektiven Hörvergleich zwi­
schen 250 Hz und 630 Hz liegen; die Lautstärke der Obertöne muss zwischen 
1800 und 3550 Hz grässer sein als im höhern Bereich, in dem sie allmählich 
abfallen soll. Ausgenommen sind Wechselstromschnarren an Fahrzeugen ohne 
Batterie. 

3. Wechseltäniges Zweiklanghornjür vortrittsbe~echtigte Fahrzeuge (Art. 34 Abs. 2) 

a. Die Lautstärke der einzelnen Töne muss zwischen 100 dB (A) und 115 dB (A) 
betragen. 

b. Die Grundfrequenzen der beiden Töne müssen bei einem subjektiven Hörver­
gleich zwischen 360 Hz und 630 Hz liegen und ein Verhältnis von 3:4 aufwei­
sen (Abstimmtoleranz: -3% + 7%). 

c. Die Ablaufzeit eines ganzen Zyklus (2 hohe und 2 tiefe Töne und eine 
allfällige Pause) beträgt 2,5-3,5 Sekunden. Bei jeder Betätigung der 
Vorrichtung muss ein ganzer Signalzyklus ablaufen; Dauerschaltung ist 
gestattet. Die Töne müssen rhythmisch aufeinanderfolgen und dürfen sich 
nicht überschneiden. Eine Pause zwischen den Tonfolgen darf 0,8 
Sekunden nicht übersteigen. 

1) Bereinigt gemäss Ziff. I der V vom 29. Nov. 1976, in Kraft seit 1. Jan. 1977 (AS 1976 
2611). 

106 



Bau und Ausrüstüng der Strassen fahrzeuge 741.41 

4. Wechseltöniges Dreiklanghorn (Art. 34 Abs. 2) 

a. Die Lautstärke, über den ganzen Bereich gemessen, muss zwischen 90 dB (A) 
und 104 dB (A) betragen. 

b. Der Dreiklang besteht aus den Tönen cis, e und a (entsprechend den Frequen­
zen 277 Hz, 330 Hz, 466 Hz) mit einer Toleranz von ± 5%. 

5. Überjallwarnanlage (Art. 34 Abs. 3) 

a. Die Lautstärke der beiden Töne muss zusammen mindestens 90 dB (A) und 
darf höchstens 104 dB (A) betragen. 

b. Die Grundfrequenzen der beiden Töne müssen bei einem subjektiven Hörver­
gleich zwischen 250 Hz und 650 Hz liegen und ein Verhältnis zwischen I: 1,2 
und 1: 1,8 (ideal 1: 1,5) aufweisen. 

c. Der höhere Ton und der nachfolgende Unterbruch dauern 0,8-1,2 Sekunden, 
wovon 30 Prozent bis 70 Prozent auf den Ton entfallen. 
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Zeichen und Tafeln 

l. ... 

2. Höchstgeschwindigkeiten 

(Art. 11 Abs. 7 und 47, Abs. 4) 

Anssendurchrnesser des Zeichens 
Breite des roten Randes 
Grosse Ziffern: 
Höhe 
Breite 
Strichbreite 
Kleine Ziffern: 
Höhe 
Breite 
Strichbreite 

Motorwagen 

20 em 
2,5 em 

8em 
4em 
lern 

Sem 
2,3 em 
0,6 em 

Motorräder und 
Kleinmotorräder 

lOem 
1,2em 

4em 
2em 
0,5 em 

Strassenverkehr 

Anhang ]01) 

3. Zeichen für Fahrzeuge von 
Gehbehinderten 

r--------, Der Grund des Zeichens ist blau, 

(Art. 36 Abs. 5) 

das Symbol weiss 
Seitenlänge 
des Quadrats 
Höhe des Quadrats 
Breite des Symbols 
Strichbreite 

8em 
6,5 cm 
6,5 em 
4mm 

4. Zeichen für Fahrzeuge von Gehörlosen (Art. 36 Abs. 5) 

Der Drund des quadratischen Zeichens (Seitenlänge 
gleich 8 cm) ist blau, das Symbol weiss.) 

I) Bereinigt gemäss Ziff. II der V. vom 21. Nov. 1979 (AS 1979 1992), Ziff. I der V vom 
I. März 1982 (AS 1982 495), Ziff. III der V. vom 3. Dez. 1990 (AS 1991 78) und Ziff. I der 
V vom 19. Febr. 1992, in Kraft seit I. April 1992 (AS 1992 536). 
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5. Schweizerisches Landeszeichen (Art. J 1 Abs. 4 und 61 Abs. 4) 

Das Unterscheidungszeichen setzt sich aus den zwei lateinischen grossen Buchsta­
ben «eH» zusammen. Sie müssen schwarz auf einer elliptischen weissen Fläche an­
gebracht sein, deren Hauptachse waagrecht liegt. 

Mindestmasse: 
Höhe der Ellipse 
B reite der Elli pse 
Höhe der Buchstaben 
Breite der Buchstaben 
Strichbreite 

11,5 cm 
17,5 cm 

8 cm 
4 cm 
I cm 

6. ZeichenJür Lernjahrzeuge (Art. 27 Abs. 1 VRVI)) 

Die quadratförmige Tafel ist möglichst senkrecht und gut sichtbar an der Rückseite 
des Fahrzeuges zu befestigen. Der Grund der Tafel ist von blauer, das «L» von weis-
ser Farbe. Masse der L·Tafe! für 

Länge der Quadratseite 
Höhe des «L» 
Länge des waagrechten 
«L»-Striches 
Strichbreite des «L» 

7. Winkkelle (Art 36Abs. 4) 

Motorwagen Motorräder 

16cm 12cm 
lOcm 8 cm 

6cm 
2cm 

Scm 
1,5 cm 

Die Anzeigetafel trägt einen weissen Pfeil auf rotem Grund; beide Farben müssen 
aus reflektierendem Material sein. 

Kellenlänge min.100 
I<-------Iongueur su moios 100 --_--->1 

lunghezza minima della palett~ 1 00 

Masse in cm 
dimensions an cm 
misure in cm 

8. Zeichenjür Schulbusse (Art. 11 Abs. 8) 

!) SR 741.11 

Der Grund der quadratischen Tafel mit abgerundeten Ecken 
ist hellbgelb (selektivgelb) oder gelb (orangefarbig), das 
Symbol und der Rand sind schwarz. 
Das Symbol hat demjenigen des Gefahrensignals 1.23 zu 
entsprechen. 
Seitenlänge 
Randbreite 

40cm 
2cm 
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Anhang ]]1) 

Bestandteile und Ausrüstungsgegenstände, die der Typenprüfung 
unterstehen 
(Art. 80 und 81) 

1. Lichter 

- Obligatorische und fakultative Beleuchtungsvorrichtungen, ausgenommen Fahr-
radlichter, 

- automatische Licht-Ein-und Umschaltgeräte, 
- Vorrichtungen für Blendschutz und zur Änderung der Lichtwirkung, 
- Rückstrahlvorrichtungen (ReflexIinsen, Rückstrahlbeläge). 

2. Signalvorrichtungen 

- Pannensignale, 
- Richtungsblinker, 
- obligatorische und fakultative akustische Warnvorrichtungen. 

3. Weiteres Zubehör 

- obligatorische und fakultative Fahrtschreiber und Restwegschreiber, 
- Einlageblätter für Fahrtschreiber, 
- Notbesteck für Fahrzeuge, die in Tanks gefährliche Flüssigkeiten befördern, 
- Feuerlöscher für Gesellschaftswagen und für Fahrzeuge, die geHihrliehe Güter 

befördern. 
- Feuerlöscher für Gesellschaftswagen und für Fahrzeuge, die gefährliche Güter 

befördern. 

4. - Rückstrahler von Fahrrädern, 
- Lichter und Rückstrahler von Motorfahrrädern. 

1) Fassung gemäss Ziff. I d~r V vom 29. Nov. 1976 (AS 19762611). Für Ziff. 3 siehe auch 
Abs. 4 der SchiB dieser And. hiervor. Bereinigt gemäss Ziff. II der V vom 21. Nov. 1979 
(AS 1979 1922) und 22. Dez. 1993, in Kraft seit 1. Febr. 1994 (AS 1994214). 
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Anhang 121) 

Grundplatte für Fahrräder 

Die Grundplatte ist 8 cm hoch, 5 cm breit und mindestens 0,15 cm dick. Die Ecken 
sind mit einem Radius von 0,4 cm abgerundet. Sie ist aus korrosionsbeständigem 
Metall hergestellt und weist einen rot reflektierenden Belag auf. Für Farbe und 
Rückstrahlwerte gelten die gleichen Anforderungen wie für dreieckige Rückstrahler 
von Anhängern .nach Anhang 7 dieser Verordnung. Die Rückseite ist beschrift- und 
beklebbar. 

1) Eingefügt durch Ziff. 1 der V vom 24. Mai 1989. in Kraft seit I. Jan. 1990 (AS 1989 1195). 
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